
 

 

 

 

 

 

Hinweis 
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erläuterten Verfahren möglich. Die im Briefkopf genannte Mail-Adresse ist nur für formfreie Kommunikation vorgese-
hen. 
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Kreisverwaltung Alzey-Worms  Postfach 13 60  55221 Alzey 

Gegen Empfangsbestätigung 
 
ABO Energy GmbH & Co. KGaA 
Unter den Eichen 7 
65195 Wiesbaden 
 
 

 
Abteilung: Bauen und Umwelt 
Zuständig: Frau Emrich 
Telefon: 06731/408-4632 Fax: 06731/408-4444 
Mail: emrich.angela@alzey-worms.de 
Gebäude: Ernst-Ludwig-Straße 36 
Zimmer: 64 
 
Postadresse: Ernst-Ludwig-Straße 36 
Internet: kreis-alzey-worms.de 
 Öffnungszeiten siehe Homepage 
 

Datum und Zeichen Ihres Schreibens 
 

Unser Zeichen (bei Antwort bitte angeben) Datum 

6/56101-90/WPDitt-H2/ABO/ae 04.12.2025 
 
 
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) sowie der 4. und 9. Ver-
ordnung zum BImSchG (4. und 9. BImSchV) und des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG);  
Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von sechs Windenergieanlagen 
(WEA) in den Gemarkungen Heßloch, Flur 11, Parzellen 12+13 (WEA01), Parz. 69/1 
(WEA02), Parz. 115/1+117/4 (WEA03), Bechtheim, Flur 12, Parz. 16+17 (WEA04), Parz. 
100/1 (WEA05) und Alsheim, Flur 35, Parz. 18/2 (WEA06) zugunsten der ABO Energy 
GmbH &Co. KGaA, 65195 Wiesbaden 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Sie hatten am 17.12.2024 einen Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach 
§ 4 und §19 BImSchG i. V. m. § 6 Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindGB) gestellt. 
Dieser wurde mit Antrag vom 24.02.2025, hier eingegangen am 05.03.2025, auf die Durch-
führung eines förmlichen Genehmigungsverfahrens nach § 4 BImSchG und § 10 BImSchG 
sowie § 33 Baugesetzbuch umgestellt. Aufgrund dieses geänderten Antrages, erteilt die 
Kreisverwaltung Alzey-Worms als Untere Immissionsschutzbehörde gemäß 
 

- § 4 Abs. 1, § 10 i. V. m. § 6 Abs. 1 des Gesetzes zum Schutze vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen u. ä. 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) vom 17.05.2013 (BGBl. I, 
S. 1274), in der derzeit gültigen Fassung, 

- § 2 Abs. 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung über ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) vom 31.05.2017 (BGBl. I S. 1440), in 
der derzeit gültigen Fassung und der Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 zu dieser Verord-
nung, 

- der 9. Verordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren – 9. BImSchV) vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001) in der derzeit 
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gültigen Fassung, insbesondere § 1 Abs. 2, § 1a, § 4a, § 10, § 11, § 12, § 20 und  
§ 21 der 9. BImSchV 

- § 9 und § 10 i. V. m. § 6 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG)  

- § 1 Abs. 1 i. V. m. Nr. 1.1.1 Ziffer 4 der Anlage zur Landesverordnung über Zustän-
digkeiten auf dem Gebiet des Immissionsschutzes Rheinland-Pfalz (ImSchZuVO) 
vom 14.06.2002 in der Fassung der Änderung durch Artikel 2 der 2. Landesverord-
nung zur Änderung der Landesverordnung über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
des Immissionsschutzes (ImSchZuVO vom 14.06.2002) vom 16. Mai 2023 (GVBl. 
Rhld.-Pf. Nr. 10 Seite 158 vom 31.05.2023).  

- § 245 e Abs. 4 Satz 1 i. m. § 33 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. 
I. S. 3634) in der derzeitigen Fassung (analoge Anwendung) 
 
nach Anhörung aller beteiligten Stellen und unbeschadet der Rechte Dritter die  

 

Immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
 

 

I. Entscheidung 
 
Der ABO Energy GmbH & Co. KGaA wird die Genehmigung auf Errichtung und Betrieb von 
sechs Windenergieanlagen in den Gemarkungen Heßloch, Bechtheim und Alsheim erteilt. 
Die WEA werden einschließlich der zugehörigen Anlagenteile und Nebeneinrichtungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 der 4. BImSchV genehmigt: 
 
Typenbezeichnung: Vestas V172 
Leistung: 7,2 MW 
Nabenhöhe: 175 m 
Rotordurchmesser: 172 m 
Gesamthöhe: 261 m 
 
Positionierung: 
 
WEA Rechtswert Hochwert Gemarkung Flur Flurstück(e) 
WEA 01 447.617 5.510.135 Heßloch 11 12 und 13 
WEA 02 448.260 5.510.192 Heßloch 11 69/1 
WEA 03 447.426 5.509.690 Heßloch 11 115/1 und 

117/4 
WEA 04 448.175 5.509.458 Bechtheim 12 16 und 17 
WEA 05 448.568 5.509.645 Bechtheim 12 100/1 
WEA 06 449.634 5.511.391 Alsheim 35 18/2 

 
 
II. Eingeschlossene Genehmigungen: 
 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG folgende Ge-
nehmigungen mit ein: 
 

- Baugenehmigung nach § 70 Landesbauordnung (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. 
1998, S. 365) in der derzeit gültigen Fassung. Die künftigen Ausweisungen/Regelun-
gen des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinhessen-Nahe – 4. 
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Teilfortschreibung – Vorranggebiet 8 sind von der Antragstellerin entsprechend der 
von ihr unterzeichneten Verpflichtungserklärung vom 26.08.2025 einzuhalten.  

- Luftverkehrsrechtliche Zustimmung gemäß § 14 Abs. 1 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
vom 10.05.2007 (BGBl. I S. 698), in der derzeit gültigen Fassung. 

- Eingriffszulassung nach § 17 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m.  
§ 14, 15 BNatSchG vom 29.07.2009 (BGBl. I. S. 2542), in der derzeit gültigen Fas-
sung.  
 

Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die 
nach § 13 BImSchG nicht von dieser Genehmigung eingeschlossen werden (§ 21 Abs. 2 
der 9. BImSchV).  
 
III. Bestandteile des Genehmigungsbescheides: 
 
Die Genehmigung ergeht unter Maßgabe der mit Antrag vom 17.12.2024 eingereichten bzw. 
durch Antragsänderung vom 24.02.2025 ergänzten und geänderten Antragsunterlagen so-
wie weiterer Nachreichungen, zuletzt am 04.12.2025, soweit im Folgenden keine abwei-
chenden Regelungen getroffen werden, sowie der unter Abschnitt IV. festgesetzten Neben-
bestimmungen und Hinweise.   
Die Genehmigungsunterlagen bestehen aus 3 Ordnern und sind Anlage zum Genehmi-
gungsbescheid. Die Antrags- und Planunterlagen sowie im Verfahren nachgereichte Unter-
lagen sind durch Stempelaufdruck gekennzeichnet und zu beachten.  
 
 
IV. Nebenbestimmungen 
 
Der Genehmigungsbescheid ergeht unter folgenden Nebenbestimmungen: 
 
1. Allgemeine Anforderungen: 
 
1.1  Das Vorhaben ist entsprechend der dieser Genehmigung zugrunde liegenden Plan- 

und Antragsunterlagen auszuführen. Abweichungen sind im Vorfeld mit der Geneh-
migungsbehörde abzuklären. Die Pflicht zur Anzeige von Änderungen nach § 15 BIm-
SchG sowie das Erfordernis zur Einholung einer Genehmigung für eine wesentliche 
Änderung nach § 16 BImSchG bleibt unberührt. 

 
1.2  Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach ihrer Zustel-

lung mit dem Bau oder dem Betrieb der Anlage begonnen wurde oder die Anlage 
während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist. 
Auf Antrag kann die Genehmigungsbehörde diese Frist aus wichtigem Grund verlän-
gern, wenn hierdurch der Zweck des BImSchG nicht gefährdet wird (§ 18 BImSchG).  

 
1.3 Beginn der Erdarbeiten, Baubeginn, Fertigstellung, Probebetrieb und Inbetriebnahme 

der Anlage (Einspeisung der ersten Kilowattstunde) sowie jeder Betreiberwechsel 
sind der Genehmigungsbehörde 14 Tage vorher schriftlich mitzuteilen. Dies gilt auch 
für die am Verfahren beteiligten Behörden mit Bezugnahme auf deren Nebenbestim-
mungen/Hinweise.  
Der im nachfolgenden Text verwendete Begriff „Baubeginn“ bezieht sich auf 
den Baubeginn sämtlicher im Zusammenhang mit dem Bau der WEA 
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stehenden, in die Landschaft eingreifende Arbeiten (Erdarbeiten für Funda-
mente, Baustelleneinrichtung und Zuwegungen auf den Standortgrundstücken 
der WEA, ggf. Rodungsarbeiten) und erfordert die vorherige Freigabe durch die 
Genehmigungsbehörde. 

 
1.4 Der Genehmigungsbescheid oder eine Abschrift dessen, ist zusammen mit den da-

zugehörigen Unterlagen am Betriebsort aufzubewahren und den Aufsichtspersonen 
der zuständigen Überwachungsbehörden auf Verlangen vorzulegen. 

 
1.5 Besondere Vorfälle und Störungen, die während der Errichtung oder des Betriebes 

wesentliche Veränderungen des Zustandes, der Funktionstüchtigkeit oder Emissio-
nen der Anlage verursachen können, oder eine Umweltgefährdung oder Belästigun-
gen der Allgemeinheit und der Nachbarschaft, insbesondere der menschlichen Ge-
sundheit, besorgen lassen, sind vom Betreiber der Genehmigungsbehörde unverzüg-
lich mitzuteilen. Dabei ist mitzuteilen, wie und wann Abhilfe geschaffen wird.  
Die in § 5 BImSchG vorgegebenen Pflichten des Betreibers zum Schutz vor Schädli-
chen Umwelteinwirkungen sind zu beachten. 

 
1.6 Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Genehmigungsbehörde zur Erfül-

lung der sich aus oder aufgrund des BImSchG ergebenden Pflichten, nachträgliche 
Anordnungen nach Erteilung der Genehmigung gemäß § 17 BImSchG erlassen 
kann.  

 
1.7 Die WEA ist mit stets funktionssicheren technischen Einrichtungen zu betreiben. Eine 

Abschaltautomatik bei Unwuchtbetrieb und insbesondere die Verpflichtung zu regel-
mäßiger, fachkundiger Prüfung, Wartung und Kontrolle der Sicherheitseinrichtungen 
und der übertragungstechnischen Teile auf ihre Funktionstüchtigkeit bei Betrieb und 
Stillstand, der Rotorblätter auf Steifigkeit, auf Beschaffenheit ihrer Oberfläche und auf 
Rissbildung in zeitlich überschaubaren Abständen, sind zu gewährleisten und zu 
wahren. 
 

1.8 Eine beabsichtigte Betriebseinstellung ist der Genehmigungsbehörde nach § 15 Abs. 
3 BImSchG mindestens einen Monat vorher unter Angabe des Zeitpunktes anzuzei-
gen. Die sich hierbei aus § 5 Abs. 3 und 4 BImSchG ergebenden Pflichten (z. B. 
ordnungsgemäße und schadlose Verwertung von Abfällen, Wiederherstellung eines 
ordnungsgemäßen Zustandes des Anlagengrundstückes) sind durch Vorlage ent-
sprechender Unterlagen zu beabsichtigten Maßnahmen zu belegen. 

 
 
2. Kreisverwaltung – Untere Bauaufsichtsbehörde -  
 
Bedingungen (B): 
 
Für alle WEA: 
WEA 1: Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzellen 12 und 13 
WEA 2: Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzelle 69/1 
WEA 3: Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzellen 115/1 und 117/4 
WEA 4: Gemarkung Bechtheim, Flur 12, Parzellen 16 und 17 
WEA 5: Gemarkung Bechtheim, Flur 12, Parzelle 100/1 
WEA 6: Gemarkung Alsheim, Flur 35, Parzelle 18/2 
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B2.1 Vor Baubeginn ist der Genehmigungsbehörde der/die Bauleiter/in mit Namen, An-

schrift und Rufnummer mitzuteilen. 
 
B2.2 Vor Baubeginn ist ein Gutachten zur Standorteignung nach den derzeit gültigen DiBt-

Richtlinien vorzulegen. Insbesondere ist zu untersuchen, ob es durch lokale Turbu-
lenzerhöhungen infolge der Einflüsse benachbarter Windenergieanlagen (WEA) zu 
Überschreitungen kommt (Turbulenzgutachten). 

 
B2.3 Vor Baubeginn ist die geprüfte Typenstatik und, in Auswertung des Baugrundgutach-

tens und des Turbulenzgutachtens, der Prüfbericht des Prüfstatikers für Fundamente 
und Mast vorzulegen. 
 

 
WEA 1: Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzellen 12 und 13: 
 
B2.4 Vor Baubeginn ist zur Sicherung der Rückbauverpflichtung gem. § 35 Abs. 5 BauGB 

eine Sicherheitsleistung nach §§ 232 ff BGB (z. B. in Form einer Bankbürgschaft) in 
Höhe der voraussichtlichen Kosten des Rückbaus zu leisten.  
Die Höhe der Sicherheitsleistung beträgt 504.000,00 € (inkl. 19 % MwSt.). Der Nach-
weis der Sicherheitsleistung ist bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms, untere Bau-
aufsichtsbehörde, zu erbringen. 
Der Bauherr erkennt an, dass die Kreisverwaltung Alzey-Worms berechtigt ist, die 
erforderlichen Arbeiten durchführen zu lassen und die anfallenden Kosten aus der 
Sicherheitsleistung zu zahlen, wenn er seinen Verpflichtungen nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt. 
 

B2.5 Vor Baubeginn ist eine Vereinigung der Grundstücke Gemarkung Heßloch, Flur 
11, Parzellen 12 und 13 durch Eintragung einer Vereinigungsbaulast vorzuneh-
men.  
 

B2.6 Vor Baubeginn sind die notwendigen Abstandsflächen, die nicht auf dem jeweiligen 
Baugrundstück liegen, durch Eintragung einer Abstandsflächenbaulast zu sichern. 
Dies betrifft die Grundstücke Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzellen 100, 101/1, 
101/2 und 119. Die notwendigen Baulasten sind bei der Kreisverwaltung Alzey-
Worms eintragen zu lassen. Bei der Eintragung ist zu prüfen, ob auf dem jeweiligen 
Flurstück bereits eine Baulast eingetragen ist, die gelöscht oder überarbeitet werden 
muss.  

B2.7 Vor Baubeginn ist der mit der Ortsgemeinde Dittelsheim-Heßloch abgeschlossene 
Sondernutzungsvertrag für die Wegenutzung und die Leitungsverlegung über die ge-
meindeeigenen Wirtschaftswege vorzulegen.  
 
 

WEA 2: Gemarkung Heßloch, Flur 13, Parzelle 69/1: 
 
B2.8 Vor Baubeginn ist zur Sicherung der Rückbauverpflichtung gem. § 35 Abs. 5 BauGB 

eine Sicherheitsleistung nach §§ 232 ff BGB (z. B. in Form einer Bankbürgschaft) in 
Höhe der voraussichtlichen Kosten des Rückbaus zu leisten.  
Die Höhe der Sicherheitsleistung beträgt 504.000,00 € (inkl. 19 % MwSt.). Der 
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Nachweis der Sicherheitsleistung ist bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms, untere 
Bauaufsichtsbehörde, zu erbringen. 
Der Bauherr erkennt an, dass die Kreisverwaltung Alzey-Worms berechtigt ist, die 
erforderlichen Arbeiten durchführen zu lassen und die anfallenden Kosten aus der 
Sicherheitsleistung zu zahlen, wenn er seinen Verpflichtungen nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
B2.9 Vor Baubeginn sind die notwendigen Abstandsflächen, die nicht auf dem jeweiligen 

Baugrundstück liegen, durch Eintragung einer Abstandsflächenbaulast zu sichern. 
Dies betrifft die Grundstücke Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzellen 78, 79, 80, 
81, 82, 83, 84 85, 119. Die notwendigen Baulasten sind bei der Kreisverwaltung 
Alzey-Worms eintragen zu lassen. Bei der Eintragung ist zu prüfen, ob auf dem je-
weiligen Flurstück bereits eine Baulast eingetragen ist, die gelöscht oder überarbeitet 
werden muss.  

 
B2.10 Vor Baubeginn ist der mit der Ortsgemeinde Dittelsheim-Heßloch abgeschlossene 

Sondernutzungsvertrag für die Wegenutzung und die Leitungsverlegung über die 
gemeindeeigenen Wirtschaftswege vorzulegen. 
 

 
WEA 3: Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzellen 115/1 und 117/4 
 
B2.11 Vor Baubeginn ist zur Sicherung der Rückbauverpflichtung gem. § 35 Abs. 5 BauGB 

eine Sicherheitsleistung nach §§ 232 ff BGB (z. B. in Form einer Bankbürgschaft) in 
Höhe der voraussichtlichen Kosten des Rückbaus zu leisten.  
Die Höhe der Sicherheitsleistung beträgt 504.000,00 € (inkl. 19 % MwSt.). Der Nach-
weis der Sicherheitsleistung ist bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms, untere Bau-
aufsichtsbehörde, zu erbringen. 
Der Bauherr erkennt an, dass die Kreisverwaltung Alzey-Worms berechtigt ist, die 
erforderlichen Arbeiten durchführen zu lassen und die anfallenden Kosten aus der 
Sicherheitsleistung zu zahlen, wenn er seinen Verpflichtungen nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
B2.12 Vor Baubeginn ist noch eine Vereinigung der Grundstücke Gemarkung Heßloch 

Flur 11, Parzellen 115/1 und 117/4 durch Eintragung einer Vereinigungsbaulast 
vorzunehmen. 

 
B2.13 Vor Baubeginn sind die notwendigen Abstandsflächen, die nicht auf dem jeweiligen 

Baugrundstück liegen, durch Eintragung einer Abstandsflächenbaulast zu sichern. 
Dies betrifft die Grundstücke Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzellen 94/1, 94/2, 95, 
96, 97, 98, 99/1, 99/2, 100, 101, 102, 103, 104/1, 131, 132, 311/2, 311/3, 312, 315 
und 318. Die notwendigen Baulasten sind bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms ein-
tragen zu lassen. Bei der Eintragung ist zu prüfen, ob auf dem jeweiligen Flurstück 
bereits eine Baulast eingetragen ist, die gelöscht oder überarbeitet werden muss.  

 
B2.14 Vor Baubeginn ist der mit der Ortsgemeinde Dittelsheim-Heßloch abgeschlossene 

Sondernutzungsvertrag für die Wegenutzung und die Leitungsverlegung über die 
gemeindeeigenen Wirtschaftswege vorzulegen. 
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WEA 4: Gemarkung Bechtheim, Flur 12, Parzellen 16 und 17 
 
B2.15 Vor Baubeginn ist zur Sicherung der Rückbauverpflichtung gem. § 35 Abs. 5 BauGB 

eine Sicherheitsleistung nach §§ 232 ff BGB (z. B. in Form einer Bankbürgschaft) in 
Höhe der voraussichtlichen Kosten des Rückbaus zu leisten.  
Die Höhe der Sicherheitsleistung beträgt 504.000,00 € (inkl. 19 % MwSt.). Der Nach-
weis der Sicherheitsleistung ist bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms, untere Bau-
aufsichtsbehörde, zu erbringen. 
Der Bauherr erkennt an, dass die Kreisverwaltung Alzey-Worms berechtigt ist, die 
erforderlichen Arbeiten durchführen zu lassen und die anfallenden Kosten aus der 
Sicherheitsleistung zu zahlen, wenn er seinen Verpflichtungen nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
B2.16 Vor Beginn ist eine Vereinigung der Grundstücke Gemarkung Bechtheim, Flur 12, 

Parzellen 16 und 17 durch Eintragung einer Vereinigungsbaulast vorzunehmen.  
 

B2.17 Vor Baubeginn sind die notwendigen Abstandsflächen, die nicht auf dem jeweiligen 
Baugrundstück liegen, durch Eintragung einer Abstandsflächenbaulast zu sichern. 
Dies betrifft die Grundstücke Gemarkung Bechtheim, Flur 12, Parzellen 12, 13, 14, 
15 und 16. Die notwendigen Baulasten sind bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms 
eintragen zu lassen. Bei der Eintragung ist zu prüfen, ob auf dem jeweiligen Flurstück 
bereits eine Baulast eingetragen ist, die gelöscht oder bearbeitet werden muss.  

 
B2.18 Vor Baubeginn ist der mit der Ortsgemeinde Bechtheim abgeschlossene Sondernut-

zungsvertrag für die Wegenutzung und die Leitungsverlegung über die gemeindeei-
genen Wirtschaftswege vorzulegen.  

 
WEA 5: Gemarkung Bechtheim, Flur 12, Parzelle 100/1: 

 
B2.19 Vor Baubeginn ist zur Sicherung der Rückbauverpflichtung gem. § 35 Abs. 5 BauGB 

eine Sicherheitsleistung nach §§ 232 ff BGB (z. B. in Form einer Bankbürgschaft) in 
Höhe der voraussichtlichen Kosten des Rückbaus zu leisten.  
Die Höhe der Sicherheitsleistung beträgt 504.000,00 € (inkl. 19 % MwSt.). Der Nach-
weis der Sicherheitsleistung ist bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms, untere Bau-
aufsichtsbehörde, zu erbringen. 
Der Bauherr erkennt an, dass die Kreisverwaltung Alzey-Worms berechtigt ist, die 
erforderlichen Arbeiten durchführen zu lassen und die anfallenden Kosten aus der 
Sicherheitsleistung zu zahlen, wenn er seinen Verpflichtungen nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
B2.20 Vor Baubeginn sind die notwendigen Abstandsflächen, die nicht auf dem jeweiligen 

Baugrundstück liegen, durch Eintragung einer Abstandsflächenbaulast zu sichern. 
Dies betrifft die Grundstücke Gemarkung Bechtheim, Flur 12, Parzellen 106/1, 
106/2 und 107/1. Die notwendigen Baulasten sind bei der Kreisverwaltung Alzey-
Worms eintragen zu lassen. Bei der Eintragung ist zu prüfen, ob auf dem jeweiligen 
Flurstück bereits eine Baulast eingetragen ist, die gelöscht oder bearbeitet werden 
muss. 
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B2.21 Vor Baubeginn ist der mit der Ortsgemeinde Bechtheim abgeschlossene Sondernut-
zungsvertrag für die Wegenutzung und die Leitungsverlegung über die gemeindeei-
genen Wirtschaftswege vorzulegen.  

 
 
WEA 6: Gemarkung Alsheim, Flur 35, Parzelle 18/2: 
 
B2.22 Vor Baubeginn ist zur Sicherung der Rückbauverpflichtung gem. § 35 Abs. 5 BauGB 

eine Sicherheitsleistung nach §§ 232 ff BGB (z. B. in Form einer Bankbürgschaft) in 
Höhe der voraussichtlichen Kosten des Rückbaus zu leisten.  
Die Höhe der Sicherheitsleistung beträgt 504.000,00 € (inkl. 19 % MwSt.). Der Nach-
weis der Sicherheitsleistung ist bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms, untere Bau-
aufsichtsbehörde, zu erbringen. 
Der Bauherr erkennt an, dass die Kreisverwaltung Alzey-Worms berechtigt ist, die 
erforderlichen Arbeiten durchführen zu lassen und die anfallenden Kosten aus der 
Sicherheitsleistung zu zahlen, wenn er seinen Verpflichtungen nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
B2.23 Vor Baubeginn sind die notwendigen Abstandsflächen, die nicht auf dem jeweiligen 

Baugrundstück liegen, durch Eintragung einer Abstandsflächenbaulast zu sichern. 
Dies betrifft die Grundstücke Gemarkung Alsheim, Flur 35, Parzellen 17, 18/1, 19, 
22/2, 22/3, 23, 24, 39. Die notwendigen Baulasten sind bei der Kreisverwaltung 
Alzey-Worms eintragen zu lassen. Bei der Eintragung ist zu prüfen, ob auf dem je-
weiligen Flurstück bereits eine Baulast eingetragen ist, die gelöscht oder bearbeitet 
werden muss.  

 
B2.24 Vor Baubeginn ist der mit der Ortsgemeinde Alsheim abgeschlossene Sondernut-

zungsvertrag für die Wegenutzung und die Leitungsverlegung über die gemeindeeig-
nen Wirtschaftswege vorzulegen.  

 
 
Auflagen (A): 
 
Für alle WEA: 
WEA 1: Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzellen 12 und 13 
WEA 2: Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzelle 69/1 
WEA 3: Gemarkung Heßloch, Flur 11, Parzellen 115/1 und 117/4 
WEA 4: Gemarkung Bechtheim, Flur 12, Parzellen 16 und 17 
WEA 5: Gemarkung Bechtheim, Flur 12, Parzelle 100/1 
WEA 6: Gemarkung Alsheim, Flur 35, Parzelle 18/2 
 
 
A2.1 Die Bestimmungen des gemeinsamen Rundschreibens des Ministeriums für Wirt-

schaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung, des Ministeriums der Finanzen, 
des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten und 
des Ministeriums des Innern, für Sport und Infrastruktur Rheinland-Pfalz vom 
28.05.2013 sind Grundlage dieser Genehmigung. 
Die darin geforderten Abnahme- und Prüfberichte sind unaufgefordert vorzulegen.  
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A2.2 Das Bauvorhaben ist nach der geprüften statischen Typenberechnung auszuführen.  
Der Prüfbericht des Prüfingenieurs ist zu beachten. 
 

A2.3 Die Ausführung der statisch beanspruchten Konstruktionsteile ist durch den Prüfsta-
tiker abzunehmen. Die Abnahmeberichte sind der unteren Bauaufsichtsbehörde so-
fort nach dem Abnahmetermin vorzulegen. 
 

A2.4 Der Betreiber ist verpflichtet, alle notwendigen wiederkehrenden Prüfungen vorneh-
men zu lassen und die Prüfberichte unaufgefordert der Genehmigungsbehörde vor-
zulegen. 
 

A2.5 Vor Baubeginn müssen die Grundflächen der baulichen Anlage abgesteckt und die 
Höhenlage der baulichen Anlage festgestellt sein. Die Absteckung und die Festle-
gung der Höhenlage haben durch einen öffentlich bestellten Vermessungsingenieur  
zu erfolgen. 
 

A2.6 Die noch vorzulegende gutachterliche Stellungnahme zur Standorteignung nach der 
derzeit gültigen DiBt-Richtlinie wird Bestandteil der Genehmigung und ist bei der Aus-
führung sowie beim Betrieb zu beachten.  

 Es ist sicherzustellen, dass die WEA beim Erreichen der entsprechenden Nachlaufsi-
tuation abgeschaltet wird. Es ist eine Bestätigung vom Hersteller vorzulegen, dass 
die Anlagensteuerung entsprechend programmiert wurde. 

 Sollten sich Änderungen gegenüber der im Gutachten dargestellten Vorgehensweise 
ergeben, ist das geänderte Gutachten der Genehmigungsbehörde als Tektur vorzu-
legen.  
 

A2.7 Der geotechnische Bericht Nr. 24-04-508 vom 30.07.2024 durch das Büro M & S 
Umweltprojekt GmbH, Wörrstadt von Frau Dipl. Geol. Hella Wagner ist Bestandteil 
der Genehmigung und bei der Bauausführung zu beachten. 
 

 
Hinweise, Erläuterungen, Empfehlungen Bauaufsicht (H): 
 
H2.1  Mit der Baufertigstellungsanzeige ist der Nachweis über die erfolgte Einmessung der 

Windkraftanlagen vorzulegen. 
 

H2.2 Nach Ablauf der durch den Standsicherheitsnachweis in der jeweiligen Typen- bzw. 
Einzelprüfung festgelegten Entwurfsdauer, ist eine gesonderte Bewertung hinsicht-
lich der Sicherheit des Weiterbetriebes der Anlagen vorzunehmen (vgl. Ziffer 2 der 
Allgemeinverfügung der SGD Süd zu den Prüfpflichten an Windenergieanlagen vom 
13.10.2020). Die Bewertung hat durch einen anerkannten Sachverständigen zu er-
folgen. Die Unterlagen sind unaufgefordert der entsprechenden Genehmigungsbe-
hörde vorzulegen.  
 

H2.3  Werbeanlagen (bspw. Betreibernamen) sind auf Windenergieanlagen nicht zulässig. 
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3. Kreisverwaltung - Untere Naturschutzbehörde -: 
 
Bedingungen (B): 
 
B3.1 Ökologische Umweltbaubegleitung & Bodenkundliche Baubegleitung 

Vor Baubeginn ist eine ökologische Umweltbaubegleitung (UBB) sowie eine boden-
kundliche Baubegleitung (BBB) zu beauftragen. Die hierfür verantwortliche(n), fach-
kundige(n) Person(en) ist/sind der zuständigen Immissionsschutzbehörde sowie der 
Unteren Naturschutzbehörde vor Baubeginn zu benennen.  
Die Einrichtung einer UBB sowie einer BBB ist Voraussetzung für die Baufreigabe 
seitens der zuständigen Immissionsschutzbehörde. 
 

B3.2 Baufeldfreimachung 
Die Baufeldfreimachung der Standorte der WEA (inklusive Kranstellflächen, Turm-
aufricht- und Lagerplätze, Zufahrten) hat außerhalb des Brutzeitraums zu erfolgen, 
also außerhalb des Zeitraums vom 01.03. bis 30.09 jeden Jahres.  
Sofern der Zeitraum der Baufeldfreimachung innerhalb des Brutzeitraums von pla-
nungsrelevanten Brutvogelarten beginnen oder fortgeführt werden soll, muss die 
UBB die Unbedenklichkeit schriftlich bestätigen. 
Dafür ist die in Anspruch genommene Fläche (Eingriffsbereich) sowie ein Einwir-
kungsbereich (durch die UBB festzulegen) von max. 50 m um den Eingriffsbereich 
herum vor Beginn der Arbeiten durch die UBB zu untersuchen, um artenschutzrecht-
liche Verstöße gegen § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BNatSchG auszuschließen. 
Sollten im Rahmen der Kontrolle Brutvorkommen im Eingriffsbereich festgestellt wer-
den, sind die Bauarbeiten bis zum Abschluss des Brutgeschehens einzustellen.  
Bei absehbaren Bodenarbeiten während der Brutzeit kann eine Unattraktivgestaltung 
des Eingriffsbereichs durchgeführt werden, um eine Ansiedlung von bodenbrütenden 
Vogelarten zu verhindern. Hierfür sind diese Flächen durch geeignete Bodenbear-
beitung (z.B. durch Grubbern) vegetationsfrei zu halten. Der erste Bearbeitungster-
min muss vor dem 01. März liegen, darauffolgend wird ein Turnus von 2-3 Wochen 
empfohlen.  
Bezogen auf die Feldlerche kann die Unattraktivgestaltung durch den Einsatz von 
Flatterbändern ergänzt werden. Hierfür werden ca. 2 m hohe Stangen mit daran be-
festigten, im Wind flatternden Absperrbändern (ca. 1,5 m lang) im Abstand von 25 m 
zueinander im Eingriffs- und Einwirkungsbereich aufgestellt. 
Die Freigabe des Baubeginns im Baufeld seitens der zuständigen Immissionsschutz-
behörde ist abzuwarten! 
 

B.3.3 Artenschutz – Feldhamster: Kontrollkartierung 
Vor der Baufeldfreimachung ist durch die UBB oder eine fachlich qualifizierte Person 
nochmals zu ermitteln, ob Feldhamsterbaue betroffen sind. Dafür sind die von den 
Erdarbeiten betroffenen Flächen sowie ein 50 m Pufferbereich im Spätsommer auf 
ein Vorkommen von Feldhamstern zu untersuchen. Hierüber ist ein Bericht anzufer-
tigen, welcher der Genehmigungsbehörde im Rahmen der Erteilung der Freigabe-
prüfung vorzulegen ist.  
Werden besetzte Feldhamsterbaue festgestellt, so dürfen die Arbeiten nicht begon-
nen werden und die Untere Naturschutzbehörde ist zu kontaktieren. Es ist dann vo-
raussichtlich ein Antrag auf Ausnahme nach § 45 BNatSchG zu stellen, welcher ein 
Vergrämungs-, Ausgleichs- und Umsiedlungskonzept beinhaltet. Über diesen Antrag 
wird die SGD Süd, Neustadt an der Weinstraße, zuständigkeitshalber entscheiden. 
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Die Freigabe des Baubeginns im Baufeld seitens der zuständigen Immissionsschutz-
behörde ist abzuwarten! 
 

B3.4 Artenschutz – CEF-Maßnahme 
Durch die Errichtung von vier der insgesamt sechs Anlagen und der dadurch beding-
ten Versiegelung kommt es zu einem Verlust von Brut- und Nahrungshabitaten der 
Feldlerche. Um die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang zu währen, 
muss eine CEF-Maßnahme durchgeführt werden. Dafür sind auf auf insgesamt 
20.000 m² Maßnahmen durchzuführen. Diese teilen sich auf folgende Flurstücke auf: 
 

- Gemarkung Heßloch, Flur 11, Flurstück 69/1 – 15.829 m² 
- Gemarkung Heßloch, Flur 11, Flurstück 53/1 – 4.172 m² 

Dabei sind folgende Maßnahmen durchzuführen:  
a) Anlage von Ackerbrachestreifen durch Selbstbegrünung ODER Anlage 

von Buntbrachestreifen durch dünne Einsaat mit geeignetem Saatgut  
ODER Anlage von Getreidestreifen mit doppeltem Saatreihenabstand 

b) Anlage einer Schwarzbrache auf 2.138 m² entlang des Feldweges auf Flur-
stück 69/1 

c) Verzicht auf Düngung, Pflanzenschutzmittel (jegliche Pestizide) und me-
chanische Beikrautregulierung 

d) Keine Bewirtschaftung (Mahd oder Ernte) im Zeitraum 01.04. bis 31.07. 
Auf die Maßnahmenbeschreibung des LBP II, Abschnitt 3.1 Extensivierung eines In-
tensivackers, sowie die Karten 3.1 bis 3.3 des LBP II wird verwiesen. Die Untere 
Naturschutzbehörde ist über die erfolgte Umsetzung der CEF-Maßnahme schriftlich 
zu unterrichten. 
Die Freigabe des Baubeginns im Baufeld seitens der zuständigen Immissions-
schutzbehörde ist abzuwarten! 
 

B3.5 Artenschutz – Fledermäuse: Monitoring 
Der Genehmigungsempfänger muss bis spätestens einen Monat vor Inbetriebnahme 
der Anlage eine verbindliche Erklärung bei der Unteren Naturschutzbehörde abge-
ben, ob die pauschalen Abschaltzeiten nach Auflage A3.5 dauerhaft angewendet 
werden oder ob ein Monitoring gemäß Auflage 3.6 durchgeführt wird. Sofern ein Mo-
nitoring durchgeführt wird, ist der Unteren Naturschutzbehörde vor Inbetriebnahme 
der Anlagen der Nachweis vorzulegen, dass die Beauftragung eines qualifizierten 
Fachgutachters für dieses Monitoring erfolgt ist.  
Die Freigabe der Inbetriebnahme seitens der zuständigen Immissionsschutzbehörde 
ist abzuwarten! 
 

B3.6 Artenschutz – Turmfußeinfärbung 
Zur Vermeidung von Kollisionen durch Arten wie die Grauammer sind die unteren 20 
m des Turms farblich zu kennzeichnen. Hierfür sind dunkle Farbtöne zu wählen 
(bspw. grün, grau oder braun). Voraussetzung für die Inbetriebnahme der Windener-
gieanlage ist die positive Abnahme der Maßnahme durch die Untere Naturschutzbe-
hörde.  
Die Freigabe der Inbetriebnahme seitens der zuständigen Immissionsschutzbehörde 
ist abzuwarten! 
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B3.7 Ersatzzahlung 
Bezogen auf die WEA als Eingriff im Sinne des BNatSchG wird gemäß § 15 Abs. 6 
BNatSchG i. V. m. § 7 Abs. 5 LNatSchG und den Bemessungsgrundlagen der 
LKompVO zur Eingriffskompensation gegenüber dem Genehmigungsempfänger 
eine Ersatzzahlung in Höhe von 

537.890,67 € 
festgesetzt. 
Der Betrag ist an die Stiftung Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz (SNU) unter Angabe 
der im KSP-Serviceportal erstellten Kennung der Objektart „Eingriffsverfahren“ (EIV-
012025-WNPGV2), der Genehmigungsbehörde Kreisverwaltung Alzey-Worms und 
mit der Vorgangsbezeichnung „ABO Energy 6 WEA DiHe 2“ auf deren Bankverbin-
dung zu überweisen: 

Landesbank Baden-Württemberg, 70144 Stuttgart 
BIC: SOLADEST600 

IBAN: DE77 6005 0101 0004 6251 82 
 
Dies ergibt einen anteiligen Betrag von 89.648,45 € je WEA. 
Mit der Eingriffsdurchführung darf erst begonnen werden, wenn die o. g. Ersatzzah-
lung an die SNU geleistet worden ist, d. h. die Freigabe des Baubeginns seitens der 
Genehmigungsbehörde ist abzuwarten! 
 

B3.8 Sicherheitsleistung 
Zur Erfüllung der naturschutzfachlichen Kompensation gemäß § 17 Abs. 5 und § 44 
Abs. 5 BNatSchG ist seitens des Genehmigungsempfängers eine Sicherheit nach  
§ 232 BGB (z.B. in Form einer unbefristeten Bankbürgschaft oder eines Bankgutha-
bens mit entsprechendem Sperrvermerk) in Höhe der dargelegten Kosten der natur-
schutzfachlichen Kompensation zu leisten. Nachfolgende Sicherheitsleistungen wer-
den erhoben: 

a) Ausgleichsmaßnahme / CEF-Maßnahme gemäß Kapitel 3.1 des Land-
schaftspflegerischen Begleitplans (LBP II vom 06.11.2025): 
Bewirtschaftung einer Ackerbrache (Spontanbegrünung) oder eines 
Ackers mit Fragmentgesellschaft der Segetalvegetation auf 20.000 m² in 
Gemarkung Heßloch, Flur 11, Flurstück 69/1 und Flurstück 53/1 
Entsprechend der vorgelegten Kostenschätzung (Anhang I, LBP II) inklu-
sive jährlicher Progression von 2 % wird die Sicherheitsleistung auf 

80.359,13 € 
festgelegt. 

 
Der Nachweis der jeweiligen Sicherheitsleistung ist bei der Genehmigungsbehörde 
zu erbringen. 
Eine Teilfreigabe ist nach Ablauf von jeweils fünf Jahren um 1/5 der jeweiligen o.g. 
Summen auf Antrag möglich. Voraussetzung ist ein Nachweis über die Umsetzung 
und Unterhaltung der jeweiligen Maßnahme. 
Seitens des Genehmigungsempfängers ist anzuerkennen, dass die Kreisverwaltung 
Alzey-Worms berechtigt ist, die erforderlichen Arbeiten durchführen zu lassen und 
die anfallenden Kosten aus der Sicherheitsleistung zu bezahlen, wenn den Verpflich-
tungen nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachgekommen wird. 
Mit der Eingriffsdurchführung darf erst begonnen werden, wenn die o. g. Sicherheits-
leistung geleistet worden ist, d. h. die Freigabe des Baubeginns seitens der Geneh-
migungsbehörde ist abzuwarten! 
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B3.9 Rechtliche Sicherung Ausgleichsmaßnahme 
Zur dauerhaften Sicherung der Ausgleichsmaßnahme / CEF-Maßnahme auf Gemar-
kung Heßloch, Flur 11, Flurstücke 69/1 und 53/1 gemäß Landschaftspflegerischem 
Begleitplan (LBP II, S. 4f; „Extensivierung eines Intensivackers“) ist seitens des Ge-
nehmigungsempfängers eine dingliche Sicherung des Rechts im Grundbuch an rang-
bereiter Stelle einzutragen. Die Eintragung ist hierbei auf die Maßnahme bzw. die 
Zielentwicklung abzustimmen: beschränkt persönliche Dienstbarkeit des Grund-
stücks zu Zwecken des Naturschutzes und der Landschaftspflege – Anlage einer 
Ackerbrache mit Bunt- und Schwarzbrache – zugunsten des Landes Rheinland-
Pfalz, vertreten durch den Landkreis Alzey-Worms. Der Eigentümer des Grundstücks 
verpflichtet sich zu einer ausschließlich dem vorgenannten Zweck dienenden Nut-
zung auf 15.829 m² (Flurstück 69/1) bzw. 4.172 m² (Flurstück 53/1).  
Ein schriftlicher Nachweis über die Eintragung ist der Kreisverwaltung Alzey-Worms, 
Abteilung Bauen und Umwelt vor Baubeginn vorzulegen. Hierzu ist auch ein verbind-
licher Antrag unter Ausschluss eines Rücktrittes auf Eintragung beim Grundbuchamt 
des zuständigen Amtsgerichts ausreichend. 
Anmerkung: die Dienstbarkeit kann gelöscht werden, wenn der Eingriff nicht mehr 
bestehen sollte (nach vollständigem Rückbau der Windenergieanlagen). 
Die Freigabe des Baubeginns im Baufeld seitens der zuständigen Immissionsschutz-
behörde ist abzuwarten! 
 

B3.10 Zuwegung 
 Die Antragstellerin hat die naturschutzrechtliche Genehmigung für die Zuwegung bei 

der Kreisverwaltung Alzey-Worms, Untere Naturschutzbehörde, spätestens drei Mo-
nate vor Beginn der Arbeiten im Baufeld (Baufeldfreimachung) zu beantragen. Der 
Kompensationsüberschuss der CEF-Maßnahmen (15.128 BWP) kann für den Antrag 
auf naturschutzrechtliche Genehmigung herangezogen werden. 

 Mit der Eingriffsdurchführung darf erst begonnen werden, wenn die naturschutzrecht-
liche Genehmigung für die Zuwegung erteilt wurde, d. h. die Freigabe des Baube-
ginns seitens der Genehmigungsbehörde ist abzuwarten! 

 
Auflagen (A): 
 
A3.1 Antragsunterlagen 

Die Antragsunterlagen bezogen auf 
a) 08.01 Formular 8 Naturschutz vom 17.12.2024 
b) 08.02.00 Kartierung Avifauna vom 30.11.2023 
c) 08.02.01 Karte 1 UG 2000 ohne Datum 
d) 08.02.02 Karte 2 UG 2000 Flugwege ohne Datum 
e) 08.02.03 Karte 3 UG 500 ohne Datum 
f) 08.02.04 Karte 4 Rastvogelerfassung ohne Datum 
g) 08.02.05 Karte 5 Vogelzug ohne Datum 
h) 08.03 Fachbeitrag Artenschutz (aktualisiert) vom 06.02.2025 
i) 08.04 LBP I aktualisiert vom 06.11.2025 
j) 08.07 LBP II aktualisiert vom 06.11.2025 

 
werden verbindlicher Bestandteil der Genehmigungsunterlagen. Sämtliche darin auf-
geführten, erforderlichen naturschutzfachlichen Vermeidungs-, Minimierungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen nach § 17 und § 44 Abs. 5 BNatSchG sind fachgerecht wie 
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beschrieben umzusetzen. Soweit über die Nebenbestimmungen des Bescheids An-
deres geregelt wird, gilt dieses. 
 

A3.2 Ökologische Umweltbaubegleitung & Bodenkundliche Baubegleitung 
Eine ökologische Umweltbaubegleitung (UBB) ist im Zuge der Durchführung des Vor-
habens durch eine Person mit Fachkompetenz (ökologisch geschult und faunistisch 
versiert) zu gewährleisten. Die UBB hat den ordnungsgemäßen Ablauf des Projekts 
unter Berücksichtigung des Arten-, Natur- und Umweltschutzes zu gewährleisten. 
Ebenso hat die UBB die vollständige und fachgerechte Umsetzung der o.g. Maßnah-
men sowie der Auflagen des Genehmigungsbescheids zu gewährleisten und sicher-
zustellen. Die UBB umfasst insbesondere die 
 
- Sach- und fachgerechte Durchführung und Einhaltung von Vermeidungs-, Mini-

mierungs-, Schutz-, Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen. Der UBB sind 
stets alle aktuell oder zukünftig am Bau beteiligten Firmen mitzuteilen. Zu Beginn 
der Arbeiten sind alle am Bau beteiligten Personen durch die UBB über die o.g. 
naturschutzfachlichen Maßnahmen zu informieren (ein entsprechendes Handout 
ist zudem auf der Baustelle auszuhängen). 

- Gewährleistung der artenschutzrechtlichen Vorgaben des § 44 Abs. 1 BNatSchG. 
Hierzu sind im Rahmen der UBB insofern auch die ausführenden Baufirmen über 
das eventuelle Vorkommen gesetzlich geschützter Tierarten zu informieren. Soll-
ten sich im Baufeld gesetzlich geschützte Tiere zeigen, ist das weitere Vorgehen 
seitens der UBB mit der zuständigen Naturschutzbehörde abzustimmen.  

- Kontrolle der ordnungsgemäßen Rekultivierung von Baustelleneinrichtungen und 
Baustraßen, bzw. nicht dauerhaft vorzuhaltender Flächenbefestigungen 

- Eventuelle Prüfung bei Erweiterung des Eingriffsumfangs. Insofern können durch 
die UBB dadurch über die Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen hinaus na-
turschutzfachliche Belange während der Bauarbeiten zudem berücksichtigt wer-
den.  
 

Ein Bericht hierüber ist gemäß § 17 Abs. 7 BNatSchG der Unteren Naturschutzbe-
hörde über die Genehmigungsbehörde nach Abschluss der jeweiligen Maßnahmen 
vorzulegen; spätestens nach Abschluss aller Maßnahmen auch ein zusammenfas-
sender Abschlussbericht. 
Eine bodenkundliche Baubegleitung (BBB) gemäß DIN 19639 und Maßnahme 5 VBO 
(siehe Landschaftspflegerischer Begleitplan I, Abschnitt 5.1) ist im Zuge der Durch-
führung des Vorhabens durch eine Person mit Fachkompetenz zu gewährleisten. 
Insbesondere überwacht die BBB die Einhaltung der Maßnahmen zur Vermeidung 
und Verminderung des Eingriffs im Bereich Boden aus dem LBP I, Abschnitt 5.1. 
 

A3.3 Schonzeit gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG 
Die Schonzeit (Verbot, Gehölze zu beseitigen, zu roden, abzuschneiden oder auf den 
Stock zu setzen) vom 01.03. bis 30.09. eines jeden Jahres ist zu beachten und zu 
wahren. Dies schließt auch die Durchführung des WEA-Projektes, d. h. auch die Zu-
fahrten zur Anlieferung der nötigen Bauteile, insbesondere der Rotorblätter mit ein. 
Sofern aus dringenden Gründen davon abgewichen werden muss, wird hierfür eine 
naturschutzrechtliche Genehmigung auf gesondert zu stellenden qualifiziert ausge-
arbeiteten Antrag hin erforderlich (sind z. B. Vogelnester vorhanden sind diese um-
zusetzen bzw. es ist mit der Fällung / Rodung des Baumes / der Bäume / des Ge-
hölzbestandes entsprechend abzuwarten, bis das Nest verlassen ist. Bei besetzten 
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Baumhöhlen sind die Stammstücke gesondert zu bergen und an geeigneter Stelle zu 
lagern). Auch hier gilt, dass eine ökologische Umweltbaubegleitung zu erfolgen hat. 
 

A3.4 Unattraktivität Umgebung Turmfuß 
Am jeweiligen WEA-Standort sind die anlagenumgebenden Flächen (insbesondere 
die Fundamentüberschüttung) für die Nahrungssuche von Greifvögeln (z.B. Rot- und 
Schwarzmilan, Turmfalke, Mäusebussard, Weihenarten) durch Reduzierung des po-
tentiellen Beuteaufkommens bzw. thermischer Aufwinde unattraktiv zu gestalten. Um 
Thermikbildung zu vermeiden, ist möglichst schnell eine Begrünung zu etablieren 
(z.B. Schotterrasen oder natürliche Wiederbegrünung). Der Einsatz chemischer Mit-
tel ist zu unterlassen. Das Mahdgut ist möglichst auszutragen. 
Auch Kranstellflächen und Zuwegungen sind für die Greifvögel unattraktiv zu halten.  
 

A3.5 Fledermausschutz 
Um erhebliche Beeinträchtigungen von Fledermäusen infolge des potentiellen Kolli-
sionsrisikos auszuschließen, unterliegt der Betrieb der Anlage den Abschaltzeiträu-
men aus dem Fachbeitrag Artenschutz vom 06.02.2025 (ecoda, Kapitel 4.1, S. 47). 
Nachfolgend werden die Abschaltzeiträume zusammengefasst: 
Im Zeitraum vom 01.04. bis 31.10. jeden Jahres bei Temperaturen über 10° C, Wind-
geschwindigkeiten unter 6 m/s und Niederschlag ≤ 0,2 mm/h: von 1 h vor Sonnenun-
tergang bis Sonnenaufgang. 
Die Messung der Witterungsbedingungen, zur temporären Abschaltung der Anlagen, 
sind an dieser selbst zu messen. 
Die Abschaltzeiträume gelten bereits für den Probebetrieb der Gondel. 
Mit der Inbetriebnahmeanzeige der Windenergieanlagen ist der Unteren Natur-
schutzbehörde, über die Genehmigungsbehörde, eine Erklärung des Fachunterneh-
mers vorzulegen, aus der ersichtlich ist, dass die Abschaltung funktionsfähig einge-
richtet ist. Die Betriebs- und Abschaltzeiten sind über die Betriebsdatenregistrierung 
der Windenergieanlage zu erfassen. Die Einhaltung der festgesetzten Abschalt-In-
tervalle bzw. Betriebsalgorithmen ist nachvollziehbar zu dokumentieren und der Ge-
nehmigungsbehörde unaufgefordert in jährlichen Abständen vorzulegen. Dabei müs-
sen mindestens die Parameter Windgeschwindigkeit, Temperatur und elektrische 
Leistung im 10-min-Mittel erfasst werden. 
 

A3.6 Fledermausschutz – Monitoring 
Zur Ermittlung der tatsächlichen Fledermausaktivität an den neuen Windenergiean-
lagen sowie zur Überprüfung und Anpassung der notwendigen Abschaltvorgaben, 
kann gemäß Fachbeitrag Artenschutz (Abschnitt 4.1) ein zweijähriges, bioakusti-
sches Gondelmonitoring an den WEA 01, WEA 05 und WEA 06 durchgeführt werden. 
Hierbei sind die entsprechenden Erfassungsgeräte vom 01. März bis 30. November 
zu betreiben.  
Jeweils zum 01.03. des Folgejahres ist der Monitoringbericht der Unteren Natur-
schutzbehörde über die Genehmigungsbehörde vorzulegen. Dabei sind auch das 
Betriebsprotokoll (als Nachweis für die Abschaltung) und die Ergebnisse der Klima-
daten-Messung (als Grundlage für die eventuelle Neufestlegung des Abschaltalgo-
rithmus) vorzulegen.  
Die pauschalen Abschaltzeiten des ersten Jahres können ab dem zweiten Betriebs-
jahr, basierend auf den Ergebnissen des Monitorings aus dem ersten Betriebsjahr, 
dem Einzelfall angemessen angepasst werden. Die Anpassung ist zuvor mit der Un-
teren Naturschutzbehörde abzustimmen. Ab dem dritten Betriebsjahr können 
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anlagenspezifischen Betriebsalgorithmen zur Anwendung kommen. Die anlagenspe-
zifischen Betriebsalgorithmen müssen so eingestellt werden, dass die Zahl der 
Schlagopfer je Anlage und Jahr bei unter zwei liegt. 
Nach Ablauf des zweiten Untersuchungsjahrs ist ein vorläufiger Abschlussbericht 
vorzulegen, welcher die Auswertung relevanter Ergebnisse beinhaltet. In Abhängig-
keit davon werden ggf. neue Abschaltzeiträume festgelegt. 
 

A3.7 Bodenschutz (Oberboden) 
Der im Zuge der Baumaßnahme anfallende Oberboden ist gemäß § 202 BauGB und 
DIN 18915 zu behandeln. Der insgesamt anfallende Bodenaushub darf längstens 9 
Monate nach Beginn der Fundamentausschachtung im näheren Umfeld der Wind-
energieanlage zwischengelagert werden. Er ist einer Verwertung zuzuführen. Die 
DIN 19639 und 19731 sind zu beachten. 
 

A3.8 Fundamenthöhe 
Eine Überhöhung des Fundaments über das aktuelle Geländeniveau ist zu vermei-
den. Wenn dies aus tatsächlichen Gründen unvermeidbar ist, sind flach auslaufende 
Neigungen (mind. 1:1,5) mit Übergängen zur Höhenlage der umliegenden Flächen 
herzustellen. 
 

A3.9 Flächenbefestigung 
Es dürfen nur dauerhaft notwendige Flächenbefestigungen bestehen bleiben. Dabei 
sind wassergebundene Bauweisen vorzusehen (Recyclingmaterial ist beim Ausbau 
zu bevorzugen). Es sind keine schweren Befestigungen durchzuführen. 
 

A3.10 Bodenschutz 
Der Betrieb von Baumaschinen sowie der Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen 
hat mit größtmöglicher Sorgfalt zu erfolgen. Flüssige Betriebs- und Kraftstoffe dürfen 
nicht ins Erdreich gelangen; eventuell erforderliche Einfüllungen in Tankbehälter sind 
mit äußerster Sorgfalt und soweit möglich nur auf befestigten Flächen zu tätigen. 
 

A3.11 Bodenschutz – Maßnahmen gemäß LBP I 
Die im Landschaftspflegerischen Begleitplan unter Abschnitt 5.1 (Maßnahmen zur 
Vermeidung und Verminderung – Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts) aufgeführ-
ten Maßnahmen 1 VBO bis 5 VBO sowie 6 VB sind zwingend zu beachten.  

 
 
AUFLAGENVORBEHALTE (AV): 
 
AV3.1 Einzelpräzisierung 

Erforderliche Einzelpräzisierungen (insbesondere in Bezug auf Abschaltalgorithmen: 
Grob- und Feintuning), die auf die saisonalen, tageszeitlichen und meteorologischen 
Bedingungen, Artenaktivitäten sowie art- und anlagespezifischen Kollisionsrisiken 
zugeschnitten sind, können unter Berücksichtigung von Vorschlägen des Betreibers 
festgesetzt werden. 
 

AV3.2 Monitoringbericht 
Wenn die Ergebnisse des Abschlussberichtes (im Anschluss an das 2. Betriebsjahr) 
es in begründeten Fällen aus artenschutzfachlicher Sicht erfordern, ist das skizzierte 
bioakustische begleitende Gondelmonitoring auf ein drittes Jahr zu erweitern. 
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HINWEISE (H): 
 
H3.1 Verweis auf umzusetzende Maßnahmen 

Die folgende Auflistung ist ein Verweis auf naturschutzfachlich und -rechtlich umzu-
setzende Maßnahmen gemäß Antragsunterlagen (siehe Auflage 1). Die zugrundelie-
genden Maßnahmenblätter werden zum Teil der immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung erklärt. Eine inhaltsgleiche Formulierung von Auflagen und Bedingungen 
ist daher i.d.R. entbehrlich (zum Teil werden jedoch Nebenbestimmungen formuliert). 
- CEF-Maßnahme „Bewirtschaftung einer Ackerbrache (Spontanbegrünung) oder 

eines Ackers mit Fragmentgesellschaft der Segetalvegetation“ (siehe auch Be-
dingung 4) 

- Unattraktivität des Turmfußbereiches (siehe auch Auflage 4) 
- Phänologiebedingte Abschaltungen (siehe auch Auflagen 5 und 6) 

 
H3.2 Erdaushub 

Bei einer eventuell vorgesehenen Verbringung von Erdaushub auf landwirtschaftliche 
Flächen zur Verbesserung der landbaulichen Kulturfähigkeit (Auffüllung) ist die erfor-
derliche vorherige naturschutzrechtliche Genehmigungspflicht – ab Flächenumfang 
größer als 300 m² – zu beachten. Die Information zur Genehmigungserfordernis soll 
zweckdienlicher Weise an die mit Erdarbeiten betrauten Unternehmen weitergege-
ben werden. 
 

H3.3 Öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
Die öffentlich-rechtliche Verpflichtung zur dauerhaften Gewährleistung der Kompen-
sation durch den Betreiber der WEA oder dessen Rechtsnachfolger auf die WEA-
Standzeit bleibt unberührt. Sollte eine oder mehrere der WEA länger als 25 Jahre in 
Betrieb bleiben bzw. Bestand haben, ist eine Nachregelung bezüglich der Eingriffs-
kompensation bzw. der Vorhaltung der Ausgleichsmaßnahmen zu beantragen, die 
sodann als Genehmigungsnachtrag zu bescheiden sein wird. 
 

H3.4 Leitungsverlegungen und externe Zuwegung 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine unterirdische Leitungsverlegung, welche ein-
zig in Frage kommen dürfte, nur in Straßen, Wegen und landwirtschaftlich genutzten 
Flächen naturschutzrechtlich nicht der Eingriffsregelung unterliegt. Anders hingegen 
gilt die Inanspruchnahme von nicht intensiv genutzten Dauergrünland- und Flurholz-
flächen als Eingriff und bedarf der naturschutzrechtlichen Genehmigung, sofern 
keine nach anderen Rechtsvorschriften vorgeht. Bei einer Verlegung innerhalb des 
Geltungsbereiches eines Landschaftsschutzgebietes sind die in der zugehörigen 
Rechtsverordnung (RVO) getroffenen Vorgaben zu beachten. I. d. R. gilt hier eine 
gesonderte Genehmigungspflicht nach der RVO zur Durchführung. 
Für die externe Zuwegung ist eine ggf. notwendige naturschutzrechtliche Genehmi-
gung frühzeitig bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen siehe Bedingung 
B10). 
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4. Kreisverwaltung - Untere Wasserbehörde (UWB) - 
 
Auflagen (A): 
 
A4.1 Anlagen zum Verwenden wassergefährdender Stoffe müssen dicht, standsicher und 

gegenüber den zu erwartenden mechanischen, thermischen und chemischen Ein-
flüssen hinreichend widerstandsfähig sein (§ 17 Abs. 2 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen – AwSV). Die Anlagen dürfen nur ent-
sprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik beschaffen sein sowie 
errichtet, unterhalten, betrieben und stillgelegt werden (§ 62 Abs. 2 Wasser- 
haushaltsgesetz – WHG).  
Dazu zählen insbesondere die in § 15 AwSV genannten Regeln, unter anderem die 
im DWA-Regelwerk als Arbeitsblätter veröffentlichten technischen Regeln 
wassergefährdender Stoffe (TRwS). 
 

A4.2 Kann bei einer Betriebsstörung nicht ausgeschlossen werden, dass wassergefähr-
dende Stoffe aus Anlagenteilen austreten, sind unverzüglich Maßnahmen zur Scha-
densbegrenzung zu ergreifen (§ 24 Abs. 1 AwSV). Die Anlage ist unverzüglich außer 
Betrieb zu nehmen, wenn eine Gefährdung oder Schädigung eines Gewässers nicht 
auf andere Weise verhindert werden kann; soweit erforderlich, ist die Anlage zu ent-
leeren.  
 

A4.3 Tritt ein wassergefährdender Stoff in einer nicht nur unerheblichen Menge aus, ist 
dies unverzüglich der unteren Wasserbehörde, der nächsten allgemeinen Ordnungs-
behörde oder der Polizei zu melden (§ 24 Abs. 2 AwSV, § 65 Abs. 3 Landeswasser-
gesetz – LWG). Die Verpflichtung besteht auch bei dem Verdacht, dass wasserge-
fährdende Stoffe in einer nicht nur unerheblichen Menge bereits ausgetreten sind, 
wenn eine Gefährdung eines Gewässers oder von Abwasseranlagen nicht auszu- 
schließen ist.  
 

A4.4 Es sind Maßnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung sowie Maßnahmen zum Auf-
nehmen von Leckagen vorzusehen, beispielsweise Abdichten von Bodenabläufen, 
Abschalten von Pumpen, Schließen von Absperreinrichtungen, Verwendung von Bin-
demitteln, Reinigung der Flächen, Abpumpen oder Absaugen aus Rückhalteeinrich-
tungen. Die dazu notwendigen Materialien und Hilfsmittel sind in ausreichender 
Menge ständig vorzuhalten. 
 

A4.5 Ausgetretene wassergefährdende Stoffe sind so schnell wie möglich – längstens in-
nerhalb der maximal zulässigen Beanspruchungsdauer der Rückhalteeinrichtung – 
von Dichtflächen zu entfernen und ordnungsgemäß zu entsorgen. Dies gilt auch für  
betriebsbedingt auftretende Spritz- und Tropfverluste. 
 

A4.6 Die bei einer Betriebsstörung angefallenen festen oder flüssigen Gemische sind ord-
nungsgemäß entweder als Abfall zu entsorgen oder als Abwasser zu beseitigen. 
 

A4.7 Für die Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist eine Anlagendo-
kumentation gem. § 43 AwSV zu führen (d. h. zu erstellen und aktuell zu halten). 
Die Anlagendokumentation ist nach Maßgabe von TRwS 779 Abschnitt 10.3 Absatz 
2 zusammenzustellen1. Sie ist beim Wechsel des Betreibers an den neuen Betreiber 
zu übergeben.  
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A4.8 Das Merkblatt zu Betriebs- und Verhaltensvorschriften beim Umgang mit wasserge-

fährdenden Stoffen nach Anlage 4 AwSV ist an gut sichtbarer Stelle in der Nähe der 
Anlagen der Gefährdungsstufe A dauerhaft anzubringen (§ 44 Absatz 4 AwSV). 
 

A4.9 Nach Maßgabe des § 44 AwSV ist für die Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen (ausgenommen Anlagen nach § 44 Abs. 4) eine Betriebsanweisung 
vorzuhalten. Darin zu regeln sind insbesondere alle wesentlichen Maßnahmen der 
Betreiberkontrollen, der Instandhaltung, der Instandsetzung, der Notfallmaßnahmen 
und der Prüfungen. Die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten sind festzulegen. 
Die Betriebsanweisung ist auf Grundlage der Anlagendokumentation zu erstellen. Sie 
muss dem Betriebspersonal der Anlage jederzeit zugänglich sein. Das Betriebsper-
sonal der Anlage ist regelmäßig zu unterweisen. Einzelheiten zu Aufbau und Inhalt 
der Betriebsanweisung können TRwS 779 Abschnitt 10.2 entnommen werden.  
 

A4.10 Die Dichtheit von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und die 
Funktionsfähigkeit deren Sicherheitseinrichtungen sind regelmäßig zu kontrollieren 
(§ 46 Abs. 1 AwSV). Festgestellte Mängel sind zeitnah und – soweit nach § 45 AwSV 
erforderlich – durch einen Fachbetrieb nach § 62 AwSV zu beseitigen.  
 

A4.11 Die einsehbaren Anlagenteile der primären Sicherheit (z. B. Behälter, Rohrleitungen) 
und der sekundären Sicherheit (Rückhalteeinrichtungen) sind regelmäßig visuell auf 
ihren Zustand hin zu kontrollieren, insbesondere auch die Fugen oder Schweißnähte 
von Dichtflächen und sonstigen Rückhalteeinrichtungen. 
 

A4.12 Umlade- und Abfüllvorgänge sind visuell auf Leckagen zu kontrollieren. Leckagen 
sind unverzüglich zu beseitigen. 
 

A4.13 Windenergieanlagen sind nach Maßgabe des § 46 Absatz 2 i. V. m. Anlage 5 AwSV 
durch einen Sachverständigen im Sinne des § 2 Abs. 33 AwSV prüfen zu lassen. 
Weitere in diesem Bescheid aufgeführte – beispielsweise aufgrund von § 46 Absatz 
4 AwSV angeordnete – Prüfungen bleiben unberührt. 
 

A4.14 Transformatoren und andere Anlagenteile, in denen sich flüssige wassergefährdende 
Stoffe befinden, müssen nach Maßgabe des § 18 AwSV über eine flüssigkeitsun-
durchlässige Rückhalteeinrichtung verfügen. Das Rückhaltevolumen muss mindes-
tens dem Volumen entsprechen, das bei Betriebsstörungen bis zum Wirksamwerden 
geeigneter Sicherheitsvorkehrungen freigesetzt werden kann. 

 
A4.15 Die zu treffenden Maßnahmen vor, während und nach dem Abfüllen sowie die beim 

Austritt wassergefährdenden Stoffe erforderlichen Maßnahmen sind – abweichend 
von § 44 Absatz 4 AwSV – auch bei Anlagen der Gefährdungsstufe A in einer 
Betriebsanweisung zu regeln.  

 
A4.16  Die zum Austausch benötigten flüssigen wassergefährdenden Stoffe sind vorrangig 

und soweit wie möglich in Gebinden mittels Krankorb oder Lift in die Gondel zu ver-
bringen und dort abzufüllen. 

 
A4.17 Das Abfüllen flüssiger wassergefährdender Stoffe vom Boden aus mittels fester o-

der flexibler Leitungen darf nur erfolgen, wenn folgende infrastrukturelle 
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Maßnahmen technischer und organisatorischer Art sämtlich eingehalten werden²: 
 
a) Das Abfüllen erfolgt mittels Totmannschaltung. 
 
b) Das Transportfahrzeug muss mit einer Auffangwanne ausgestattet sein, welche 
sich im Fahrzeug-Aufbau befindet und die die austretenden wassergefährdenden 
Stoffe zurückhält (z. B. Austritt aus den IBC, den Pumpenaggregaten oder 
Schlauchhaspel). 
 
c) Die Schlauchleitungen müssen betriebssicher und geeignet sein. Deren Nenn-
druck muss höher als der maximale Betriebsdruck sein. 
 
d) die Schlauchleitungen werden regelmäßig, mindestens jedoch jährlich, gewartet 
und geprüft (z. B. nach dem Merkblatt T 002:2018, Tabelle 10 der BG Rohstoffe 
und chemische Industrie) sowie regelmäßig kontrolliert und nach einem vom Betrei-
ber erstellten Konzept unter Berücksichtigung der Beschaffenheit und der betriebli-
chen Beanspruchung und der Prüfergebnisse ausgetauscht. Weitergehende Best-
immungen in den Technischen Regeln wassergefährdender Stoffe bleiben unbe-
rührt. 
 
e) Die Schlauchleitungen müssen mit Trockenkupplungen ausgestattet sein. 
 
f) Der Abfüllvorgang wird sowohl am Tank als auch in der Gondel durch fachkundi-
ges Personal überwacht. Eine direkte Kommunikation der beteiligten Personen 
muss sichergesellt sein (z. B. per Sprechfunk).  

 
A4.18 Im Rahmen der Stilllegung der Windenergieanlagen sind alle in der Anlage oder in 

den Anlagenteilen enthaltenen wassergefährdenden Stoffe, soweit technisch mög-
lich, zu entfernen und die Anlage gegen missbräuchliche Nutzung zu sichern. Die 
entfernten wassergefährdenden Stoffe sind ordnungsgemäß und schadlos als Abfall 
zu entsorgen. Anlagen, die aufgrund § 46 Absatz 2 i. V. m. Anlage 5 AwSV der wie-
derkehrenden Prüfplicht unterliegen, sind bei Stilllegung einer Stilllegungsprüfung un-
terziehen zu lassen.  

 
A4.19 Beim Rückbau der Windenergieanlage(n) ist der Leitfaden „Anforderungen des Bo-

denschutzes an den Rückbau von Windenergieanlagen“ der Bund/Länder-Arbeitsge-
meinschaft Bodenschutz (LABO) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.  

 
 
Hinweise (H): 

 
H4.1 Das Vorhaben befindet sich außerhalb eines geplanten oder bestehenden Wasser-

schutzgebietes. Ein Überschwemmungsgebiet ist ebenfalls nicht betroffen.  
 

H4.2 Insbesondere für den Standort der WEA 3 besteht eine sogenannte Sturzflutgefähr-
dung nach Starkregenereignissen. Dies bedeutet, dass das Gelände bei einem au-
ßergewöhnlichen oder extremen Starkregenereignis von lokalen Überflutungen be-
troffen sei kann. Näheres ist den Sturzflutgefahrenkarten für Rheinland-Pfalz zu ent-
nehmen3. Aufgrund der Sturzflutgefährdung wird dringend empfohlen, entsprechende 
Bau- und Verhaltensvorsorge zu treffen, insbesondere auch durch eine dem Risiko 
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angepasste Bauweise. § 14 LBauO bleibt unberührt. Maßnahmen zur privaten Vor-
sorge können z. B. dem örtlichen Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept der 
Gemeinde entnommen werden. 

 
H4.3 Die Grundstücke liegen in der Erdbebenzone 0 und 1. 

 
H4.4 Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen innerhalb der Erdbebenzone 

1 sind so zu planen, zu errichten oder zu betreiben, dass auch bei dem zu erwarten-
den Erdbebenfall aus der Anlage keine wassergefährdenden Stoffe austreten. Hierzu 
sind die Anlagen nach Maßgabe von TRwS 779:2023-06 Abschnitt 5.5 zu planen und 
zu errichten. 
 

H4.5 Nach einen Erdbebenfall ist zu kontrollieren, ob Schäden aufgetreten sind. Schäden 
sind zu beheben. Die Pflichten bei Betriebsstörungen gemäß § 24 AwSV bleiben un-
berührt. 
 

H4.6 Die Windenergieanlagen sind der Gefährdungsstufe A nach § 39 AwSV zuzuordnen.  
 

H4.7 Sollten bei der Durchführung der Maßnahmen Boden- bzw. Grundwasserverunreini-
gungen festgestellt werden, ist unverzüglich die Untere Bodenschutz- bzw. Untere 
Wasserbehörde zu informieren. 
 

H4.8 Die Kabeltrasse und der Wegeausbau sind nicht Gegenstand des vorliegenden An-
trages. Eingriffe in Gewässer oder das Gewässerumfeld sind nach Möglichkeit zu 
vermeiden. Gewässerkreuzungen sowie der Ausbau von Wegen und sonstigen An-
lagen im 10-Meter-Bereich eines Gewässers III. Ordnung und im 40-Meter-Bereich 
eines Gewässers II. Ordnung bedürfen einer separaten wasserrechtlichen Genehmi-
gung durch die Untere Wasserbehörde bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms.  

 
H4.9 Der Planbereich ist im Bodeninformationssystem Rheinland-Pfalz (BIS RP) / Boden-

schutzkataster (BOKAT) nicht als bodenschutzrechtlich relevante Fläche erfasst. 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Bereich dieser Flurstücke dennoch bislang 
nicht bekannte und daher nicht erfasste Bodenbelastungen/schädliche Bodenverän-
derungen, Altstandorte/Verdachtsflächen und/oder Altablagerungen befinden kön-
nen und das Kataster somit Lücken aufweisen kann.  
 
Der mitgeteilte Flächenstatus beruht auf dem aktuellen Kenntnisstand. Der Flächen-
status wird fortgeschrieben, sollten weitere, für die bodenschutzrechtliche Einstufung 
der Grundstücke relevanten Erkenntnisse vorgelegt werden. 
 
Falls die Antragstellerin über Informationen verfügt, die einen Verdacht auf eine Alt-
ablagerung, einen Altstandort oder eine schädliche Bodenveränderung begründen, 
sind diese der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirt-
schaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Kleine Langgasse 3, 55116 Mainz, mitzuteilen.  
 

H4.10 Gemäß § 5 Abs. 1 des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG) sind der Grund-
stückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück 
(Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der zuständigen Behörde 



- 22 - 

 - 23 - 

(Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft, Bodenschutz, Mainz) mitzuteilen. 
 

H4.11 Bei der Entsorgung von Abbruch- und Aushubmassen ist das Vermeidungs- und Ver-
wertungsgebot nach § 6 ff Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. 
I v. 29.02.2012, S. 212 ff) in der aktuellen Fassung zu beachten. Nach § 7 Abs. 3 
KrWG hat die Verwertung ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen. Dabei sind wei-
tere öffentlich-rechtliche Vorschriften (z. B. die Bestimmungen des Bodenschutzge-
setzes, Wasserrechtes und Baurechtes) zu beachten. 

 
Des Weiteren ist das Rundschreiben des Ministeriums für Umwelt, Forsten und Ver-
braucherschutz vom 12.10.2009, überarbeitet am 11.01.2023 „Belasteter Boden und 
Bauschutt – Vollzug der Abfallverzeichnisverordnung“4 für die Abgrenzung zwischen 
gefährlichem und nicht gefährlichem Abfall zu beachten. 
 
Ab dem 01.08.2023 ist durch das Inkrafttreten der sogenannten Mantel-Verordnung 
zum einen die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung neu gefasst und zum 
anderen ganz neu die Ersatzbaustoffverordnung eingeführt worden (siehe hierzu 
auch das Rundschreiben des rheinland-pfälzischen Umweltministeriums vom 
09.02.20235). Zugunsten dieser neuen Regelungen sind die bekannten ALEX Infor-
mationsblätter 24, 25 und 26 zurückgenommen worden. Grob lässt sich festhalten, 
dass in den §§ 6 bis 8 BBodSchV n. F. den Regelungen der Blätter 24 und 25 zu 
finden sind und die Ersatzbaustoff-VO das Blatt 26, also die Verwertung von minera-
lischen Stoffen in technischen Bauwerken, ersetzt.  
 

H4.12 Sollten im Zuge der Errichtung der Fundamente bauzeitliche Grundwasserhaltungen 
notwendig werden, wird darauf verwiesen, dass hierfür ein Antrag auf wasserrechtli-
che Erlaubnis bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms – Untere Wasserbehörde – zu 
stellen ist.  

 
H4.13 Für eine dauerhafte Drainage und Ableitung des Grundwassers ist ebenfalls ein An-

trag auf wasserrechtliche Erlaubnis zu stellen. Nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 b LWG ist die 
Kreisverwaltung Alzey-Worms als Untere Wasserbehörde für Grundwassermengen 
bis 24 m³/d zuständig, andernfalls die Obere Wasserbehörde. 

 
H4.14 Im Übrigen wird auf die fachliche Stellungnahme der Oberen Wasser- und Boden-

schutzbehörde (Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasser-
wirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Mainz) verwiesen. 

 
 
1 Weitere Hilfestellung dazu gibt die „Arbeitshilfe Anlagendokumentation“ der SGD’en Nord und Süd. Erhältlich im Internet unter 

https://s.rlp.de/00f71 und unter https://s.rlp.de/kjxOj (Untergruppe „Umgang mit wassergefährdenden Stoffen“). 

2 Hinweis: Die Maßnahmen dienen der Sicherstellung eines gleichwertigen Sicherheitsniveaus zu einer nicht vorhandenen flüssigkeits-

durchlässigen Abfüllfläche. 

3 Im Internet unter https://wasserportal.rlp-umwelt.de/auskunftssysteme/sturzflutgefahrenkarten f 
4 Zu finden unter: https://kreislaufwirtschaft-bau-rlp.de > Ersatzbaustoffverordnung (ESB) > Abgrenzung gefährlich/nicht gefährlicher Ab-
fall > Download 
5 Zu finden unter: https://kreislaufwirtschaft-bau-rlp.de >Ersatzbaustoffverordnung (ESB) > Rundschreiben Vollzug des Bodenschutz-
rechts > Download 
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5. Generaldirektion Kulturelles Erbe – Direktion Landesarchäologie 
 
Auflagen (A): 
 
A5.1 Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmal-

schutzgesetzes (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBl. 1978, S. 159 ff), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBl. 2021 S. 543) hinzuweisen. Da-
nach ist jeder zutage kommende archäologische Fund unverzüglich zu melden, die 
Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig 
gegen Verlust zu sichern. 
Dies entbindet Bauträger und Bauherren bzw. die entsprechenden Abteilungen der 
Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der Generaldi-
rektion Kulturelles Erbe. 

 
A5.2 Werden wirklich archäologische Objekte angetroffen, so ist der Direktion Landesar-

chäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit diese ihre Rettungsgra-
bungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen 
der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchführen können.Im Ein-
zelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der eventuell notwen-
digen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für 
die Maßnahmen erforderlich.   
 

A5.3 Der Beginn der Erdarbeiten ist bei der Landesarchäologie vier Wochen im Voraus 
schriftlich oder per E-Mail anzuzeigen: GDKE Landesarchäologie Mainz, Große 
Langgasse 29, 55116 Mainz. E-Mail: landesarchaeologie-mainz@gdke.rlp.de.  

 
Hinweise (H): 
 
H5.1 Da nur ein geringer Teil der archäologischen Denkmale bekannt ist, wird grundsätz-

lich eine geomagnetische Voruntersuchung empfohlen. 
 
H5.2 Da jederzeit bisher unbekannte Fundstellen in Erscheinung treten können, ist die Di-

rektion Landesarchäologie an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen.  
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6. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd (SGD) – Regionalstelle Gewerbeauf-
sicht und Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 

 
I. Arbeits- und Immissionsschutz 
 
Auflagen (A): 

 

WEA ROK-Nr. Typ 
Naben-

höhe 
Ostwert Nordwert 

WEA 01 3640 Vestas V172 - 7.2 175 32447617 5510135 

WEA 02 3641 Vestas V172 - 7.2 175 32448260 5510192 

WEA 03 3642 Vestas V172 - 7.2 175 32447426 5509690 

WEA 04 3643 Vestas V172 - 7.2 175 32448175 5509458 

WEA 05 3644 Vestas V172 - 7.2 175 32448568 5509645 

WEA 06 3645 Vestas V172 - 7.2 175 32449634 5511391 

 
A6.1 Die Windenergieanlagen dürfen in allen Lastzuständen keine nach der TA Lärm zu-

schlag-relevante Ton- und Impulshaltigkeit aufweisen. 

 
A6.2. Die Windenergieanlagen dürfen die nachstehend genannten Oktav-Schallleistungs-

pegel (Le, max, Oktav) - inklusive eines Toleranzbereiches im Sinne der oberen Vertrau-
ensbereichsgrenze mit einer statistischen Sicherheit von 90 % entsprechend der For-
mel  

 
 
 

unter Berücksichtigung der Unsicherheiten  
 

σP σR σProg Δ L 

[dB(A)] [dB(A)] [dB(A)] [dB(A)] 

1,2 0,5 1,0 2,1 

 
- nicht überschreiten: 
 

WEA 01, WEA 03         

Tagzeit 06:00 - 22:00 Modus: PO7200           

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

Lw, Oktav [dB(A)] 89,9 96,8 101,4 100,4 101,0 99,9 98,3 85,5 

Le, max, Oktav [dB(A)] 91,6 98,5 103,1 102,1 102,7 101,6 100,0 87,2 

Nachtzeit 22:00 - 06:00 Modus: SO6           

Lw, Oktav [dB(A)] 84,0 91,0 94,0 94,7 93,3 88,8 81,4 70,9 

Le, max, Oktav [dB(A)] 85,7 92,7 95,7 96,4 95,0 90,5 83,1 72,6 
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WEA 02, WEA 04, WEA05         

Tagzeit 06:00 - 22:00 Modus: PO7200           

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

Lw, Oktav [dB(A)] 89,9 96,8 101,4 100,4 101,0 99,9 98,3 85,5 

Le, max, Oktav [dB(A)] 91,6 98,5 103,1 102,1 102,7 101,6 100,0 87,2 

Nachtzeit 22:00 - 06:00 Modus: SO2           

Lw, Oktav [dB(A)] 87,7 95,3 98,4 98,6 97,0 92,5 84,9 74,3 

Le, max, Oktav [dB(A)] 89,4 97,0 100,1 100,3 98,7 94,2 86,6 76,0 
         

         

WEA 06         

Tag - und Nachtzeit Modus: PO7200           

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

Lw, Oktav [dB(A)] 89,9 96,8 101,4 100,4 101,0 99,9 98,3 85,5 

Le, max, Oktav [dB(A)] 91,6 98,5 103,1 102,1 102,7 101,6 100,0 87,2 
 
Erläuterung / Hinweise: 
Lw, Oktav :   Oktav-Schallleistungspegel laut Herstellerangabe 
Le, max, Oktav :   maximal zulässiger Oktav-Schallleistungspegel 
σP :    Serienstreuung 
σR :    Messunsicherheit 
σProg:     Prognoseunsicherheit 
Δ L = 1,28 σges.: oberer Vertrauensbereich von 90% 

 
Die vorgenannte Emissionsbegrenzung gilt im Rahmen einer messtechnischen Überprü-
fung nach DIN 61400-11 und nach FGW-Richtlinie als eingehalten, wenn für den durch Mes-
sung bestimmten Schallleistungspegel (LWA, d, Messung) mit der zugehörenden Messunsicher-
heit (σR, Messung) von 0,5 dB entsprechend folgender Gleichung für alle Oktaven nachgewie-
sen wird, dass 
 

LW, Okt, Messung + 1,28 x σR, Messung   ≤   Le, max, Oktav 

ist. 
 

 Kann der Nachweis nach der v. g. Gleichung nicht erfüllt werden, ist ergänzend mit demsel-
ben Ausbreitungsmodell der Schallprognose, die der Genehmigung zugrunde liegt, eine er-
neute Ausbreitungsberechnung mit den Oktavschallpegeln der Abnahmemessung durchzu-
führen. 

 
A6.3 Der Nachtbetrieb (22:00 – 06:00 Uhr) der Anlagen darf erst aufgenommen werden, 

wenn durch Vorlage einer Typvermessung (FGW-konforme Vermessung) gezeigt 
wird, dass der in der Schallimmissionsprognose angenommene Emissionswert nicht 
überschritten wird. Sofern der zur Aufnahme des Nachtbetriebes eingereichte Nach-
weis auf Messungen an einer anderen als der genehmigten Anlage gleichen Typs 
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erfolgt, sind die möglichen Auswirkungen der Serienstreuung sowie der Messunsi-
cherheit zu Lasten der Betreiberin zu berücksichtigen. 

 Der Nachtbetrieb kann bis zur Vorlage eines Messberichts mit einer schallreduzierten 
Betriebsweise betrieben werden, wenn die schallreduzierte Betriebsweise erheblich, 
d. h. um mindestens 3 dB, unterhalb der Schallemission der beantragten Betriebs-
weise für den Nachtbetrieb liegt.  

 
A6.4 Spätestens 12 Monate nach Inbetriebnahme sind die Emissionswerte der Anlagen 

(Schallleistungspegel) durch eine nach § 29b BImSchG bekanntgegebene Stelle er-
mitteln zu lassen. Falls die Messung in der geforderten Frist nicht durchgeführt wer-
den kann, besteht die Möglichkeit im begründeten Einzelfall in Absprache mit der 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht Mainz 
eine Fristverlängerung zu beantragen.  
Mögliche Gründe für eine Fristverlängerung können beispielsweise unpassende 
Messbedingungen (Windrichtung, Windstärke, Belaubung, etc.) sein. 

 
Vor der Messung ist von dem beauftragten Messinstitut ein Messkonzept zu erstellen 
und mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Gewerbeauf-
sicht Mainz, abzustimmen. 

 
Die messende Stelle darf nicht an der Erstellung der Schallimmissionsprognose mit-
gewirkt haben und muss den Anforderungen nach Nr. 5.1 der LAI-Hinweise 2016 
sowie dem Gebot der Unabhängigkeit nach § 8 der 41.BImSchV entsprechen.  

 
Innerhalb der Frist von einem Monat nach Inbetriebnahme der Anlagen ist eine Be-
scheinigung der Messstelle über die Annahme der Beauftragung vorzulegen. 
Der Messbericht ist der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Gewerbeaufsicht Mainz elektronisch per Mail an Referat22@sgdsued.rlp.de zu 
übermitteln. 

 
A6.5 Zum Zweck der Abnahmemessung von Windenergieanlagen anderer Betreiber im 

Einwirkungsbereich der beantragten Windenergieanlagen sind die WEA in Abstim-
mung mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Gewerbe-
aufsicht Mainz, bei Bedarf abzuschalten. 

 
A6.6 Die beantragten Windenergieanlagen sind so zu betreiben, dass der Immissionsricht-

wert für die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden in-
nerhalb von 12 aufeinander folgenden Monaten und darüber hinaus 30 Minuten pro 
Kalendertag an den relevanten Immissionsorten bei Addition der Zeiten aller 
schattenwerfenden Windenergieanlagen (Gesamtbelastung) nicht überschritten 
wird.  

 
Dazu sind die Anlagen mit einer Abschaltautomatik auszurüsten, die die Anlagen bei 
Überschreitung der o. g. Richtwerte außer Betrieb setzen. Die Einhaltung der o. g. 
Richtwerte sind der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Ge-
werbeaufsicht Mainz, vor Inbetriebnahme nachzuweisen. 

 
A6.7 Der Hinterkantenkamm (Serrations) an den Rotorblättern ist regelmäßig, mindestens 

einmal jährlich von einer geeigneten Person auf Beschädigungen überprüfen zu 
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lassen. Die Prüfergebnisse sind nachvollziehbar zu dokumentieren und unter Nen-
nung des Prüfers der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.  

 
A6.8 An den Windenergieanlagen sind wiederkehrende Prüfungen durch Sachverständige 

gemäß der Richtlinie für Windenergieanlagen (Deutsches Institut für Bautechnik-DIBt 
Stand 10-2012) durchführen zu lassen. Der Prüfumfang muss die Mindestanforde-
rungen gemäß Nr. 15 der v. g. Richtlinie erfüllen. Die Prüfintervalle für die Prüfungen 
an der Maschine und den Rotorblättern betragen - sofern vom Hersteller oder aus 
den gutachtlichen Stellungnahmen nach Abschnitt 15 der Richtlinie für Windenergie-
anlagen keine kürzeren Fristen vorgegeben sind - höchstens zwei Jahre.  
Die zweijährigen Prüfintervalle dürfen auf vier Jahre verlängert werden, wenn durch 
von der Herstellerfirma autorisierte Sachkundige eine laufende (mindestens jährliche) 
Inspektion und Wartung der Windenergieanlagen durchgeführt werden. 

 
A6.9 Die Inbetriebnahme der Anlagen ist der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, 

Regionalstelle Gewerbeaufsicht, Kaiserstraße 31, 55116 Mainz, schriftlich spätes-
tens einen Monat nach Inbetriebnahme mitzuteilen. Aus der Mitteilung muss ersicht-
lich sein, wer Betreiber der Anlagen ist und wer die Pflichten des Betreibers nach  
§ 52 b BImSchG wahrnimmt. Jeder Betreiberwechsel ist der zuständigen Immissi-
onsschutzbehörde unverzüglich mitzuteilen. Der Probebetrieb gilt bereits als Inbe-
triebnahme, nicht jedoch die Funktionsprüfung einzelner Anlagekomponenten. 

 
A6.10 Bei der Errichtung und Inbetriebnahme einer maschinentechnischen Anlage sind die 

Vorschriften des Produktsicherheitsgesetzes (ProdSG) i.V.m. der 9. Verordnung zum 
ProdSG (Maschinenverordnung) zu beachten. Die Anlage darf erst in Betrieb genom-
men werden, wenn die Anlage mit der CE-Kennzeichnung versehen ist und die EG-
Konformitätserklärung des Herstellers/ Errichters gemäß Maschinenrichtlinie (Richt-
linie 2006/42/EG) für die Windenergieanlagen als Ganzes spätestens zwei Wochen 
nach Inbetriebnahme vorliegt.  
Die EG-Konformitätserklärung ist zusammen mit der entsprechenden Betriebsanlei-
tung in den Windenergieanlagen zur Einsichtnahme aufzubewahren. 

 
Hinweise: 

 
Aufzugsanlagen im Sinne der Betriebssicherheitsverordnung sind Maschinen gemäß 
Anhang IV Teil A Nr. 17 der Maschinenrichtlinie. Sie dürfen erst betrieben werden, 
nachdem eine Abnahmeprüfung durch eine zugelassene Überwachungsstelle nach  
§ 14 Abs. 1 (§ 15 NS/W) Betriebssicherheitsverordnung durchgeführt wurde und in 
der Prüfbescheinigung sicherheitstechnische Bedenken gegen den Betrieb nicht er-
hoben werden. 

 
Überwachungsbedürftige Anlagen (hier: Aufzugsanlagen in Windenergieanlagen) 
und ihre Anlagenteile sind in bestimmten Fristen wiederkehrend auf ihren ordnungs-
gemäßen Zustand hinsichtlich des Betriebs durch eine zugelassene Überwachungs-
stelle zu prüfen. Der Betreiber hat die Prüffristen der Gesamtanlage und der Anla-
genteile auf der Grundlage einer sicherheitstechnischen Bewertung zu ermitteln. 

 
A6.11 Die Windenergieanlagen sind mit einer Vorrichtung auszustatten, die einen Eisansatz 

an den Rotorblättern sicher erkennt und die Anlagen stillsetzt.  
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Der Betrieb mit Eisansatz an den Rotorblättern ist unzulässig.  
Dabei sind folgende Voraussetzungen zu erfüllen: 

 
 Die Sicherheitseinrichtungen zum Schutz vor Eisabwurf sind mit dem Hersteller der 

Windenergieanlagen/der Sicherheitskomponenten unter Berücksichtigung des im 
Antrag enthaltenen Sachverständigen-Gutachtens 
DNV Report Nr. 75172, Rev.6 vom 18.10.2021 
so einzustellen, dass sie am Standort zuverlässig funktionieren.  

 
Hinsichtlich der vorgenommenen Einstellungen an den Sicherheitseinrichtungen 
sind Protokolle (mit Namen, Datum und Unterschrift) zu erstellen und vom Betreiber 
der Anlage dauerhaft aufzubewahren. Auf Verlangen sind die Einstellungsprotokolle 
der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht 
Mainz, vorzulegen. 

 
 Die Betreiberin der Anlagen hat sich in jeder Frostperiode in eigener Verantwortung 

zu vergewissern ob die Anlagen bei entsprechendem Eisansatz zuverlässig ab-
schaltet und ob Gefahren ausreichend abgewendet werden. Notwendige Anpassun-
gen sind unverzüglich vorzunehmen und in den Einstellprotokollen festzuhalten. 

 
Hinweise: 

 
Verbleibende Gefahren durch herabfallendes Eis an den nicht in Betrieb befindli-
chen Anlagen sind der zivilrechtlichen Verkehrssicherungspflicht zuzuordnen. Be-
rührt das Vorhaben den Pflichtenkreis mehrerer Verkehrssicherungspflichtiger (Be-
treiber der Anlage / Eigentümer der Wege) sollte der Betreiber der Anlagen diese 
über mögliche Gefahren durch Eisabfall informieren. 

 
An gut sichtbarer Stelle sind dauerhafte Schilder anzubringen, die auf mögliche Ge-
fahren des Eisabwurfs von den Windenergieanlagen bei Betrieb und Stillstand hin-
weisen. Der Standort der Schilder ist so zu wählen, dass sie vor Betreten des Ge-
fahrenbereiches [(Rotordurchmesser + Nabenhöhe) x 1,5] erkannt werden können. 

 
 
II. Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
 
a) Allgemeine Wasserwirtschaft 

 
Hinweise (H): 
 
H6.1 Oberflächengewässer sind vom Vorhaben nicht betroffen. Es liegt weder in einem 

Überschwemmungs- (ÜSG) noch in einem „Risikogebiet außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten“. 

 
H6.2 Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass insbesondere für den Standort der WEA 3 

eine sogenannte Sturzflutgefährdung nach Starkregenereignissen besteht.  
Unter dem Link https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/ können die 
Sturzflutgefahrenkarten für den gesamten Planungsbereich eingesehen werden. 
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Die Sturzflutgefahrenkarten zeigen die Wassertiefen, die Fließgeschwindigkeiten und 
die Fließrichtung von oberflächlich abfließendem Wasser infolge von Starkregen-
ereignissen. Dafür werden Szenarien mit unterschiedlicher Niederschlagshöhe und 
–dauer betrachtet.  
Basis der Sturzflutgefahrenkarten ist ein einheitlicher StarkRegenIndex. 
 
Die beigefügten Karten stellen ein sog. „außergewöhnliches Starkregenereignis“ (SRI 
7, 1 Std.) dar. Dies entspricht in etwa einer 100-jährlichen Eintrittswahrscheinlichkeit. 
Darüber hinaus stehen noch Karten für die Szenarien „extremes Starkregenereignis“ 
mit einer Regendauer von einer Stunde (SRI 10, 1 Std.) und von vier Stunden (SRI 
10, 4 Std.) online zur Verfügung. 
 
Es ist zu beachten, dass es bei Starkregenereignissen überall zu einem 
Oberflächenabfluss kommen kann, wobei sich erst in Mulden, Rinnen oder Senken 
größere Wassertiefen und Fließgeschwindigkeiten bilden. Daher sind vor Ort immer 
die vorhandenen Oberflächenstrukturen und Verhältnisse zu berücksichtigen. 
 

 

 

 

Abb. 1: Sturzflutgefahrenkarte-Teil Wassertiefen für SRI 7, 1 Std., Standort WEA 3 
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Abb. 2: Sturzflutgefahrenkarte-Teil Fließgeschwindigkeit und Fließrichtung für SRI 7, 1 Std., 

Standort WEA 3 

 
H6.3 Es wird empfohlen, für alle Standorte die tatsächlichen Abflussbahnen vor Ort zu 

überprüfen und ggf. Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen (z. B. Objektschutz). 
 
H6.4  Eingriffe in Gewässer oder das Gewässerumfeld sind nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Herstellung oder Ertüchtigung von Gewässer-
kreuzungen sowie der Ausbau von Wegen und sonstigen Anlagen (dazu gehören 
z.B. auch Leitungen und Kabeltrassen) im 10-Meter-Bereich eines Gewässers III. 
Ordnung (dazu gehören auch Gräben) und im 40 Meter-Bereich eines Gewässers I. 
oder II. Ordnung, einer wasserrechtlichen Genehmigung nach § 31 Landeswasser-
gesetz (LWG) durch die Untere Wasserbehörde bedarf. 
Seitens des Antragstellers ist zu prüfen, ob im Zuge des Baus und Betriebs der WEA 
Gewässerkreuzungen vorgenommen werden oder sonstige Eingriffe im 10-Meter-Be-
reich bzw. 40-Meter Bereich eines Gewässers erfolgen. Wenn dies der Fall ist, ist die 
erforderliche wasserrechtliche Genehmigung rechtzeitig vor Baubeginn bei der zu-
ständigen Unteren Wasserbehörde zu beantragen. 
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b) Grundwasserschutz/ Trinkwasserschutzgebiete 
 
Hinweise (H):  
 
H6.5 Das Vorhaben befindet sich außerhalb eines bestehenden oder geplanten 

Wasserschutzgebietes. 
 
H6.6 Gemäß dem geotechnischen Bericht M & S Umweltprojekt GmbH vom 30.07.2024 

ist eine bauzeitliche Grundwasserhaltung vorgesehen. Hierfür ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Unteren Wasserbehörde einzuholen. 

 
H6.7 Für eine dauerhafte Drainage und Ableitung des Grundwassers ist ebenfalls ein 

Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis zu stellen. Nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 b LWG ist 
die Untere Wasserbehörde für Grundwasserentnahmemengen bis zu 24 m³/d 
zuständig, anderenfalls die Obere Wasserbehörde. 

 Bei einer dauerhaften Drainage und Ableitung des Grundwassers sind unbelastete 
natürliche Materialien zu verwenden.  

 
H6.8 Im Umfeld der WEA und der potentiellen Zuwegungen können sich Wasserleitungen 

befinden. Der Maßnahmenträger sollte sich frühzeitig mit dem zuständigen 
Wasserversorger bezüglich der Trassenführung in Verbindung setzen und 
abstimmen.  

 
H6.9 Es befinden sich im Umfeld der WEA und der potentiellen Zuwegungen Brunnen des 

Wasser- und Bodenverbandes Altrhein sowie Beregnungsbrunnen und eine 
Grundwassermessstelle. Diese Brunnen und Grundwassermessstellen dürfen durch 
die Arbeiten und den Betrieb nicht beeinträchtigt werden und sind während der 
Baumaßnahme ggf. zu schützen. 
Zuständige Behörde ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Mainz. 

 
H6.10 Sofern durch die im geotechnischen Bericht M & S Umweltprojekt GmbH vom 

30.07.2024 empfohlene Baugrundverbesserung mittels Stopfsäulen oder 
Bohrrammsäulen (Pfahl-/Tiefgründung) keine nachteiligen Veränderungen der 
Grundwasserbeschaffenheit herbeigeführt wird, entfällt nach § 49 Abs. 1 S. 2 WHG 
die Erlaubnispflicht. 

 
 
c) Anlagenbezogener Gewässerschutz/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
Hinweise (H): 
 
H6.11 Zuständige Behörde für den Vollzug der §§ 62 und 63 WHG (Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen) ist nach § 64 Abs. 1 LWG die Untere Wasserbehörde. 
 
H6.12 Schadensfälle oder sonstige Vorkommnisse, die erwarten lassen, dass wasser- 

gefährdende Stoffe in den Untergrund bzw. ins Grundwasser gelangen, sind der 
zuständigen Unteren Wasserbehörde oder der Polizei unverzüglich anzuzeigen. 
Sofortmaßnahmen sind zur Abwehr unverzüglich zu ergreifen. Das weitere Vorgehen 
ist mit der zuständigen Unteren Wasserbehörde abzusprechen. 



- 32 - 

 - 33 - 

 
H6.13 Die Erdbebenzone ist in der Erdbebenzonenkarte1 des Landesamtes für Geologie 

und Bergbau (LGB) nachzuschauen. Die Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen sind in Abhängigkeit der Erdbebenzone so zu planen, 
zu errichten und zu betreiben, sodass auch bei dem zu erwartenden Erdbebenfall 
aus den Anlagen keine wassergefährdenden Stoffe austreten. Näheres regelt 
Arbeitsblatt DWA-A 779 (TRwS 779). 

 
d) Abwasser 
 
Hinweis (H): 
 
H6.14 Anfallendes Niederschlagswasser ist möglichst breitflächig in die angrenzende 

Grünfläche zu entwässern. 
 
 
e) Kreislauf-/Abfallwirtschaft 
 
Hinweise (H): 
 
H6.15 Bei der Entsorgung von Abbruch- und Aushubmassen ist das Vermeidungs- und 

Verwertungsgebot nach §§ 6 ff. Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vom 24.02.2012 
(BGBl. I v. 29.02.2012, S. 212 ff.) in der aktuellen Fassung zu beachten. 
Nach § 7 Abs. 3 KrWG hat die Verwertung ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen. 
Dabei sind weitere öffentlich-rechtliche Vorschriften (z. B. die Bestimmungen des 
Bodenschutzgesetzes, Wasserrechtes und Baurechtes) zu beachten. 
Des Weiteren ist das Rundschreiben des Ministeriums für Umwelt, Forsten und 
Verbraucherschutz vom 12.10.2009, überarbeitet vom 11.01.2023 „Belasteter Boden 
und Bauschutt – Vollzug der Abfallverzeichnisverordnung“2 für die Abgrenzung 
zwischen gefährlichem und nicht gefährlichem Abfall zu beachten. 
Seit dem 01. August 2023 ist die überarbeitete BBodSchV in Kraft und regelt 
Anforderungen an das Auf - und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden 
bundeseinheitlich (§ 6 bis 8 BBodSchV). 
Sofern mineralische Ersatzbaustoffe (MEB), wie bspw. RC-Material, verwendet 
werden sollen, so sind die Anforderungen an den Einbau seit dem 01.08.2023 in den 
§§ 19 bis 23 Ersatzbaustoffverordnung – ErsatzbaustoffV (EBV) – bundeseinheitlich 
geregelt. 

 
 

f) Vorsorgender Bodenschutz, Ersatzbaustoffverordnung 
 

Hinweise (H): 
 

H6.16 Die besondere Schutzwürdigkeit des Mutterbodens ergibt sich aus § 202 Baugesetz-
buch (BauGB). 

 

                                                           
1 https://mapclient.lgb-rlp.de//?app=lgb&view_id=4 
2 Zu finden unter: https://kreislaufwirtschaft-bau.rlp.de > Ersatzbaustoffverordnung (ESB) > Abgrenzung gefährlich/nicht 

gefährlicher Abfall > Download 
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H6.17 Die Anforderungen an das Auf- oder Einbringen von Materialien auf oder in den Bo-
den sind seit dem 01.08.2023 in den §§ 6 bis 8 Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-
verordnung – BBodSchV – bundeseinheitlich geregelt.  

 
H6.18 Der Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen ist seit dem 01.08.2023 in den §§ 19 

bis 23 Ersatzbaustoffverordnung – ErsatzbaustoffV – bundeseinheitlich geregelt.  
 

 
H6.19 Anforderungen an den Umgang mit Böden sind bundeseinheitlich gesetzlich geregelt 

(BBodSchG, BBodSchV, § 202 BauGB). 
 
 
g) Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen,  
    Verdachtsflächen 
 
Hinweise (H): 

 
H6.20 Der Planungsbereich (Gemarkung Heßloch, Flur 11, Flurstücke 12, 13, 69/1, 115/1 

und 117/4, Gemarkung Bechtheim, Flur 12, Flurstücke 16, 17 und 100/1, Gemarkung 
Alsheim, Flur 35, Flurstück 18/2) ist im BODENINFORMATIONSSYSTEM RHEIN-
LAND-PFALZ (BIS RP), BODENSCHUTZKATASTER (BOKAT) nicht als boden-
schutzrechtlich relevante Fläche erfasst. Es wird darauf hingewiesen, dass sich im 
Bereich dieser Flurstücke dennoch hier bislang nicht bekannte und daher nicht er-
fasste Bodenbelastungen/schädliche Bodenveränderungen, Altstandorte/Verdachts-
flächen und/oder Altablagerungen befinden können und das Kataster somit Lücken 
aufweisen kann. 
Nach § 5 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz vom 25.07.2005 sind der Grundstücks-
eigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück (Mieter, 
Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädli-
chen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der zuständigen Behörde (SGD 
Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Mainz) mitzutei-
len. 

 
 
7. Landesamt für Geologie und Bergbau 
 
Auflage (A) 
: 
A7.1 Nach dem Geologiedatengesetz (GeolDG) ist die Durchführung einer Bohrung bzw. 

geologischen Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim 
Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die 
Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse 
steht das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen 
Rheinland-Pfalz unter https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung. 
In diesem Zusammenhang wird auf die Übermittlungspflicht gegenüber dem Landes-
amt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz durch den Antragsteller bzw. Beauf-
tragten hingewiesen.  
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Hinweise (H): 
 
H7.1 Bergbau/Altbergbau: 

 
Der Planbereich für die Errichtung und den Betrieb der beantragten WEA 04 sowie 
deren Zuwegung wird von dem auf Eisen verliehenen Bergwerksfeld „Eisenberg II“ 
überdeckt. Darüber hinaus wird die Zuwegung des Planbereichs der WEA 03, von 
den auf Eisen verliehenen, bereits erloschenen Bergwerksfeldern „Eisenberg II“ und 
„Eisenberg III“ teilweise überdeckt. Die restlichen Geltungs- bzw. Planbereiche wer-
den von keinen Bergwerksfeldern überdeckt.  
Aktuelle Kenntnisse über die Eigentümerin liegen beim Landesamt nicht vor.  
Zu tatsächlich erfolgtem Abbau in diesen Bergwerksfeldern gibt es keine Dokumen-
tationen oder Hinweise. In den in Rede stehenden Gebieten erfolgt kein aktueller 
Bergbau unter Bergaufsicht.  
Es erfolgte keine Prüfung der Ausgleichsflächen in Bezug auf Altbergbau. Sofern die 
Ausgleichsmaßnahmen den Einsatz von schweren Geräten erfordern, sollte hierzu 
eine erneute Anfrage zur Ermittlung eines möglichen Gefährdungspotenzials beim 
Landesamt für Geologie und Bergbau erfolgen.  

 
H7.2 Boden: 

 
 Die bodenkundlichen Verhältnisse im Planungsgebiet werden im Landschaftspflege-

rischen Begleitplan adäquat dargestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass die Er-
tragsfähigkeit, anders als textlich erwähnt, an allen Standorten hoch bis sehr hoch 
eingeschätzt wird.  

 Nach der Auswertung des Fachinformationssystems Boden des Landesamtes, sind 
im Bereich der Anlagenstandorte u. a. -Tschernoseme aus Löss (Pleistozän) – ver-
gesellschaftet.  

 Als Zeugen der Landschafts-, Klima- und Bodenbildungsgeschichte sind Tscherno-
seme besonders schützenswerte Böden (Gesamtbewertung der Bodenfunktionen 
nach BFD5L: sehr hoch). Der Erhalt der hohen Humusgehalte dieser Böden ist unter 
anderem für den Klimaschutz relevant (Tschernoseme als Kohlenstoffsenke). Auch 
das hohe Ertragspotential dieser Böden ist ein schützenswertes Gut. Siehe dazu den 
Beitrag des Landesamts Geologie und Bergbau zum Boden des Jahres 2021 unter:  
https://www.lgb-rlp.de/fileadmin/service/lgb_downloads/boden/boden_des_jah-
res/boden_des_jahres_2021.pdf  

 
Zur Gewährleistung eines umfassenden und fachgerechten Bodenmanagements, 
insbesondere zur Gewährleistung des richtigen Umgangs mit tiefgründig humosen 
Böden, wird daher eine Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) ausdrücklich empfoh-
len. Die BBB kann auch als Teil einer ÖBB (Ökologische Baubegleitung) implemen-
tiert werden. Die ÖBB sollte dabei die nötige bodenkundliche Fachkunde vorweisen. 
Informationen zum Thema „Bodenkundliche Baubegleitung finden sich unter 
https://www.lgb-rlp.de/landesamt/organisation/abteilung-geologie/referat-boden/vor-
sorgender-bodenschutz.html 
 
Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben nach DIN 19731 „Verwertung von Boden-
material“ und DIN 18915 „Bodenarbeiten“ zu beachten. 
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Für das Auf- oder Einbringen von Materialien auf oder in den Boden, insbesondere 
im Rahmen der Rekultivierung, der Wiedernutzbarmachung, des Landschaftsbaus, 
der landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Folgenutzung und der Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht, insbesondere auf technischen Bauwerken, sind die 
Vorgaben der §§ 6-8 BBodschV sowie die darin erwähnten DIN 19639, DIN 19731 
und DIN 18915 zu beachten. Beim Wiederherstellen des ursprünglichen Zustands 
solcher Flächen sollte eine ausreichend mächtige durchwurzelbare Bodenschicht 
etabliert werden. Als Qualitätsziel sind die Bodenverhältnisse der näheren Umge-
bung heranzuziehen. 
 
Für den Bau der sechs WEA werden Böden auf einer Fläche von 17.209 m² dauerhaft 
neu teil- oder vollversiegelt. Es handelt sich hierbei um eine erhebliche Beeinträchti-
gung besonderer Schwere. 
Die Kompensation des Schutzgutes Boden (10.133 m²) soll durch eine externe mul-
tifunktionale Maßnahme erfolgen. Der Ausgleich bzw. Ersatz der Eingriffe in das 
Schutzgut Boden (Voll- und Teilversiegelungen) durch Flächenextensivierungen bzw. 
Landnutzungsänderungen wird als nicht optimal angesehen, jedoch in dieser Form 
akzeptiert.  

 
H7.4 Ingenieurgeologie: 

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u. 
a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für alle WEA 
werden standortbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. In hängigem Ge-
lände ist das Thema Hangstabilität in die geotechnischen Untersuchungen einzube-
ziehen.  

 
 

8. Landesbetrieb Mobilität – Fachgruppe Luftverkehr – Hahn-Flughafen 
 
Auflagen (A): 
 
A8.1 Gemäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luft-

fahrthindernissen vom 24.04.2020 (Banz AT 30.04.2020 B4)“ in Verbindung mit der 
„Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 (Banz AT 
28.12.2023 B4)“ ist an den Windenergieanlagen eine Tages- und Nachtkennzeich-
nung anzubringen. 
 

A8.2 Die Windenergieanlagen sind als Luftfahrthindernis zu veröffentlichen.  
 
A8.3 Für die Tageskennzeichnung sind die Rotorblätter außen beginnend durch drei Farb-

streifen in jeweils sechs Meter Breite in den Farben verkehrsorange (RAL 2009) in 
Verbindung mit verkehrsweiß (RAL 9016) oder in den Farben verkehrsrot (RAL 3020) 
in Verbindung mit verkehrsweiß (RAL 9016) oder den Grautönen grauweiß (RAL 
9002), achatgrau (RAL 7038) oder lichtgrau (RAL 7035) zu markieren.  
Die äußere Farbe muss verkehrsorange oder verkehrsrot sein. 

 
A8.4 Das Maschinenhaus ist mit einem mindestens zwei Meter hohen Streifen in verkehrs-

orange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) auf halber Höhe des Maschinen-
hauses rückwärtig umlaufend zu markieren. Der Streifen darf durch grafische 
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Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente 
dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspru-
chen. Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in verkehrsorange (RAL 
2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) beginnend in 40 Metern über Grund zu markieren. 
Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Beson-
derheiten versetzt angeordnet werden. 

  

A8.5 Für die Nachtkennzeichnung ist auf dem Dach des Maschinenhauses ein Feuer W, 
rot oder Feuer W, rot ES anzubringen. Feuer W, rot und Feuer W, rot ES sind rot 
blinkende Rundstrahlfeuer (100 cd) gemäß Anhang 2 der AVV. Die Taktfolge der 
Feuer W, rot oder Feuer W, rot ES beträgt 1 s hell + 0,5 s dunkel + 1 s hell + 1,5 s 
dunkel (= 4 Sekunden).  
Die Nennlichtstärke der Feuer W, rot ES kann sichtweitenabhängig reduziert werden. 
Bei Sichtweiten über 5 Kilometern darf die Nennlichtstärke auf 30 % und bei Sicht-
weiten über 10 Kilometern auf 10 % reduziert werden. Die Sichtweitenmessung hat 
nach den Vorgaben des Anhangs 4 der AVV zu erfolgen. Die Einhaltung der gefor-
derten Nennlichtstärken ist nachzuweisen.  
Die Feuer müssen durch einen Dämmerungsschalter bei Unterschreitung einer 
Schaltschwelle zwischen 50 bis 150 Lux aktiviert werden. 

 

A8.6 Am Turm der Windenergieanlage ist auf der halben Höhe zwischen Grund und der 
Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach eine Befeuerungsebene, beste-
hend aus Hindernisfeuer (ES) anzubringen. Hindernisfeuer (ES) sind dauerhaft rot 
leuchtende Rundstrahl- oder Teilfeuer (mindestens 10 cd) gemäß Anhang 1 der AVV. 
Sofern aus technischen Gründen erforderlich, kann bei der Anordnung der Befeue-
rungsebene um bis zu fünf Meter nach oben oder unten abgewichen werden. Aus 
jeder Richtung müssen mindestens zwei Hindernisfeuer pro Ebene sichtbar sein. Die 
Feuer müssen durch einen Dämmerungsschalter bei Unterschreitung einer Schalt-
schwelle zwischen 50 bis 150 Lux aktiviert werden. 

  

A8.7 Die gemäß § 9 Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) verpflichtend 
einzubauende bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung (BNK) ist dem Landesbetrieb 
Mobilität Rheinland-Pfalz (LBM), Fachgruppe Luftverkehr, Gebäude 667C, 55483 
Hahn-Flughafen als zuständige Luftfahrtbehörde, vor der Inbetriebnahme anzuzei-
gen. Der Anzeige sind  

a) der Nachweis der Baumusterprüfung gemäß Anhang 6 Nummer 2 der AVV 
durch eine vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur be-
nannten Stelle und  

b) der Nachweis des Herstellers und/oder des Anlagenbetreibers über die  
standortbezogene Erfüllung der Anforderungen auf Basis der Prüfkriterien nach  
Anhang 6 Nummer 2 der AVV beizufügen. 

 
A8.8 Auf dem Dach des Maschinenhauses ist zusätzlich eine Infrarotkennzeichnung an-

zubringen. Infrarotfeuer sind blinkende Rundstrahlfeuer gemäß Anhang 3 der AVV 
mit einer Wellenlänge von 800 bis 940 nm. Die Taktfolge der Infrarotfeuer beträgt 0,2 
s hell + 0,8 s dunkel (= 1 Sekunde).  

 

A8.9 Die Windenergieanlagen können als Windenergieanlagen-Block zusammengefasst 
werden und nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks bedürfen einer Kennzeich-
nung durch Feuer für die Tages- und Nachtkennzeichnung. Die Anlagen WEA 01 bis 
WEA 06 überragen die sie umgebenden Hindernisse signifikant und sind daher 
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ebenfalls zu kennzeichnen. Die Tagesmarkierung durch Farbauftrag ist hiervon aus-
genommen. 

  

A8.10 Alle Feuer dürfen in keiner Richtung völlig vom Hindernis verdeckt werden und es 
muss sichergestellt sein, z.B. durch Dopplung der Feuer, dass mindestens ein Feuer 
aus jeder Richtung sichtbar ist.  

 

A8.11 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein 
„redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die 
Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Aus-
fallwahrscheinlichkeit getauscht wird.  

 

A8.12 Ein Ersatzstromversorgungskonzept, das für den Fall einer Störung der primären 
elektrischen Spannungsversorgung eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stun-
den gewährleistet, ist vorzulegen. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb 
der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die 
Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten 
auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht überschreiten.  
Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung.  

 
A8.13 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind der zuständigen 

NOTAM-Zentrale unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist 
so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM- 
Zentrale unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung nach Ablauf 
von zwei Wochen nicht möglich, so ist erneut die NOTAM-Zentrale sowie die zustän-
dige Genehmigungsbehörde zu informieren.  

 
A8.14 Die Blinkfolge der eingesetzten Blinkfeuer ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 

00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 
50 ms zu starten. 

 

A8.15 Die geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen der jeweiligen Bauhöhe an-
zubringen. Dies gilt auch, wenn noch kein Netzanschluss besteht. 

 
A8.16 Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m über Grund mit einer Ta-

geskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung zu ver-
sehen.  

 
A8.17 Zur Veröffentlichung im Luftfahrthandbuch sind der  

  

DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 
Bitte nur per E-Mail an flf@dfs.de 

 
und nachrichtlich dem  

 
Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz (LBM) 

Fachgruppe Luftverkehr 
Gebäude 667C 

55483 Hahn-Flughafen 
 

unter Angabe des Aktenzeichens Rh-Pf 10506  
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a. mindestens sechs Wochen vor Baubeginn und 
b. spätestens vier Wochen nach Fertigstellung 

 
a) der Name des Standortes mit Gemarkung, Flur und Flurstücken, 
b) die Art des Luftfahrthindernisses, 
c) die geografischen Standortkoordinaten in Grad, Minuten und Sekunden  
    unter Angabe des entsprechenden Bezugsellipsoids 
d) die Höhe der Bauwerksspitze in Meter über Grund und in Meter über NN,  
e) die Art der Kennzeichnungen (Beschreibung) 
f) sowie ein Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer, der einen 

     Ausfall der Befeuerung oder der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung 
     meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig ist,  

 
anzuzeigen.  

 
 
9. Landesbetrieb Mobilität Worms 
 
Hinweise (H): 
 
H9.1 Es ist abschließend zu klären, wie und von wo die Zufahrt zur Baustelle während der 

Bauphase stattfindet. Eventuelle Konfliktpunkte müssen mit der Fachgruppe I im Vor-
feld geklärt werden. 
Sollten Eingriffe in das klassifizierte Straßennetz vorgenommen werden, so müssen 
diese zwingend im Vorfeld mit dem Landesbetrieb Mobilität Worms abgestimmt wer-
den.  

 
H9.2 Sofern Eingriffe in das klassifizierte Straßennetz (Bund, Land, Kreis) durch das Vor-

haben erforderlich werden (z. B. durch Zufahrten, Linksabbiegespuren, Lichtsignal-
anlagen), ist die Leistungsfähigkeit des betroffenen Knotenpunktes und, sofern eine 
Beeinträchtigung umliegender Knotenpunkte nicht auszuschließen sind, auch die 
Leistungsfähigkeit dieser Knotenpunkte durch Gutachten nachzuweisen. 

 
H9.3 Es wird darauf hingewiesen, dass aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs bei Windenergieanlagen als Abstand zum äußeren Rand der befestigten 
Fahrbahn klassifizierter Straßen, die so genannte „Kipphöhe“ (1/2 Fundamentdurch-
messer + Nabenhöhe + 1/2 Rotordurchmesser) empfohlen wird. Zu berechnen ist die 
Kipphöhe von der Außenkante des Mastfußes.  

 
H9.4 Die zum Bau von Windenergieanlagen eventuell über klassifizierte Straßen und an-

schließende Wirtschaftswege geplanten Baustellenzufahrten, sowie auch die dauer-
haften Erschließungen der Windenergieanlagen, stellen Sondernutzungen im Sinne 
des Landes- und Bundesfernstraßengesetzes dar. Entsprechende Sondernutzungs-
erlaubnisse können nur erteilt werden, wenn eine verkehrssichere Anbindung ge-
währleistet wird und insbesondere das klassifizierte Straßennetz für die Aufnahme 
der Schwertransporte geeignet ist. Für die gegebenenfalls erforderliche Erteilung ei-
ner Sondernutzungserlaubnis hat der Vorhabenträger rechtzeitig vor Baubeginn 
(mindestens 6 Wochen) einen entsprechenden Antrag an den LBM Worms zu rich-
ten. 
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H9.5 Sofern für die Errichtung der Anlagen Schwertransporte erforderlich sind, ist vom 
Vorhabenträger eine Beweissicherung in Bezug auf mögliche Schäden am klassifi-
zierten Straßennetz auf seine Kosten durchzuführen. Dem LBM Worms ist eine scha-
densneutrale Durchführung der Transporte nachzuweisen. 

 
H9.6 Rechtzeitig vor Anlegung der Zufahrten ist die Straßenmeisterei Worms (Telefon-

nummer: 06242/91180-0) zu informieren. 
 

H9.7 Es darf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durch das Bauvorhaben nicht 
beeinträchtigt werden; insbesondere sind verkehrssicherheitsrelevante Beeinträchti-
gungen der Straße und des Verkehrs durch Lichtimmissionen, Werbeanlagen und 
nichtverformbare Hindernisse (Bäume, Masten, Mauern), oder Gefährdungen Dritter 
innerhalb schutzbedürftiger Bereiche, in Straßennähe nicht erlaubt.  
Sofern Lichtimmissionen (beispielsweise Blendwirkungen) auf das klassifizierte Stra-
ßennetz oder Ablenkungen der Verkehrsteilnehmer durch Werbeanlagen nicht aus-
zuschließen sind, sind diese im Rahmen des Baurechtsverfahrens vom Vorhabenträ-
ger zu ermitteln und es ist dem Straßenbaulastträger ein Ausschluss verkehrssicher-
heitsrelevanter Beeinträchtigungen der Straße und des Verkehrs nachzuweisen. 

 
H9.8 Für die Beurteilung von verkehrssicherheitsrelevanten Hindernissen bzw. Gefährdun-

gen Dritter sind die Vorgaben der Richtlinien für passiven Schutz an Straßen (RPS 
2009) maßgebend. Sollten Gefahrenstellen in Straßennähe unvermeidbar sein, so 
sind – in Abstimmung mit dem LBM Worms – Schutzmaßnahmen festzulegen; die 
Kostentragung der Herstellung sowie die Ablöse der Erneuerungs- und Unterhal-
tungskosten sind vom Vorhabenträger zu übernehmen.  

 
H9.9 Dem Straßenentwässerungssystem dürfen grundsätzlich keine Oberflächenwasser 

und häuslichen Abwasser zugeführt werden.  
 

H9.10 Dem betroffenen Straßenbaulastträger dürfen aus der Verwirklichung des Vorhabens 
keine Kosten entstehen.  

 
 
10. Kreisverwaltung – Brandschutzdienststelle - 
 
Auflagen (A): 
 
A10.1 Der vorbeugende Brandschutz ist bei der Abnahme zu beteiligen. 
 
A10.2 Mit der Fertigstellungsanzeige sind der Brandschutzdienststelle folgende Unterla-

gen zu übermitteln: 
Ein reduzierter Feuerwehrplan in Form eines Übersichtsplans gem. DIN 14095. 
Auf diesem ist darzustellen: 
 die Zufahrt zur WEA 
 Bewegungsflächen im Bereich der WEA 
 die Lage mit Koordinaten 
 ein Radius von 300 m um die WEA 
 die nächstgelegene Ortschaft (zur Orientierung) 
 Bezeichnung der Anlage 
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 die Lage mit Koordinaten 
 Kontaktdaten zum Betreiber und  
 Kontaktdaten der jeweiligen Überwachungsleitstelle. 

 
Hinweis (H): 
 
H10.1 Es wird auf das Merkblatt „Feuerwehrpläne“ des Landkreises Alzey-Worms hin-

gewiesen.  
 
 
11. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 
 
Hinweise für die weitere Planung, die aus Sicht der Landwirtschaftskammer zu Be-
rücksichtigung sind (H): 
 
H11.1 Vor der Benutzung der Wirtschaftswege als Baustraßen ist eine entsprechende Be-

weissicherung an den Wegen durchzuführen (Videofahrt). Beschädigungen der 
Wege und Behinderungen des landwirtschaftlichen Verkehrs sind so weit als möglich 
zu vermeiden. Die Verwendung bereits bestehender ausgebauter Wege wird be-
grüßt. 

 
H11.2 Baubedingt entstandene Schäden an landwirtschaftlich genutzten Grundstücken und 

Infrastruktureinrichtungen sind von und zu Lasten des Bauträgers zeitnahe zu besei-
tigen. Dies gilt auch für evtl. in landwirtschaftlich genutzten Bereichen vorgesehene 
Sonder- und Nebenbaustellen (wie bspw. Baustellenplätze, Pressgruben, Rohrlager-
plätze, etc.), für welche nach Abschluss der Bauarbeiten eine Rekultivierung zu Las-
ten der Projektträgerin durchzuführen ist.  
 

H11.3 Für Schäden an Kulturen ist ggf. ein Gutachten eines öffentlich bestellten Sachver-
ständigen der Landwirtschaftskammer einzuholen. Sofern dauerhafte Schäden an 
Grundstücken entstehen und sich nachteilige Auswirkungen beispielsweise auf Prä-
mienrechte, Kontingente oder vertragliche Vereinbarungen ergeben, sind auch diese 
von der Maßnahmenträgerin auszugleichen. Sie hat auch für Schäden durch von ihr 
beauftragte Subunternehmen o. ä., die in der direkten Verantwortung gegenüber evtl. 
betroffenen Landnutzern stehen, aufzukommen.  
 

H11.4 Eventuell notwendige Verlegungen/Änderungen an Drainagen, Brunnen, Bereg-
nungsleitungen- bzw. -anschlüssen und sonstigen landwirtschaftlichen Infrastruktur-
einrichtungen und sämtliche dadurch hervorgerufenen Aufwendungen/Folgekosten 
sind ebenfalls von und zu Lasten der Projektträgerin auszugleichen.  
Die Neuverlegung von Drainagen sollten in der Schotterfläche (Fläche blaue Raute) 
an der WEA enden und nicht auf den gegenüberliegenden Ackerflächen (WEA6). 

 
H11.5 Hinweise zur Gestaltung der Anlagenplanung unter agrarstrukturellen Gesichtspunk-

ten: 
 die Anlagen sollten flächensparend in Randbereichen errichtet werden, ohne 

Zwickelflächen zu produzieren, die anschließend nicht mehr wirtschaftlich ge-
nutzt werden können. Hier sind explizit landwirtschaftliche Belange zu beach-
ten. 
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 Der Bau von Windenergieanlagen auf landwirtschaftlichen Nutzflächen hat so 
zu erfolgen, dass eine direkte Anbindung an das Wirtschaftswegenetz erfolgt, 
um zusätzliche Erschießungswege und eine Zerschneidung der fläche zu ver-
meiden. 

 Der Rückbau der Anlagen muss auch den vollständigen Rückbau der Funda-
mente beinhalten, damit an dieser Stelle wieder ein funktionaler Bodenaufbau 
stattfinden kann.  

 Der Rückbau muss auch den vollständigen Rückbau die „Zuwegung neu, 
Schotter dauerhaft“ und „Zuwegung Ausbau, Schotter dauerhaft“ beinhalten.  

 Die Bodenauffüllung ist mit zertifizierter ortsüblicher Erde seitens der Projekt-
trägerin oder deren beauftragten Firmen auf deren Kosten durchzuführen.  

 
H11.6 Im Rahmen der Auswahl der Wirtschaftswege als Zuwegung der neuen WEA sind 

der örtliche Bauern- und Winzerverband, der örtliche Jagdverband (K.ö.R.) und wenn 
vorhanden, der örtliche Wasser- und Bodenverband (K.ö.R.) zu beteiligen.  

 
 
12. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes- 
     wehr 
 
Auflage (A): 
 
A12.1 Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt für Infrastruktur, 

Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr, Infra I 3, per E-Mail (baiudbwtoeb@bundeswehr.org) mit 
den endgültigen Daten: Art des Hindernisses, Standort mit geographischen Koordi-
naten in WGS 84, Höhe über Erdoberfläche und Gesamthöhe über NHN anzuzeigen. 

 
 
13. Deutsche Bahn AG – DB Immobilien: 
 
Hinweise (H): 
 
H13.1 Es wird auf das DB Hinweisblatt verwiesen, das Berücksichtigung im Verfahren fin-

den soll. Dieses wird den Genehmigungsunterlagen beigefügt.  
 

H13.2 Es sind folgende allgemeine Punkte zu beachten: 
 

o Die Eisenbahnen sind nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) ver-
pflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen und die Eisenbahnstruktur sicher zu 
bauen und in einem betriebssicheren Zustand zu halten (§ 4 Absatz 3 AEG). 
Darüber hinaus sind die Anlagen der Eisenbahnen des Bundes (EdB) beson-
ders schutzbedürftig und müssen vor den Gefahren des Eisabwurfs und für 
den Ausschluss von Störpotentialen, dem sogenannten Stroboseffekt, drin-
gend geschützt werden.  

o Betroffenheit von Eisenbahnstrecken des Bundes: 
Um dies zu gewährleisten, müssen WEA gemäß EiTB Teil A Kapitel A 1 lfd 
Nr. 1.2.8.7 i. V. m. Anlage A 1.2.8/6 einen Abstand von größer 1,5 x (Rotor-
durchmesser plus Nabenhöhe) Abstand zum nächstgelegenen in Betrieb be-
findlichen Gleis (Gleisachse) aufweisen. 
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Um dies zu gewährleisten, müssen WEA den gemäß EiTB Teil A Kapitel A 1 
lfd. Nr. 1.2.8.7 i. V. m. Anlage A 1.2.8/6 geltenden Abstand aufweisen.  
 

o Betroffenheit von Hochspannungsfreileitungen: 
Für Freileitungen aller Spannungsebenen, z. B. 110 kV-Bahnstromleitun-
gen/15kV-Speiseleitungen etc., gelten die Abstandsregelungen in DIN EN 
50341-3-4 (VDE 0210-3):2011-01. 
Laut normativer Regelung ist: 
a) ein Mindestabstand von WEA zu Freileitungen gefordert 
b) zu prüfen, ob sich die Leiter der Freileitung innerhalb oder außerhalb der 
Nachlaufströmung der WEA befinden. 
 
 

14. PLEdoc GmbH, Essen 
 
Hinweise (H): 
 
Betroffen ist folgende Anlage der terranets bw im Bereich der WEA 02 und WEA 04, WEA 
05 samt Zuwegung sowie die Zuwegung sowie die Zuwegung zu WEA 06: 
 

Eigentümer Leitungstyp Status Leitungsnum-
mer  

DN Blatt Schutz-
streifen  

Terranets bw 
GmbH 

Ferngasleitung 
mit Begleitka-
bel 

In Betrieb RG041000000 500 34, 35-
1, 35-2, 
36, 37-
1, 37-2 

6 m 

 
 
H14.1 Die Ferngasleitung Nr. 041000000 liegt in einem 6 m breiten Schutzstreifen (3 m 

rechts und links der Leitungsachse), auf dem für die Dauer des Betriebes der Anlage 
keine Einwirkungen vorgenommen werden dürfen, die den Bestand oder Betrieb der 
Anlage beeinträchtigen oder gefährden. Weiterhin dürfen bei der Planung und Errich-
tung der WEA keinerlei Einschränkungen oder Behinderungen vorliegen, die die Aus-
übung der für die Sicherheit der Versorgung notwendigen Arbeiten, wie Überwa-
chung, Wartung, Reparatur usw. erschweren oder behindern. Diese Arbeiten werden 
in der Regel zur dringenden Abwehr einer Gefahr oder Beseitigung eines Schadens 
erforderlich.  

 
H14.2 Zur Konkretisierung der die Belange der des Unternehmens betreffenden Konflikt-

punkte sind in den Lageplan der Anlieferung sowie der Bauphase der WEA 01-05 die 
äußeren Schutzstreifengrenzen der o. g. Ferngasleitung eingetragen und Leitungs-
kenndaten hinzugeschrieben. 
Der jeweilige Lageplan wird den Genehmigungsunterlagen beigefügt. 

 
H14.3 Es werden ferner entsprechende Bestandspläne der Ferngasleistung den Genehmi-

gungsunterlagen beigefügt. Es wird darauf hingewiesen, dass die Höhenlage des 
Rohrstrangs der Leitung Nr. 041000000 anhand der zur Verfügung stehenden Unter-
lagen nicht angegeben werden kann. Die Darstellung der Ferngasleitung ist nach 
bestem Wissen erfolgt. Gleichwohl ist die Möglichkeit einer Abweichung im Einzelfall 
nicht ausgeschlossen.  
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H14.4 Abstand zu Ferngasleitungen müssen sowohl in Bezug auf eine mögliche mechani-
sche Gefährdung der Gasleitung als auch in Bezug auf elektrische Beeinflussungen 
eingehalten werden.  

 
H14.5 Die Abstände zwischen WEA und Gashochdruckleitungen sowie Armaturenstationen 

regelt das DVWG Arbeitsblatt G463 (2021) in Abs. 5.9. Dort wird auf DVGW-Rund-
schreiben G07/15 verwiesen. In diesem Rundschreiben wird auf den Schlussbericht 
der Veenker Ingenieurgesellschaft mbH Bezug genommen, der als „Generalgutach-
ten“ bekannt ist und den Titel „Windenergieanlagen in der Nähe von Schutzobjekten 
– Bestimmung von Mindestabständen“ trägt. Eine Überarbeitung dieses Gutachtens 
besteht in Rev. 09 aus dem Jahr 2020. 

 Bezüglich der nötigen Abstände zu gastechnischen Einrichtungen wird insbesondere 
auf Anlage A.15 und für Schutzobjekte allgemein auf Anlage A.25 verwiesen. Es sind 
hauptsächlich solche Anlagen beachtlich, die den „Unbedenklichkeitsabstand“ nach 
A.25 unterschreiten.  

 
H14.6 Die Standorte einzelner WEA sind aus technischer Sicht so zu wählen, dass zwi-

schen der Mastachse der WEA und der nächstgelegenen Ferngasleitung ein Abstand 
von mindestens 35 m eingehalten wird.  

 
H14.7 Im Bereich von Anlagen wie Schiebern, Ausblaseleitungen und Stationen an den 

Ferngasleitungen ist in Abhängigkeit des Aufbaus, der Funktion und der Wirkungs-
weise dieser Einrichtungen eine Einzelfallbetrachtung erforderlich. 

 
H14.8 Bei der Ausweisung von Windparks mit mehr als 3 WEA parallel auf einem Kilometer 

geradlinige Länge der Ferngasleitung, ist das o. g. Gutachten nicht mehr anwendbar; 
es ist dann eine Einzelfallbetrachtung erforderlich. In der Regel ergeben sich da-
raus größere Abstände. Weiterhin können sich in Abhängigkeit von Nabenhöhe, 
Nennleistung, Rotordurchmesser, Gewicht eines Rotorblattes, Anlagentyp, Nenn-
weite der Versorgungsanlagen (DN) und Nenndruck (PN) unter Umständen größere 
Abstände ergeben, wenn diese Werte den Gültigkeitsbereich des Gutachtens über-
schreiten. Auch hier ist eine Einzelfallbetrachtung erforderlich. 

  
H14.9 Die PLEdoc GmbH ist bei den nachgelagerten Verfahren für die Zuwegung bzw. 

Überfahrten über die Versorgungsanlage sowie bei der Festlegung der Kabeltrasse 
mit Neubau eines Umspannwerks zu berücksichtigen und zu beteiligen.  

 Dies gilt auch für die von der Unteren Naturschutzbehörde festgelegten und auszu-
führenden externen Ausgleichsmaßnahmen. 

 
H14.10 Zur Vermeidung von Anpassungsmaßnahmen an den Ferngasleitungen ist zu be-

achten, dass bei den nachgelagerten Planverfahren (Bauleitplanung/Fachplanung) 
zur Aufstellung von WEA alle Details, die Einfluss auf den Bestand und den Betrieb 
der Ferngasleitung(en) haben, mit der OGE abzustimmen sind. Dies gilt insbeson-
dere im Hinblick auf die Festlegung von Standorten für Umspannstationen, aber 
auch für z. B. Herstellung von Baustraßen mit Montage- und Kranstellflächen, 
Ausbau dauerhafter Zuwegungen, Neubau von kreuzenden oder parallel ver-
laufenden Ver- oder Entsorgungsleitungen. 

 
H14.11 Ein weiterer Berührungspunkt wird bei der Überfahrt über die Gashochdruckleitung 

zur WEA 05 und WEA 06, die als dauerhaft befestigte Zufahrt und Transportweg 
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dient. Erforderliche Überfahrten sind nur nach Absprache mit dem Betreiber der 
Versorgungsanlage und unter Einhaltung besonderer Sicherheitsvorkehrun-
gen zulässig. Die Leitungseigentümerin behält es sich vor, für die Überfahrungsbe-
reiche der Rohrleitung eine rechnerische/technische Überprüfung durch einen Sach-
verständigen einzuholen, die als Ergebnis Sanierungs- und Anpassungsmaßnah-
men ergeben kann. Durch das Ergebnis dieser Überprüfung werden Art und Umfang 
der Sicherungsvorkehrungen festgelegt und sind für das ausführende Unternehmen 
verbindlich.  

 
H14.12 Es ist rechtzeitig vor Aufnahme der Arbeiten die Lage der Versorgungsanlage im 

Projektbereich unter Aufsicht des Betreibers der Versorgungsanlage ggf. durch fach-
gerechte Erkundungsmaßnahmen (Ortung, Suchschlitze in Handschachtung) zu er-
mitteln und auszustecken. Ebenso ist der Aufbau unter Berücksichtigung der erwar-
tenden Verkehrslast (SLW 60) und ausreichender Leitungsüberdeckung herzustel-
len, dass Setzungen im Bereich der Versorgungsanlage ausgeschlossen werden 
können.  

 
H14.13 Ob und inwieweit sonstige Abstimmungen bzw. Anpassungsmaßnahmen an dem 

Rohrstrang der Versorgungsanlage erforderlich werden, kann erst nach Vorlage der 
endgültigen Planunterlagen konkret festgestellt werden. 

 
H14.14 Im Übrigen wird auf die Auflagen und Hinweise der „Technischen Bestimmungen“ 

der terranets bw GmbH verwiesen. Diese werden den Genehmigungsunterlagen bei-
gefügt.  

 
H14.15 Die PLEdoc GmbH ist unter Vorlage von detaillierten Planunterlagen weiterhin 

zu beteiligen und der Bereich der Überfahrt frühzeitig mit dieser abzustimmen.  
 
H14.16 Maßnahmen im Bereich der Ferngasleitung bedürfen der vorherigen Einwei-

sung und Freigabe durch die OGE. Für eine Anzeige der Versorgungsanlage im 
Vorfeld ist der Beauftragte, Herr Holger Unfried, Gernsheim, Tel. 06257/507-023 zu 
kontaktieren. 

 
H14.17 Für den Anschluss der sechs WEA an das Stromnetz liegt eine Einspeisezusage der 

Westnetz GmbH für eine Freileitung in Dexheim-Rosengarten vor. Die Verkabelung 
soll ausschließlich unterirdisch und nach Möglichkeit im Bereich der Erschließungs-
flächen bzw. Wegeparzellen verlegt werden. Sobald der Verlauf der Kabeltrasse fest-
steht, ist die PLEdoc GmbH unter Vorlage von Planunterlagen erneut zu beteiligen.  

 
H14.18 Die im Landschaftspflegerischen Begleitplan angezeigte externe Ausgleichs-Ersatz-

maßnahme (Karte 3.2) östlich der WEA 02 in der Gemarkung Heßloch, Flur 11, Flur-
stück 69/1 liegt ebenfalls im Schutzstreifenbereich der Versorgungsanlage. Auf der 
externen Ausgleichsfläche ist eine Extensivierung des Intensivackers geplant. Gegen 
das Vorhaben bestehen grundsätzlich keine Bedenken, wenn dadurch der Bestand 
und der Betrieb der Leitungen nicht beeinträchtigt werden und sich keine Einschrän-
kungen und Behinderungen bei der Ausübung für die Sicherheit der Versorgung not-
wendige Arbeiten, wie Überwachung, Wartung, Reparatur usw. ergeben.  
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15. EWR Netz GmbH, Alzey 
 
Hinweise (H): 
 
H15.1 Auf die der Antragstellerin bereits überlassenen Bestandspläne der Versorgungs-

netze der EWR Netz GmbH wird hingewiesen. Für die unterschiedlichen Sparten be-
stehen einzelne Pläne. Alle Eintragungen in den Plänen sind unverbindlich. Hausan-
schlussleitungen sind in den Plänen ggf. nicht angegeben. 

 
H15.2 Bei Kreuzungen oder Näherungen zu Anlagen der EWR Netz GmbH ist entsprechend 

Rücksicht zu nehmen. Die genaue Lage der der Leitungen ist durch Handschachtung 
festzustellen. Die nachstehenden oder in den Plänen angegebenen Schutzstreifen 
oder Mindestabstände sind zu beachten. 

 
H15.3 Die Schutzstreifen sind von jeglicher Bebauung und Bepflanzung mit Bäumen oder 

tiefwurzelnden Sträuchern freizuhalten. Vorstehende Tätigkeiten innerhalb der 
Schutzstreifen sind der EWR Netz GmbH anzuzeigen und Schutzmaßnahmen mit 
der EWR Netz GmbH abzustimmen.  

 
H15.4 Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinflussung dürfen die nachstehenden Mindestab-

stände bei der Verlegung von Leitungen ohne Sondermaßnahmen nicht unterschrit-
ten werden. Die Sondermaßnahmen sind mit der EWR Netz GmbH abzustimmen.  

 Darüber hinaus dürfen keine Einwirkungen vorgenommen werden, die den Bestand, 
den Betrieb oder die Unterhaltung der Leitungen beeinträchtigen oder gefährden.  

 
  Mindestabstand/ Schutzstreifen 
  lichter Abstand beiderseits Leitungmitte 
 Niederspannungskabel 0,2 m   
 Straßenbeleuchtungskabel 0,2 m  
 Mittelspannungskabel mit Steuerkabel 0,2 m 
 Mittelspannungsfreileitung  10,0 m 
 Wassertransportleitung (Kennz. HW)  1,5 m 5,0 m 
 Wasserverteilungsleitung (Kennz. VW) 0,4 m 
 Gas Hochdruckleitung (Kennz. HGD) 1,5 m 3,0 m 
 Gas Mitteldruckleitung (Kennz. VGM) 0,4 m 1,5 m 
 Gas Niederdruck (Kennz. VG) 0,4 m  
 
H15.5 Es wird auch auf behördliche Festlegungen, die einschlägigen Vorschriften und an-

erkannten Regeln der Technik hingewiesen.  
 
H15.6 Für Schäden, die auf eine Missachtung der vorstehenden Vorgaben beruhen, haftet 

der Verursacher. 
 
H15.7 Bauunternehmungen sind anzuweisen, vor Baubeginn aktuelle Bestandspläne 

schriftlich anzufordern oder bei der EWR Netz GmbH abzuholen und mit der Be-
triebsstelle der EWR Netz GmbH Kontakt aufzunehmen. Eine Rohrleitungsauskunft 
ist über die Mailadresse: leitungsauskunft@ewr-netz.de zu erhalten. 

 
H15.8 Für die 20-kV-Freileitung ist ein Schutzstreifen von 10 m beiderseits der Leitungs-

mitte vorzusehen. Es wird darum gebeten, diese Angaben in die Planunterlagen zu 
übernehmen. In dem Schutzstreifen dürfen Bäume, Sträucher, die die Leitungen 
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gefährden können, nicht gepflanzt oder belassen werden. Baulichkeiten dürfen un-
ter und neben den Leitungsseilen nur ausgeführt werden, wenn sie unter Berück-
sichtigung der Ausschwingung den durch technische Richtlinien und Bestimmungen 
vorgeschriebenen Abstand haben. Auch dürfen sonstige leitungsgefährdende Ver-
richtungen innerhalb des Schutzstreifens nicht vorgenommen werden.  

 
H15.9 Die Kosten für Leitungssicherungsmaßnahmen oder Umlegungen vorhandener Lei-

tungen werden dem Verursacher in Rechnung gestellt, soweit keine vertraglichen 
oder sonstigen Festlegungen anderweitige Regelungen vorgeben. 

 
H15.10 Hinweise bei Erdarbeiten der EWR Netz GmbH – Abteilung Netzdokumentation: 

Vor Beginn der Erdarbeiten hat sich der Bauausführende über Lage und Verlegetiefe 
der Leitungen, Schächte oder sonstigen Bauteilen der EWR Netz GmbH anhand der 
vorhandenen Pläne und Skizzen sowie fachgerechter Erkundungsmaßnahmen, z. B. 
Ortung, Querschläge, Suchschlitze o. ä. Gewissheit zu verschaffen. 
Bestandspläne könne von der tatsächlichen Lage der Leitungen abweichen. Deshalb 
sind Erdarbeiten im Bereich verlegter Leitungen und in weiterer sensibler Umgebung 
ausschließlich in Handschachtung durchzuführen. 
Das Leitungsnetz ist ständiger Veränderung unterworfen und Bestandspläne können 
innerhalb kürzester Zeit nicht mehr dem neuesten Stand entsprechen. Für Abwei-
chungen des Leitungsverlaufs von den Bestandsunterlagen wird nur bei Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit gehaftet.  
 

H15.11 Die folgenden Unterlagen sind zu beachten und den Genehmigungsunterlagen bei-
gefügt: 
Anschreiben Netzauskunft EWR Netz GmbH vom 07.10.25, Hinweise, Planauskunft 
Gas, Planauskunft NSP, Planauskunft MSP+FW, Planauskunft SB, Planauskunft 
Telco, Legende, Nutzungshinweise, Merkblatt zum Schutz von Versorgungsleitun-
gen, Protokoll.  

 
H15.12 Es wird darum gebeten, die Regionalteams der EWR Netz GmbH mindestens zwei 

Arbeitstage vor Beginn der Erdarbeiten über die zentrale Rufnummer 06241/848-225 
zu informieren. 
Die Information der Regionalteams oder die Anwesenheit der Mitarbeiter der EWR 
Netz GmbH entbinden nicht von der Sorgfaltspflicht und Haftung bei Beschädigung 
der Anlagen der EWR Netz GmbH. 

 
 ---------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

V. Begründung: 

Nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) vom 17. Mai 2013, in der derzeit 
aktuellen Fassung, bedarf gemäß § 4 BImSchG in Verbindung mit §§ 1 und 2 der Verord-
nung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
- 4. BImSchV) und der Ziffer 1.6.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV, die Errichtung einer WEA 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern einer immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migung. Vorliegend sollen sechs WEA mit einer Gesamthöhe von 261 m errichtet werden. 
 
Gemäß § 10 i. V. m. § 9 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 
18.03.2021, in seiner aktuellen Fassung, besteht für WEA, die zusammen mit anderen WEA 
die maßgeblichen Größen- und Leistungswerte nach § 6 UVPG erreichen oder 
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überschreiten, die UVP-Pflicht. Dies ist vorliegend der Fall. Die Errichtung der sechs ge-
planten WEA ist als Zubau von Windenergieanlagen zu einer bereits bestehenden Windfarm 
mit 17 errichteten WEA und somit als Änderungsvorhaben im Sinne des UVPG zu werten. 
Es wird die Anzahl von 20 WEA, die es zu betrachten gilt, überschritten und das Projekt der 
ABO Energy GmbH & Co. KGaA unterliegt gemäß Ziffer 1.6.1, Spalte 1 der Anlage 1 des 
UVPG und § 9 i. V. m. § 2 Abs. 5 und § 10 UVPG (kumulierende Vorhaben) der UVP-Pflicht. 
 
Wegen der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung war daher über die 
Zulässigkeit des Vorhabens gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 c der 4. BImSchV im förmlichen Ge-
nehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu entscheiden.  
 
Vorhaben: 
 
Mit dem am 17.12.2024 eingegangenen Antrag wurde gemäß § 4 BImSchG i. V. m. § 19 
BImSchG und § 70 der LBauO für Rheinland-Pfalz die Genehmigung zum Bau und Betrieb 
von sechs Windenergieanlagen (WEA) des Bautyps „Vestas V172/7,2 MW“ beantragt.  
Nachdem die planungsrechtlichen Voraussetzungen nicht vorlagen und auch im Rahmen 
des laufenden Verfahrens nicht geschaffen werden konnten und damit § 6 Windenergieflä-
chenbedarfsgesetz (WindBG) nicht anwendbar war, wurde auf ein Regelverfahren nach § 4 
BImSchG durch Antrag vom 24.02.2025, hier eingegangen am 05.03.2025, umgestellt. Die 
bereits am 17.12.2024 eingereichten Unterlagen wurden entsprechend angepasst und ge-
ändert, zuletzt am 04.12.2025. 
Der geplante Windpark Dittelsheim-Heßloch 2 erfasst sechs Windparkstandorte in den Ge-
markungen Heßloch, Bechtheim und Alsheim mit folgenden Standortkoordinaten: 
 
WEA Rechtswert Hochwert Gemarkung Flur Flurstück(e) 
WEA 01 447.617 5.510.135 Heßloch 11 12 und 13 
WEA 02 448.260 5.510.192 Heßloch 11 69/1 
WEA 03 447.426 5.509.690 Heßloch 11 115/1 und 

117/4 
WEA 04 448.175 5.509.458 Bechtheim 12 16 und 17 
WEA 05 448.568 5.509.645 Bechtheim 12 100/1 
WEA 06 449.634 5.511.391 Alsheim 35 18/2 

 
Anlagen-Typ: Vestas V172 
Nabenhöhe 175,00 m, Rotordurchmesser 172,00 m, Gesamthöhe 261 m, Nennleistung 
7,2 MW 
 
Antragstellerin: ABO Energy GmbH & Co. KGaA, Antrag vom 17.12.2024/24.02.2025 
 
Mit dem beantragten Standort der oben für die jeweilige WEA angeführten Koordinaten be-
trägt der Abstand der Rotorspitze mehr als 900 m zur Ortsbebauung und erfüllt damit die 
Anforderungen der vierten Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogrammes (LEP 
IV). 
 
Die Antragsunterlagen wurden am 17.12.2024 eingereicht und mit Antragsänderung vom 
24.02.2025, hier eingegangen am 05.03.2025, geändert und ergänzt. Diese entsprachen 
den Vorgaben der 9. BImSchV.  
Das Verfahren wurde als förmliches Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG i. V. m.  
§ 10 BImSchG und mit Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren geführt. 
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Die am Verfahren zu beteiligenden Fachbehörden und Dritte wurden am 18.12.2024 bzw. 
nach Verfahrensänderung am 06.03.2025 um Stellungnahme hinsichtlich der formellen Voll-
ständigkeit gebeten. Aufgrund von Nachforderungen der beteiligten Stellen erfolgten Nach-
reichungen und Ergänzungen zu den Antragsunterlagen.  
Die Vollständigkeit der Unterlagen nach § 7 Abs. 2 der 9. BImSchV konnte daraufhin am 
02.04.2025 bestätigt werden.  
Mit Schreiben vom 14.04.2025 wurden die Fachbehörden sowie Dritte, deren Belange vom 
Vorhaben berührt werden, um Stellungnahme zur materiellen Rechtmäßigkeit nach § 10 
Abs. 5 BImSchG aufgefordert.  
Die Ortsgemeinden Dittelsheim-Heßloch, Bechtheim und Alsheim wurden ebenfalls beteiligt 
und um die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 BauGB gebeten.  
 
Folgende Fachbehörden und Dritte wurden am Verfahren beteiligt: 
 

- SGD Süd – Regionalstelle Gewerbeaufsicht -, Mainz 
- SGD Süd – Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Mainz 
- Landesbetrieb Mobilität Worms 
- Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz – Referat Luftverkehr -, Hahn-Flughafen 
- Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Alzey 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 

Bonn 
- Generaldirektion Kulturelles Erbe - Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Mainz 
- Generaldirektion Kulturelles Erbe – Direktion Landesdenkmalpflege, Mainz 
- Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Mainz 
- Kreisverwaltung Alzey-Worms – Untere Naturschutzbehörde 
- Kreisverwaltung Alzey-Worms – Untere Wasserbehörde 
- Kreisverwaltung Alzey-Worms – Untere Denkmalschutzbehörde 
- Kreisverwaltung Alzey-Worms – Untere Landesplanungsbehörde 
- Kreisverwaltung Alzey-Worms – Untere Bauaufsichtsbehörde 
- Kreisverwaltung Alzey-Worms – Brandschutzdienststelle 
- Verbandsgemeindeverwaltung Eich 
- Ortsgemeinde Alsheim über die Verbandsgemeindeverwaltung Eich 
- Verbandsgemeindeverwaltung Wonnegau, Osthofen 
- Ortsgemeinde Dittelsheim-Heßloch über die Verbandsgemeindeverwaltung  

Wonnegau 
- Ortsgemeinde Bechtheim über die Verbandsgemeindeverwaltung Wonnegau 
- Kreisverwaltung Mainz-Bingen, Ingelheim 
- Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe, Mainz 
- PLEdoc GmbH, Essen 
- EWR Netz GmbH, Alzey 
- DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsrück, Bad Kreuznach 
- Deutsche Bahn AG DB Immobilien, Frankfurt am Main 
- Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln 
- Zweckverband Wasserversorgung, Osthofen 

 
Im Rahmen des Verfahrens zur Prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit wurde ermittelt, ob 
die Voraussetzungen für die Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach 
§ 6 BImSchG, vorliegen. 
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Die beteiligten Fachbehörden und Dritte haben zum Verfahren hinsichtlich der von Ihnen zu 
vertretenden Belange Stellung genommen. Die von diesen formulierten Nebenbestimmun-
gen und Hinweise wurden in den Genehmigungsbescheid aufgenommen.  
Die Stellungnahmen mit dazugehörigen Anlagen wurden der Antragstellerin vollständig 
vorab zur Kenntnis gegeben. Sofern Nachforderungen erforderlich waren, wurden diese von 
der Genehmigungsbehörde bei der Antragstellerin angefordert. 
Die daraufhin von der Antragstellerin nachgereichten Unterlagen in Form von Änderun-
gen/Ergänzungen, zuletzt am 04.12.2025, wurden Gegenstand der Antrags- bzw. Geneh-
migungsunterlagen. 
Im Übrigen wird ergänzend auf den Inhalt der Verfahrensakte hingewiesen. 
 
Die Ortsgemeinden Dittelsheim-Heßloch, Bechtheim und Alsheim haben als Sitzgemeinden 
der geplanten WEA das Einvernehmen hergestellt. 

Die Verbandsgemeinde Eich steht dem Vorhaben positiv gegenüber. Es wird auf die im 
Genehmigungsverfahren zu berücksichtigenden Schutzgüter bspw. Natur und Landschaft 
sowie Lärmschutz, und deren angemessen Berücksichtigung hingewiesen. Erforderliche 
Maßnahmen zur Minimierung von negativen Auswirkungen sollten getroffen werden. Öffent-
liche Belange stehen nicht entgegen. Ferner wird auf den Abschluss eines Sondernutzungs-
vertrages für die Wegenutzung mit der Ortsgemeinde Alsheim hingewiesen 
Die Vorlage der Gestattungsverträge zur Sondernutzung der Wege für die Zuwegung und 
Kabelverlegung ist als Bedingung der Unteren Bauaufsichtsbehörde formuliert. Diese sind 
der Genehmigungsbehörde vor der Baufreigabe vorzulegen. Die externe Zuwegung bis zum 
Anlagengrundstück bedarf einer gesonderten Genehmigung durch die Untere Naturschutz-
behörde und ist ebenfalls vor Baufreigabe einzuholen. Den zu berücksichtigenden Schutz-
gütern, insbesondere betreffend Natur- und Landschaft sowie Lärmschutz wurde durch ent-
sprechende Festlegung von Verminderungs-, Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen in 
den Nebenbestimmungen im Genehmigungsbescheid Rechnung getragen.  

Die Verbandsgemeindeverwaltung Wonnegau hat keine gesonderte Stellungnahme abge-
geben. 

Die Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe teilt mit, dass eine weitere Anhörung nicht 
mehr erforderlich und davon auszugehen ist, dass das Vorranggebiet Nr. 8 bis zur Geneh-
migungsvorlage nicht mehr verändert wird. Nach Einschätzung der Geschäftsstelle sind 
damit die Voraussetzungen für die Anwendung von § 245 e Abs. 4 Satz 1 BauGB gegeben. 
Alle beantragten Anlagen liegen im Vorranggebiet Landwirtschaft. Aufgrund der nur punk-
tuellen Flächeninanspruchnahme wird die Vorrangfunktion Landwirtschaft nicht wesentlich 
beeinträchtigt. Die grundsätzliche Vereinbarkeit von Landwirtschaft und Windenergie wird 
im bereits verbindlichen ROP bestätigt. Die Anlage in der Gemarkung Alsheim befindet 
sich ebenfalls im Vorranggebiet Nr. 8 und zusätzlich noch in einer Konzentrationszone des 
rechtswirksamen Flächennutzungsplans der Verbandsgemeinde Eich. 

Die Untere Landesplanungsbehörde der Kreisverwaltung Alzey-Worms hat mitgeteilt, dass 
sich die geplante WEA 06 innerhalb der Sonderbaufläche mit Zweckbestimmung „Kon-
zentrationszone Windenergie“ im Teilflächennutzungsplan Windenergie der Verbandsge-
meinde Eich befindet und somit in einem Windenergiegebiet nach § 2 WindBG. Die bau-
planungsrechtliche Genehmigungsgrundlage liegt für diese WEA damit vor. 

Die übrigen 5 WEA befinden sich im geplanten Vorranggebiet 8 (Alsheim/Metten-
heim/Dorn-Dürkheim/Dittelsheim-Heßloch) des aktuellen Entwurfs der vierten Teilfort-
schreibung des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinhessen-Nahe. Das Erfordernis ei-
ner erneuten Anhörung betrifft dieses Vorranggebiet nicht, da hinsichtlich dessen 
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Darstellung keine Änderung eingetreten ist. Die Unteren Landesplanungsbehörde schließt 
sich der Stellungnahme der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe an und es kann 
gemäß § 245 e Abs. 4 Satz 1 BauGB „Planreife“ analog § 33 BauGB angenommen werden. 

Die bauplanungsrechtlichen und landesplanerischen Voraussetzungen liegen damit für die 
beantragten Anlagen vor.  

Darüber hinaus hat die Antragstellerin am 26.08.2025 förmlich erklärt, die künftigen Dar-
stellungen des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinhessen Nahe– vierte Teilfort-
schreibung – , Vorranggebiet Nr. 8 anzuerkennen und ihr Vorhaben diesen künftigen Aus-
weisungen entspricht (§ 245 e BauGB i. V. m. § 33 BauGB analog). Sie hat sich außerdem 
verpflichtet, ihre/n Rechtsnachfolger vertraglich zu verpflichten, die künftigen Ausweisun-
gen/Regelungen des Regionalen Raumordnungsplanes ebenfalls schriftlich anzuerkennen 
und diese Verpflichtung zu übertragen.  

Die Fachstellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde vom 20.11.2025 erfolgte auf 
Grundlage der vorgelegten Antragsunterlagen mit Bezug auf Belange des Natur- und Ar-
tenschutzes sowie der Landespflege. Entsprechende Bedingungen, Auflagen und Hin-
weise wurden u.a. zum landespflegerischen Ausgleich sowie zur Vermeidung und Vermin-
derung von Eingriffen formuliert. 

Die externe Zuwegung ist nicht Gegenstand des Verfahrens. Dies bedeutet, dass vor Beginn 
der Bauarbeiten, insbesondere dem Transport der WEA-Bestandteile eine Klärung und Ge-
nehmigung der Zuwegung erfolgt sein muss. Im Hinblick auf einen möglichen Eingriff bei 
der Herstellung der Zuwegung, muss eine gesonderte naturschutzrechtliche Genehmigung 
bei der Unteren Naturschutzbehörde eingeholt werden.  
 
Die Verkehrsanbindung des Windparks soll über die Autobahnanschlussstelle Alzey an der 
A61 und dann weiter über die L406 erfolgen. Von hier führt die Zuwegung über Wirtschafts-
wege zur K30. Um die Durchfahrt Dittelsheim-Heßloch zu umgehen, muss ein ca. 750 m 
langer Bypass zwischen der K30 und der L425 hergestellt werden. Weiter soll eine Verbin-
dung zwischen der L414 und der L425 generiert werden, um im Anschluss von der L425 die 
Zuwegung des Bestandsparks zu nutzen und von diesem aus in den neu geplanten Wind-
park zu gelangen. 
Erforderliche Ausbauarbeiten zur externen Zuwegung werden im Rahmen eines separaten 
Genehmigungsantrages, der von der Unteren Naturschutzbehörde zu bescheiden sein wird, 
behandelt. Der vorliegende Antrag bzw. die Genehmigung umfasst lediglich die Erschlie-
ßung der WEA ab der letzten Wirtschaftswegeparzelle der Gemeinde zum und auf dem 
Anlagengrundstück.  
 
Für den Anschluss der sechs WEA an das Stromnetz liegt eine Einspeisezusage der West-
netz GmbH für eine Freileitung in Dexheim-Rosengarten vor. Die Verkabelung soll aus-
schließlich unterirdisch und nach Möglichkeit im Bereich der Erschließungsflächen bzw. 
Wegeparzellen verlegt werden. Mit der Unteren Naturschutzbehörde ist die Erforderlichkeit 
einer naturschutzrechtlichen Genehmigung abzustimmen. 
 
Die zum Bau von Windenergieanlagen über klassifizierte Straßen und anschließende Wirt-
schaftswege geplanten Baustellenzufahrten sowie dauerhafte Erschließungen der WEA 
stellen Sondernutzungen im Sinne des Landes- und Bundesfernstraßengesetzes dar. Hin-
sichtlich einer erforderlichen Sondernutzungserlaubnis hat der Vorhabenträger rechtzeitig 
vor Baubeginn einen entsprechenden Antrag beim LBM Worms zu beantragen.  
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Die SGD Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht und Regionalstelle Wasserwirtschaft, Ab-
fallwirtschaft, Bodenschutz erheben in ihrer Stellungnahme vom 13.06.2025 keine Beden-
ken gegen die Erteilung der Genehmigung, wenn die WEA entsprechend der vorgelegten 
Unterlagen und den durch sie formulierten Nebenbestimmungen betrieben wird. 

Gemäß der Stellungnahme des Landesbetriebes Mobilität Rheinland-Pfalz, Fachgruppe 
Luftverkehr vom 08.05.2025 sind entsprechende Maßnahmen zur Vermeidung von Gefah-
ren als Luftfahrthindernis vorzusehen (insbesondere Kennzeichnung, Befeuerung, Veröf-
fentlichung als Luftfahrthindernis).  

Hinsichtlich der Stellungnahmen der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz – 
Direktion Landesarchäologie – und der Geschäftsstelle Praktische Denkmalpflege, 
Mainz, wird auf die nachfolgende Zusammenfassende Darstellung verwiesen.  
 
Die Untere Denkmalschutzbehörde bei der Kreisverwaltung hat geäußert, dass in dem 
Planbereich keine denkmalgeschützten Objekte gemäß dem nachrichtlichen Verzeichnis 
für den Landkreis Alzey-Worms bekannt sind. 
 
Der Landkreis Mainz-Bingen, als benachbarter Landkreis hat mitgeteilt, dass keine Betrof-
fenheit besteht. 

Das DLR Rhein-Nahe-Hunsrück, Bad Kreuznach, teilt mit, dass keine Bedenken gegen die 
Planung bestehen und die Belange der Flurbereinigung nicht tangiert werden. 

Die Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m.b.H., Köln, gibt zur Kenntnis, dass 
weder vorhandene Anlagen noch laufende bzw. vorhersehbare Planungen der RMR-
GmbH sowie der Mainline Verwaltungs-GmbH betroffen sind.  

Das Wasserwerk Zweckverband Seebachgebiet teilt mit, dass die Wasserversorgung in 
dem Plangebiet nicht betroffen ist.  

Ansonsten haben die beteiligten Fachbehörden und Dritte im Rahmen des Beteiligungsver-
fahrens keine Einwände oder Bedenken gegen die geplante Errichtung der sechs WEA ge-
äußert. Durch die Formulierung von entsprechenden Nebenbestimmungen (§12 BImSchG) 
wird sichergestellt, dass die sich aus § 5 BImSchG ergebenden und einer auf Grund des  
§ 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden und auch 
andere öffentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen.  
Die von den Fachbehörden und Dritten eingereichten Stellungnahmen wurden auch bei der 
nachfolgenden Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 20 Abs. 1 a der 9. BImSchV 
berücksichtigt. 
 
 
Zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß  
§ 20 Abs. 1a und 1b der 9. BImSchV 
 
Nach § 20 Abs. 1a der 9. BImSchV muss der Genehmigungsbescheid eine ergänzende 
Begründung enthalten, welche die zusammenfassende Darstellung nach § 20 Abs. 1a der 
9. BImSchV, die begründete Bewertung nach § 20 Abs. 1b der 9. BImSchV und eine Erläu-
terung zur Berücksichtigung, insbesondere der Angaben des UVP-Berichts nach § 4 e, der 
behördlichen Stellungnahmen sowie der Äußerungen der Öffentlichkeit (§ 21 Abs. 1 a Nr. 2 
c) der 9. BImSchV), umfasst. 
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Im Rahmen der öffentlichen Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass der Antrag 
und die Unterlagen, sowie der UVP-Bericht (des Antragstellers) bei der Kreisverwaltung 
Alzey-Worms im Zeitraum vom 14. Juli 2025 bis einschließlich 13. August 2025 während 
der Dienstzeiten eingesehen werden konnten. Ebenfalls wurde auf die Einsichtnahme im 
Auslegungszeitraum auf der Homepage des Kreisverwaltung Alzey-Worms, mit Angabe des 
Links, abgestellt. Die Offenlage der Unterlagen / das Vorhaben, sowie die Erforderlichkeit 
zur Durchführung einer UVP wurde veröffentlicht: 
 

- in der Allgemeinen Zeitung Alzey am 27.06.2025,  

- auf der Internetseite der Kreisverwaltung Alzey-Worms und 

- im UVP-Portal (Umweltverträglichkeitsprüfung-Portal) unter 
https://www.uvp-verbund.de/. 

Einwendungen gegen das Vorhaben konnten bis einschließlich 15. September 2025 bei der 
Kreisverwaltung Alzey-Worms sowie den beiden Verbandsgemeinden Eich und Wonnegau, 
bei denen die Unterlagen ebenfalls ausgelegt wurden, schriftlich oder zur Niederschrift, auch 
elektronisch, vorgebracht werden. Da keine Einwendungen eingegangen sind, wurde kein 
Erörterungstermin durchgeführt. 
 
Gemäß Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 28.09.2016 – 7 C 1/15 – enthält in im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren die 9. BImSchV abschließende Rege-
lungen über die durchzuführende Umweltverträglichkeitsprüfung, wie sich aus § 1 Abs. 2 
der 9. BImSchV ergibt. Ein ergänzender Rückgriff auf die Verfahrensvorschriften des UVPG 
kommt nicht in Betracht (juris, Rn. 14 des Urteils). Im Folgenden sind daher nur die Verfah-
rensvorschriften der 9. BImSchV maßgeblich. 
 
Gemäß § 20 Abs. 1a der 9. BlmSchV hat die Genehmigungsbehörde auf der Grundlage der 
nach den §§ 4 bis 4e der 9. BlmSchV beizufügenden Unterlagen, der behördlichen Stellung-
nahmen, der Ergebnisse eigener Ermittlungen sowie der Äußerungen und Einwendungen 
Dritter eine zusammenfassende Darstellung der möglichen Auswirkungen des Vorhabens 
auf die in § 1 a der 9. BlmSchV genannten Schutzgüter, einschließlich der Wechselwirkung, 
der Merkmale des Vorhabens und des Standortes, sowie der Maßnahmen, mit denen er-
hebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter vermieden, vermindert oder ausge-
glichen werden sollen, einschließlich der Ersatzmaßnahmen bei Eingriffen in Natur und 
Landschaft, zu erarbeiten. 
 
Die zusammenfassende Darstellung bildet die Grundlage für die Bewertung der voraussicht-
lichen Umweltauswirkungen des Vorhabens und muss alle wesentlichen Angaben enthal-
ten, die für die Bewertung erforderlich sind. Die zusammenfassende Darstellung enthält 
demzufolge Aussagen über Art und Umfang sowie Eintrittswahrscheinlichkeit bestimmter 
Umweltauswirkungen einschließlich möglicher Schäden und führt zu einer Gesamtabschät-
zung der Umweltauswirkungen des geplanten Vorhabens.  
 
Die zusammenfassende Darstellung enthält zunächst keine Aussagen darüber, ob die prog-
nostizierten Umweltauswirkungen tolerierbar, vernachlässigbar oder sonst positiv oder ne-
gativ zu bewerten sind. Die zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen ist 
vielmehr auf die Wiedergabe von Fakten bzw. voraussehbaren Geschehensabläufen be-
schränkt. In der zusammenfassenden Darstellung sind demzufolge – soweit entscheidungs-
erheblich – Aussagen zu treffen über den Ist-Zustand der Umwelt und die voraussichtliche 
Veränderung der Umwelt infolge des geplanten Vorhabens bei Errichtung und 
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bestimmungsgemäßem Betrieb, bei Betriebsstörungen und bei Stör- und Unfällen, soweit 
eine Anlage hierfür auszulegen ist oder hierfür vorsorglich Schutzvorkehrungen vorzusehen 
sind, sowie infolge sonstiger zu erwartender Entwicklungen. 
 
In einem weiteren Schritt bewertet die Genehmigungsbehörde auf der Grundlage der zu-
sammenfassenden Darstellung und nach den für die Entscheidung maßgeblichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften die Auswirkungen des UVP-pflichtigen Vorhabens auf die in  
§ 1a der 9. BImSchV genannten Schutzgüter i. V. m. § 20 Abs. 1b der 9. BImSchV. Bei der 
Entscheidung über die Genehmigung der UVP-pflichtigen Anlage müssen die zusammen-
fassende Darstellung und die begründete Bewertung nach Einschätzung der Genehmi-
gungsbehörde hinreichend aktuell sein. 
 
Daneben ist nach § 21 Abs. 1a Nr. 2 c) der 9. BImSchV eine Erläuterung erforderlich, wie 
die begründete Bewertung nach § 20 Absatz 1b der 9. BImSchV, insbesondere die Angaben 
des UVP-Berichts nach § 4e, die behördlichen Stellungnahmen nach § 11 der 9. BImSchV 
sowie die Äußerungen der Öffentlichkeit nach § 12 der 9. BImSchV, in der Entscheidung 
berücksichtigt wurden oder wie ihnen anderweitig Rechnung getragen wurde. 
 
Daten und Informationsgrundlage: 
 
Der zusammenfassenden Darstellung der Umweltauswirkungen zugrunde liegen insbeson-
dere die Antragsunterlagen nach den §§ 4 bis 4e der 9. BImSchV vom 17.12.2024 bzw. 
05.03.2025, deren Vollständigkeit am 02.04.2025 bestätigt wurde. Nachfolgend wurden ein-
zelne Unterlagen geändert/ergänzt, zuletzt am 04.12.2025. Insbesondere ist hier der UVP-
Bericht vom Büro ecoda GmbH & Co. KG, Marburg in der Fassung vom 27.10.2025 anzu-
führen. 
 
Weitere zur Beurteilung herangezogene Gutachten/Fachbeiträge/Erhebungen: 
 
1. Faunistisches Gutachten (Kartierung Avifauna) durch das Büro für Landschaftsökolo-

gie, Weilburg, Erfassung 2023 (Stand 30.11.2023) 
2. Fachbeitrag (FB) Artenschutz vom Büro ecoda GmbH & Co. KG, Marburg in der Fas-

sung vom 06.02.2025 
3. Landschaftspflegerischer Begleitplan I (LBP I) vom Büro ecoda GmbH, Marburg, in der 

Fassung vom 06.11.2025 
4. Landschaftspflegerischer Begleitplan II (LBP II) vom Büro ecoda GmbH, Marburg, in 

der Fassung vom 06.11.2025 
5. Schalltechnisches Gutachten vom Büro IEL GmbH, Bericht Nr. 5239-25-L3a, Stand 

11.06.2025 
6. Schattenwurfgutachten vom Büro IEL GmbH, Bericht Nr. 5239-24-S2 vom 22.10.2024 
 
Die entsprechenden Ausgleichsflächen für das Schutzgut Tiere, Pflanzen, Boden und bio-
logische Vielfalt sind rechtlich und tatsächlich entsprechend § 17 Abs. 4 BNatSchG nach-
gewiesen. Eine grundbuchrechtliche Sicherung, wie in § 15 Abs. 4 BNatSchG gefordert, ist 
zu beantragen. Die Sicherung erfolgt durch entsprechende Formulierung einer Bedingung 
im Genehmigungsbescheid, wonach der Nachweis vor Baufreigabe vorzulegen ist. 
 
Weitere Bestandteile der Unterlagen sind die behördlichen Stellungnahmen nach den §§ 11 
und 11a der 9. BImSchV sowie die Ergebnisse eigener Ermittlungen. Hierbei ist 
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insbesondere die Stellungnahme der SGD Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht vom 
13.06.2025 als für das Thema Schall zuständige Fachbehörde anzuführen. 
 
Zusammenfassend darzustellen sind im Folgenden die zu erwartenden Auswirkungen des 
Vorhabens auf die in § 1a der 9. BImSchV genannten Schutzgüter, einschließlich Wechsel-
wirkungen, sowie der Merkmale des Vorhabens, des Standorts und der Maßnahmen, mit 
denen erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter vermieden, vermindert oder 
ausgeglichen werden, einschließlich der Ersatzmaßnahmen bei nicht ausgleichbaren, aber 
vorrangigen Eingriffen in Natur und Landschaft. 
 
Zusammenfassende Darstellung: 
 
I. Schutzgut Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit: 
 
Gesundheitliche Beeinträchtigung von Anwohnern durch Lärm/Schall, der vom Betrieb der 
WEA ausgeht, gilt es auszuschließen. Hierzu hat die SGD Süd, Mainz, (als staatliche Ge-
werbeaufsicht, hier zuständige Fachbehörde) das Thema Schall aufgegriffen. Das schall-
technische Gutachten vom Büro IEL GmbH in der Fassung vom 11.06.2025 hat insgesamt 
59 Windenergieanlagen in Bezug auf die Vorbelastung in die Untersuchung einbezogen und 
kommt zu dem Ergebnis, dass die geplanten 6 WEA tagsüber (06.00 bis 22.00 Uhr) unein-
geschränkt betrieben werden können. Während der Nachtzeit (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) 
müssen fünf der sechs geplanten Anlagen schallreduziert betrieben werden.  
Lediglich an einem Immissionspunkt (IP 12 b) überschreitet der Beurteilungspegel der Ge-
samtbelastung den Immissionsrichtwert um ein 1 dB. Die Zusatzbelastung liegt 3 dB unter 
dem Immissionsrichtwert. Gemäß TA Lärm Nr. 3.2.1, Absatz 3 soll die Genehmigung der 
geplanten WEA wegen einer Überschreitung aufgrund der Vorbelastung nicht verwehrt wer-
den, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass die Überschreitung nicht größer als 1dB ist. Dies 
ist in der vorliegenden Planung gegeben.  
Somit wird die Einhaltung der entsprechenden Richtwerte gemäß TA-Lärm an allen Immis-
sionsorten gewährleistet. (Schalltechnisches Gutachten IEL GmbH S. 24 und 25).  
Die SGD Süd, Mainz, erhebt in ihrer Stellungnahme vom 13.06.2025 keine Bedenken gegen 
die Erteilung einer Genehmigung, wenn die WEA entsprechend den vorgelegten Unterlagen 
und den durch sie formulierten Nebenbestimmungen betrieben werden. U. a. ist spätestens 
12 Monate nach Inbetriebnahme durch eine schalltechnische Abnahmemessung gemäß 
TA-Lärm die Einhaltung des zulässigen Schallleistungspegels nachzuweisen.  
 
Zum Schutzgut Mensch ist auch das Thema „Schattenwurf / Schlagschatten“ zugehörig.  
Hinsichtlich Schattenwurfauswirkungen sind die WEA so zu betreiben, dass die maximal 
mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden in 12 aufeinanderfolgenden Monaten und dar-
über hinaus 30 Minuten pro Kalendertag an relevanten Immissionsorten bei Addition der 
Zeiten aller schattenwerfenden Windenergieanlagen (Gesamtbelastung) nicht überschritten 
wird.  
Hierzu wurde ein Schattenwurfgutachten vom Büro IEL GmbH, datiert vom 22.10.2024, vor-
gelegt. In der Berechnung der Gesamtbelastung kommt es an mehreren Immissionspunkten 
zu Überschreitungen der Orientierungswerte (siehe Kapitel 10.1 und 10.2 des Gutachtens).  
Bei den Immissionspunkten IP 11 bis IP 13 werden diese bereits durch die Vorbelastung 
überschritten. Bei einer Ausschöpfung bzw. Überschreitung der Orientierungswerte ist si-
cherzustellen, dass der Betrieb der neu geplanten WEA (Zusatzbelastung) zu keiner Erhö-
hung der Rotorschattenwurfdauer führt.  
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Bei den Immissionspunkten IP07 und IP08 sowie IP14 bis IP20 werden die Orientierungs-
werte durch die Zusatzbelastung überschritten bzw. die Vorbelastung so angehoben, dass 
die Orientierungswerte überschritten werden. An diesen Punkten ist die Zusatzbelastung so 
zu reduzieren, dass die Orientierungswerte (30 Minuten/Tag und 30 Stunden/Jahr mit 8 
Stunden/Jahr real) eingehalten werden. Entsprechend der Stellungnahme der SGD-Gewer-
beaufsicht sind die Anlagen so zu betreiben, dass eine Überschreitung der möglichen Be-
schattungsdauer nicht überschritten wird (siehe oben). Dazu sind die Anlagen mit Abschalt-
automatik auszurüsten und bei Überschreitung der Richtwerte außer Betrieb zu setzen. Die 
Einhaltung der Richtwerte sind der SGD-Gewerbeaufsicht nachzuweisen. 
 
Die Beschattungsdauer und der zulässige Schalleistungspegel werden durch entspre-
chende Auflagen im Genehmigungsbescheid gewährleistet. 
 
Eiswurf und Eisfall können grundsätzlich an WEA auftreten. Die WEA werden – so in den 
Unterlagen unter Kapitel 06.04.00 und Kapitel 3.1.5 UVP-Bericht ausgeführt - gemäß dem 
Stand der Technik so ausgerüstet bzw. betrieben, dass Gefahren durch Eiswurf so weit wie 
möglich vermieden werden können. Möglichen Gefahren durch Eiswurf wird vorliegend 
durch ein entsprechendes blattbasiertes Eiserkennungssystem begegnet, zu dessen Instal-
lation sich der Antragsteller verpflichtet. Mit dem System sind u. a. Massenveränderungen 
durch Eis am Rotorblatt erkennbar. Das Eiserkennungssystem versetzt die WEA bei kriti-
schem Eisansatz in den Trudelbetrieb. Die SGD Süd Gewerbeaufsicht regelt dies auch 
nochmals durch Festlegung von Nebenbestimmungen.  
Bei Eisfall fällt Eis bei abgestellter Anlage herunter, was sich im Gegensatz zum Eiswurf 
letztlich aber nie vermeiden lässt. Um im engeren Umfeld Gefahren durch Eisfall bei Still-
stand der Anlagen zu minimieren, sind entsprechende Warnschilder an geeigneten Stellen 
der Anlagen aufzustellen. Nach Sichtweise der SGD Süd als Fachbehörde handelt es sich 
beim Eisfall um eine rein zivilrechtliche Angelegenheit. Der Eisfall wird daher von der SGD 
im Genehmigungsverfahren auch nicht bewertet, denn der Eisfall ist ähnlich wie bei sonsti-
gen Bauwerken, z. B. hohen Masten, Häusern, Brücken, etc. und gehört eben nicht zum 
Betrieb einer WEA.  
 
Weitere Risiken durch Turmversagen oder Rotorblattbruch, Brände sowie die Freisetzung 
wassergefährdender Stoffe werden ebenfalls durch geeignete Maßnahmen auf ein Mini-
mum reduziert (Kapitel 2.4 und 3.1.6 bis 3.1.8 UVP-Bericht). 
Die Anlagen werden darüber hinaus mit einem Blitzschutzsystem ausgestattet. 
 
Der Landesbetrieb Mobilität Worms empfiehlt in seiner Stellungnahme vom 05.05.2025, ei-
nen Mindestabstand zu klassifizierten Straßen einzuhalten, der der „Kipphöhe“ der WEA 
entspricht und nimmt Bezug auf das baurechtlich verankerte Gebot der Rücksichtnahme 
nach § 35 BauGB. Dieser Kipphöhenabstand errechnet sich wie folgt: ½ Fundamentdurch-
messer + Nabenhöhe + ½ Rotordurchmesser. Zu berechnen ist dieser von der Außenkante 
des Mastfußes. Die Anlagen, bis auf die Anlage WEA 03, liegen alle von klassifizierten Stra-
ßen, im vorliegenden Fall der K42, ausreichend entfernt. Eine entsprechende Kipphöhen-
berechnung für WEA 03 wurde von der Antragstellerin vorgelegt und ist den Antragsunter-
lagen beigefügt. Demnach wird der empfohlene Abstand bei der geplanten WEA 03 zur K42 
nicht eingehalten. Der Kipphöhenabstand wird in diesem Fall um 18,1 % unterschritten, die 
Genehmigungsbehörde ist aber nach eingehender Prüfung, auch unter Bezug auf ander-
weitige Entscheidungen, zu dem Ergebnis gekommen, dass das Gebot der Rücksichtnahme 
nach § 35 BauGB noch als gewahrt angesehen werden kann (angesichts der Tatsache, 
dass die WEA stets in technisch einwandfreiem Zustand gehalten werden müssen und die 
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Verpflichtung zu regelmäßiger, fachkundiger Prüfung, Wartung und Kontrolle der Sicher-
heitseinrichtungen und der übertragungstechnischen Teile besteht). 
 
Die Anlieferung von Großkomponenten wird voraussichtlich über die Kreisstraße K42 sowie 
im Anschluss an Wirtschaftswege erfolgen. Es dürften vor allem die Wohnanlagen an den 
für die Anlieferung von Anlagenteilen bzw. Bauverkehr genutzten Straßen betroffen sein.  
Während der Betriebsphase werden die Anlagen von Kfz, i. d. R. für die Wartung der Anla-
gen in mehrmonatigen Abständen angefahren, was normalerweise nicht als Belastung von 
Anwohnern wahrgenommen werden kann.  
 
Für Erholungssuchende, die das Gebiet zur Naherholung nutzen, entstehen betriebsbedingt 
Beeinträchtigungen durch Schallimmissionen (Rotorblätter) und Schattenwurf. Da der Auf-
enthalt der Erholungssuchenden jedoch nur kurzfristig ist, entstehen lediglich temporäre Be-
einträchtigungen. Auf Grund des temporären Charakters des Aufenthaltes sowie der starken 
Vorbelastung durch die bestehenden WEA sind erhebliche Beeinträchtigungen durch Schat-
tenwurf und Schallimmissionen auf die Erholungsfunktion insgesamt nicht zu prognostizie-
ren. 
 
Eine optisch bedrängende Wirkung kann ausgeschlossen werden, da sich keine Gebäude 
mit Wohnfunktion innerhalb eines Radius der zweifachen Gesamthöhe der Anlagen befin-
den (S. 47 UVP-Bericht). 
 
Die Anlage stellt ein Luftfahrthindernis dar und kann grundsätzlich gefährlich für tieffliegende 
Flugobjekte und deren Besatzungen sein. Zur Vermeidung von Gefahren als Luftfahrthin-
dernis sind gemäß der Stellungnahme vom 08.05.2025 des Landesbetriebes Mobilität 
Rheinland-Pfalz, Fachgruppe Luftverkehr, entsprechende Maßnahmen vorgesehen (insbe-
sondere Kennzeichnung, Befeuerung, Veröffentlichung als Luftfahrthindernis). 
 
Die Nachtkennzeichnung durch Befeuerung (rote Blinklichter bzw. Dauerlicht) kann auch 
von Anwohnern als störend empfunden werden. Zu verweisen ist hier auf eine vom Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit geförderte Studie und deren Er-
gebnis, dass Anwohner sich eine geringere Helligkeit der Hinderniskennzeichnung, deren 
Synchronisation bzw. eine bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung wünschten, die Kenn-
zeichnung selbst ansonsten aber als notwendig ansehen. Auch aus Sicht der Unteren Na-
turschutzbehörde (UNB) beeinträchtigt die Nachtkennzeichnung Mensch und Tier. Die WEA 
werden mit einer Bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung (BNK) ausgestattet, d. h. die 
Nachtkennzeichnung wird nur dann aktiviert, sobald sich ein Luftfahrzeug in unmittelbarer 
Nähe des Windparks befindet. Dadurch können die Lichtemissionen der WEA erheblich re-
duziert werden. Der Gesetzgeber hat eine verpflichtende Ausstattung von Windenergiean-
lagen mit BNK-Systemen zum 01.01.2025 verbindlich vorgegeben.  
 
Während der Errichtung der WEA fallen lediglich kleinere Mengen Abfall an (z. B. Verpa-
ckung, Kabelreste, Kabelbinder), die ordnungsgemäß zu entsorgen sind. Während des Be-
triebs der WEA werden somit keine größeren Mengen an Abfall produziert. Nach Beendi-
gung des Betriebs erfolgt ein vollständiger Rückbau (inklusive Fundament, Kranstellfläche, 
etc.), wobei die Komponenten – soweit wie möglich – recycelt werden (S. 11 UVP-Bericht).  
 
Fazit: Die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch bzw. die menschliche Gesundheit 
sind als eher gering einzustufen, keinesfalls als erheblich beeinträchtigend. 
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II. Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 
 
II.1 Schutzgut Tiere 
 
Die Umsetzung des Vorhabens kann zu bau-, anlagen- und betriebsbedingten Auswirkun-
gen auf Tiere führen. Baubedingte Wirkungen entstehen durch Flächeninanspruchnahme 
(Habitatverluste) von intensiv genutzten Acker- und Grünlandflächen, Lärm- und Staube-
missionen während der Bauphase, Erschütterungen und optische Störreize (Fahrzeugver-
kehr usw.). Anlagebedingte Wirkungen zeichnen sich ab in den Kollisionsgefahren beim 
Aufprall auf die WEA, auch am Turmfuß, wie die UNB es bzgl. bodennah ziehender Vogel-
arten näher ausführt und gleichsam aber auch bereits entsprechende Maßnahmen zur Ver-
meidung nennt, welche sodann auch Eingang in die fachlichen Unterlagen finden, zudem 
aber noch durch Auflagen abgesichert werden (dunkle Farbgebung der unteren 20 m des 
Turmfußes). Die betriebsbedingten Wirkungen zeigen sich im Kollisionsrisiko fliegender 
Tiere (Vögel, aber auch insbesondere Fledermäuse) mit den drehenden Rotoren, Störung 
von Brut- und Raststätten durch Schlagschatten und Lärm. 
 
Die WEA-Standorte liegen alle im Offenland auf landwirtschaftlich genutzten Flächen.  
Aufgrund fehlender Nachweise, der Offenlandlage mit intensiv landwirtschaftlich genutzten 
Ackerflächen, fehlender größerer Fließgewässer und fehlender Habitateignung oder Le-
bensraum, kann eine Betroffenheit des Fischotters, des Europäischen Bibers, des Luchses, 
des Wolfs, der Wildkatze, der Haselmaus sowie streng geschützter Insektenarten des An-
hang IV der FFH-Richtlinie, von Amphibien- und Reptilienarten sowie der Tiergruppen Fi-
sche, Schnecken und Muscheln, mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen wer-
den (Seiten 9-12 FB Artenschutz).  
 
Zur Erfassung und Bewertung des Schutzgutes Tiere erfolgten faunistische Erhebungen 
zur Avifauna mit Ergebnissen der Brut-, Rast- und Zugvogelerfassung. Die Ergebnisse und 
Bewertungen wurden im Fachbeitrag Artenschutz in der Fassung vom 06.02.2025 vom 
Büro ecoda GmbH, abgearbeitet. 
 
Zug-, Rast- und Brutvögel 
 
Es wurde ein Faunistisches Fachgutachten durch das Büro für Landschaftsökologie, Weil-
burg, auf Grundlage der Untersuchungen im Rahmen der Brut-, Rast- und Zugvogelerfas-
sung (Avifauna) im Zeitraum vom Januar bis November 2023, erstellt.  
 
Brutvögel (inkl. Gastvögel): 
 
Im Rahmen der Rast- und Brutvogelerfassung im Frühjahr und Sommer 2023 wurden im 
Untersuchungsraum (UR2000) insgesamt 65 Arten festgestellt, davon 55 als Brutvögel, 7 
als Nahrungsgast und 3 als Durchzügler. Überfliegend wurde der Kormoran beobachtet. Im 
UR500 wurden 52 Vogelarten nachgewiesen, davon 32 als Brutvögel, 19 Arten als Nah-
rungsgäste und 1 Art als Durchzügler.  
Unter den Brutvogelarten im UR2000 befanden sich 10 streng geschützte Arten: Bienen-
fresser, Grauammer, Grünspecht, Mäusebussard, Rotmilan, Steinkauz, Turmfalke, Turtel-
taube, Waldohreule und Wiedehopf. 
Unter den Nahrungsgästen befanden sich als streng geschützte Arten: Rohrweihe, 
Schwarzmilan, Sperber und Weißstorch und unter den Durchzüglern die Kornweihe. (Seite 
14 FB Artenschutz) 
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Bei den nicht planungsrelevanten Arten ist durch die Errichtung und den Betrieb der geplan-
ten WEA nicht mit Verstößen nach § 44 BNatSchG zu rechnen. Mögliche Beeinträchtigun-
gen dieser Arten werden im Rahmen des biotoptypenbezogenen Ansatzes in der Eingriffs-
regelung beachtet und bleiben demnach nicht unberücksichtigt (S. 14 FB Artenschutz). 
 
Insgesamt wurden 35 Arten der Brut- und Gastvögel als grundsätzlich planungsrelevant ein-
gestuft. Bei der Prognose und Bewertung müssen nur die Arten herangezogen werden, die 
den Raum regelmäßig nutzen. Für 26 planungsrelevante Vogelarten besteht allenfalls eine 
geringe bis allgemeine Bedeutung. Eine Verschlechterung des jeweiligen Erhaltungszu-
stands dieser Population oder Beeinträchtigung der ökologischen Funktion von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten durch den Bau oder Betrieb, kann verneint werden. Ein Verstoß 
gegen § 44 BNatSchG liegt bei diesen Arten nicht vor.  
 
Für die 9 verbleibenden planungsrelevanten Vogelarten wurde eine ausführliche Art-für-
Art-Prüfung durchgeführt: Rebhuhn, Wachtel, Rotmilan, Mäusebussard, Turmfalke, 
Steinkauz, Feldlerche, Schafstelze und Grauammer.  
 
Feldlerche: 
Gemäß dem faunistischen Gutachten werden aufgrund des angenommenen Verlustes von 
potentiellen Brut- und Nahrungshabitaten im unmittelbaren Umfeld der geplanten WEA-
Standorte WEA 1, 2, 5 und 6 entsprechende vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) 
hinsichtlich baubedingter Auswirkungen und Maßnahmen zur Vermeidung von baubeding-
ten Auswirkungen auf die Feldlerche festgelegt (Ziffern 4.3 und 4.4 Seiten 50/51 FB Arten-
schutz, S. 20 UVP-Bericht). 
 
Grauammer: 
Es wird eine farbliche Kennzeichnung des Turms im unteren Bereich (15-20 m) empfohlen 
und wie bereits zuvor beschrieben, von der UNB als Bedingung im Genehmigungsbescheid 
vorgegeben (Ziffer 4.5, Seite 52 FB Artenschutz, S. 20 UVP-Bericht). 
 
Im Ergebnis treten für diese planungsrelevanten Arten keine Verbotstatbestände nach  
§ 44 BNatSchG infolge des Eintretens der Tatbestände „Entnahme, Beschädigung, Zerstö-
rung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ und/oder „Fangen, Töten, Verletzen“ und/oder 
der „Verschlechterung des Erhaltungszustandes durch erhebliche Störungen“ ein. 
 
Für alle weiteren nicht vertiefend betrachteten Arten kann das Eintreten artenschutzrechtli-
cher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden, wenn die Vorgaben des § 39 BNatSchG 
eingehalten werden (Rodungen ausnahmslos ab Anfang Oktober bis Ende Februar).  
 
Rastvögel: 
 
Im Rahmen der Rastvogelkartierung 2023 wurden im Zeitraum von Mitte Februar bis Ende 
April und von September bis November auf den Offenlandflächen im UR2000 insgesamt 34 
Vogelarten nachgewiesen. Eingestuft wurden 18 ganzjährig vorkommende Arten als Stand-
vögel, 3 Arten als Teilzieher. 6 Arten wurden als Brut- und Zugvogel eingestuft. 4 Arten 
zeigten sich nur als Zugvögel ohne brutzeitliche Bindung an den Untersuchungsraum und 3 
Arten sind nur Wintergäste. Bei der Rastvogelerfassung im Herbst 2023 sind keine Rast-
plätze störungsempfindlicher Rastvogelarten vorgefunden worden. Windkraftsensible Arten 
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wurden nur an einzelnen Terminen und in geringer Individuenzahl festgestellt oder haben 
sich als Durchzügler nur temporär im Untersuchungsgebiet aufgehalten (Rotmilan).  
Ein Verstoß gegen § 44 BNatSchG wird nicht gesehen (Seite 45 FB Artenschutz, S. 
19/20 UVP-Bericht)). 
 
Zugvögel: 
 
Es wird das Zuggeschehen im mitteleuropäischen Binnenland durch den Breitfrontzug von 
Kleinvögeln und mittelgroßen Vogelarten bestimmt. Die am häufigsten festgestellten Arten 
werden angegeben mit Buchfinken, Ringeltauben, Feldlerchen und Stare. Die Untersuchun-
gen in 2023 lieferten folgende Ergebnisse: die im Herbst 2023 ermittelten Zugfrequenzen 
von 189 bis 314 Vögeln pro Stunde sind entsprechend der Untersuchung als unterdurch-
schnittlich einzuordnen. Damit lässt sich keine relevante Bedeutung des Untersuchungs-
raums für den Kleinvogelzug, aber auch für den Zug von Groß- und Greifvögeln ableiten. 
Das Vorhaben wird sich daher nicht in nennenswertem Ausmaß auf den Vogelzug auswir-
ken. Nach Urteil des OVG Koblenz aus 2007 kann einem WEA-Vorhaben nur ein überregi-
onal bedeutsamer Zugkorridor mit überregionalem Zuggeschehen entgegenstehen.  
Die Errichtung der geplanten WEA wird damit weder im Hinblick auf den allgemeinen 
Vogelzug von Kleinvögeln noch auf den Großvogelzug gegen ein Verbot nach § 44 
BNatSchG verstoßen (S. 45/46 FB Artenschutz, S. 19/20 UVP-Bericht). 
 
Feldhamster 
 
Laut „Feldhamsterpotentialkarte Rheinhessen-Nordpfalz“, die auf Daten von Hellwig aus 
dem Jahr 2010 zurückgeht, befinden sich die geplanten Standorte der WEA 2 und 6 in einem 
Bereich mit hohem, bei den WEA 1, 3 und 5 in einem Bereich mit mittlerem Potenzial für 
Feldhamster. Der Standort der WEA 4 liegt innerhalb des Verbreitungsbereichs des Feld-
hamsters. Damit ist nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auszuschließen, dass sich 
auf den Bauflächen und den logistischen Einrichtungsflächen Baue von Feldhamstern be-
finden. Zur Vermeidung des Tatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG ist 
daher eine geeignete Maßnahme vorzunehmen (S. 10 FB Artenschutz).  
Im ersten Schritt ist dazu eine Untersuchung auf Vorkommen von Feldhamstern auf den 
betroffenen landwirtschaftlichen Flächen im Spätsommer durch eine fachkundige Person 
erforderlich. Weitere Maßnahmen hängen davon ab, ob ein Vorkommen festgestellt wurde 
oder eine Umsiedlung erfolgte bzw. keine Baue vorgefunden wurden (Ziffer 4.2, S. 49 FB 
Artenschutz und S. 19 UVP-Bericht). 
Unter Berücksichtigung dieser Vermeidungsmaßnahmen wird das Vorhaben hin-
sichtlich des Feldhamsters nicht gegen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG verstoßen. 
 
Fledermäuse: 
 
In den am Rand des Untersuchungsraumes (UR1000) gelegenen Siedlungsbereichen 
(Bechtheim) sowie an einzelnen Höfen finden sich voraussichtlich geeignete Quartierstand-
orte für gebäudewohnende Fledermausarten. Eine Baumreihe entlang der Zuwegung 
könnte Quartiersstrukturen für baumhöhlenbewohnende Fledermausarten bieten. Offene 
Bereiche des UR1000 stellen potentielle Jagdhabitate dar. Eine Datenabfrage ergab Nach-
weise von 2 kollisionsgefährdeten Arten im Messtischblatt, in welchem das Vorhaben liegt, 
und von 5 weiteren kollisionsgefährdeten Arten, deren Verbreitungsgebiet grundsätzlich 
auch den Untersuchungsraum umfasst. Es kann daher nicht mit hinreichender 
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Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden, dass an den geplanten WEA ein signifikant er-
höhtes Tötungsrisiko besteht und daher sollte von einem Tötungsrisiko ausgegangen wer-
den (S. 9 und 47 FB Artenschutz, S. 19 UVP-Bericht). Zur Vermeidung sind die im Fachbei-
trag Artenschutz (Abschnitt 4.1) formulierten Abschaltzeiten als Auflage formuliert und ein-
zuhalten. Zur Ermittlung der tatsächlichen Fledermausaktivität wurde ein zweijähriges Gon-
delmonitoring an den WEA 1, 5 und 6 durch die UNB beauflagt. Unter Berücksichtigung der 
Maßnahme „Fledermausfreundlicher Betriebsalgorithmus“ kann davon ausgegangen wer-
den, dass eine erhebliche Beeinträchtigung von Fledermäusen verhindert wird.  
 
Fazit Schutzgut Tiere: 
Aus gutachterlicher Sicht und unter Beachtung der im UVP-Bericht/Fachbeitrag Ar-
tenschutz beschriebenen Vermeidungs-, Verminderungs-, Ausgleichs- und CEF-Maß-
nahmen, steht der Errichtung der WEA bezogen auf das Schutzgut Tiere nichts derart 
entgegen als dass diese unzulässig wären. Insbesondere ist festzuhalten, dass auch 
keine Erfüllung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten 
ist. 
 
 
II.2 Schutzgut Pflanzen  
 
Die Flächeninanspruchnahme für die Fundamente und den Sockel in Vollversiegelung be-
trägt für alle 6 WEA 3.060 m². Für die Kranstell- und Stichwegflächen erfolgt eine Teilver-
siegelung, die teilweise durchlässig ist. Durch die erforderlichen Stichwege, den Kurvenaus-
bau, die Turm-Umfahrung sowie die dauerhaft angelegten Kranstell- sowie Lager- und Mon-
tageflächen kommt es auf einer Fläche von insgesamt 14.335 m² (ohne 1.963 m² bereits 
befestigte Flächen) zu einer dauerhaften Teilversiegelung. Insgesamt beträgt die dauerhafte 
Teil- oder Vollversiegelung durch das Vorhaben 17.395 m² von zuvor unversiegelten Flä-
chen (S. 27 LBP I, S. 2 LPB II).  
Die während der Bauphase zusätzlich benötigten Flächen für Montage, Lagerung, Errich-
tung der Hilfskräne sowie ein Ausbau der Bestandswege, die temporär geschottert werden, 
werden nach Abschluss der Maßnahme zurückgebaut und rekultiviert. (S. 26/27 LBP I, S. 
8-10 UVP-Bericht).  
 
Die Zuwegung sowie Kabelverlegung sind Gegenstand eines eigenständigen Genehmi-
gungsverfahrens und daher hier nicht berücksichtigt. 
 
Die Standorte und Bauflächen der geplanten WEA befinden sich weitestgehend auf intensiv 
genutzten Ackerflächen und Rebkulturflächen. Erhebliche Beeinträchtigungen von ge-
schützten oder schutzwürdigen Biotopen, geschützten Landschaftsbestandteilen oder Na-
turdenkmälern entstehen durch das geplante Vorhaben nicht (S. 40 LBP I). 
Zur Prognose und Bewertung der zu erwartenden Auswirkungen auf das Schutzgut Pflan-
zen, wurde im Umkreis von 300 m um die Standorte der geplanten WEA eine Biotopkartie-
rung durchgeführt. Es wurde ein Biotopwertverlust von 64.872 Biotopwertpunkten nach dem 
Praxisleitfaden des MKUEM RLP 2021 ermittelt (S. 87 LBP I).  
 
Es werden vorwiegend Biotope mit geringer ökologischer Wertigkeit zerstört bzw. verändert.  
Die Beeinträchtigungen sind im Sinne der Eingriffsregelung als erheblich einzustufen und 
können durch geeignete Maßnahmen ausgeglichen bzw. ersetzt werden.  
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Vorkommen betroffener Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie liegen nach Ab-
frage über das Informationssystem ARTeFAKT (LFU RLP 2024b) nicht vor. (S. 7 Ziff. 3.1 
FB Artenschutz, S. 48 UVP-Bericht). Ein Verstoß gegen das Verbot den Tatbestand nach  
§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird daher nicht eintreten. 
 
Unter Berücksichtigung der Kompensierbarkeit der Beeinträchtigungen und der Tat-
sache, dass ökologisch hochwertige Biotope nur in geringem Ausmaß betroffen sind, 
ist nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen im Sinne des UVPG auf das 
Schutzgut Pflanzen/Biotope zu rechnen (S.48 UVP-Bericht).  
 
II 3. Schutzgut biologische Vielfalt 
 
Im Rahmen der Untersuchungen wurden Erfassungen zu Brut- und Rastvögeln durchgeführt 
und Abfragen zu planungsrelevanten Tierarten bei Institutionen des amtlichen und behörd-
lichen Naturschutzes getätigt. Die Flora des Gebietes wurde im Rahmen einer Biotopkartie-
rung erfasst. Ferner wurde das Biotopkataster herangezogen. Im Umkreis von 300 m um 
die Standorte befinden sich 3 Biotope. Es handelt sich um eine Baumhecke entlang einer 
Straße, eine Weinbergsböschung und Walnusswiesen. Diese Biotope werden nicht sub-
stantiell beeinträchtigt.  
Das Projektgebiet zeigt insgesamt eine für die Region typisch ausgebildete biologische Viel-
falt. Die Biodiversität wird in kleinräumigen Maßstäben verändert, in ihren wesentlichen 
Grundzügen jedoch erhalten bleiben.  
Durch den Bau der WEA wird es zu Lebensraumverlusten und Lebensraumveränderungen 
kommen, die zu kleinflächigen Änderungen der Artenzusammensetzung führen werden. Ein 
Verlust bzw. das lokale Aussterben störungsempfindlicher Tierarten durch bau-, anlage-  
oder betriebsbedingte Auswirkungen ist nicht zu erwarten.  
 
Die Auswirkungen auf die biologische Vielfalt werden unter Berücksichtigung von 
Vermeidungs-, Verminderungs- und Kompensationsmaßnahmen für die Schutzgüter 
Pflanzen (Biotope) und Tiere (Fauna) als nicht erheblich im Sinne des UVPG einge-
schätzt (S. 22/23 und 48 UVP-Bericht). 
 
III. Schutzgüter Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft 
 
III. 1. Schutzgut Fläche 
 
Es wird auf die unter dem Schutzgut Pflanzen und Boden gemachten Ausführungen zu Flä-
chenreduzierungen verwiesen.  
Dauerhafte Flächenversiegelungen fallen durch WEA im Vergleich mit anderen UVP-pflich-
tigen Vorhaben i. d. R. eher gering aus. Durch die beantragten Eingriffsflächen werden ins-
gesamt rd. 1,5 ha zuvor unversiegelter Fläche dauerhaft überbaut. Die Überbauung betrifft 
hauptsächlich Landwirtschafts- und Verkehrsflächen. 
Nach Beendigung des Betriebs der WEA, die eine begrenzte Laufzeit haben, werden die 
Versiegelungen rückgebaut und können entweder wieder in die ursprüngliche Nutzung oder 
ein Repowering überführt werden (S. 48/49 UVP-Bericht).  
Die Landwirtschaftskammer hat im Schreiben vom 13.05.2025 dazu keine grundsätzlichen 
Bedenken geäußert. Es werden von dort Hinweise zur Flächeninanspruchnahme während 
der Baumaßnahmen, dem Betrieb und zum Rückbau vorgetragen, die als solche auch in 
die Genehmigung aufgenommen werden.  
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Die Eingriffe durch voll- und teilversiegelte Flächen sind kompensierbar und werden ausge-
glichen. Entsprechende Kompensationsmaßnahmen werden im LBP II beschrieben und 
durch Nebenbestimmungen im Genehmigungsbescheid formuliert und festgesetzt.  
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche sind bei Durchfüh-
rung der festgesetzten Kompensationsmaßnahmen nicht zu erwarten. 
 
III. 2. Schutzgut Boden 
 
Durch das Vorhaben treten die unter den Schutzgütern Pflanzen und Flächen beschriebe-
nen Flächenreduzierungen ein, die naturgemäß auch gleichermaßen das Schutzgut Boden 
betreffen. Es wird insoweit auf die Ausführungen zu diesen Schutzgütern verwiesen. Der 
Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Boden beträgt 10.227,50 m². Eine schutzgutbezogene 
Kompensation für die Beeinträchtigung besonderer Schwere des Schutzguts Boden wird 
durch geeignete Maßnahmen erbracht (S. 42 UVP-Bericht, S. 10-12 LBP II). 
Die als erheblich zu bewertenden Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung kön-
nen durch geeignete Maßnahmen ausgeglichen oder ersetzt werden (S. 49 UVP-Bericht).  
Nach Errichtung der WEA werden die temporär in Anspruch genommenen Nutzflächen wie-
der vollständig zurückgebaut, die Flächen rekultiviert und dadurch die natürliche Bodenfunk-
tion wiederhergestellt (S. 26/27 LBP I). 
 
Eine Gefährdung des Schutzgutes Boden durch die Verwendung wassergefährdender 
Stoffe, die in den WEA eingesetzt werden, kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Die 
Anlagen verfügen über Schutzvorrichtungen gegen das Auslaufen wassergefährdender 
Stoffe. Darüber hinaus erfolgen i. d. R. umfangreiche Anlagenüberwachungen. Unter Be-
rücksichtigung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen in Kapitel 5.1 des LBP I 
wird das Risiko einer Verschmutzung des Grundwasserkörpers durch wassergefährdende 
Stoffe als gering eingeschätzt (S. 30 LBP I, S. 40 UVP-Bericht). 
In Bezug auf das Schutzgut Boden werden Forderungen der SGD Süd, Regionalstelle Was-
serwirtschaft, Abfall und Bodenschutz ebenfalls als Nebenbestimmung in den Genehmi-
gungsbescheid aufgenommen, dies betrifft die Entsorgung von Abfällen oder auch Über-
schussbodenmassen. 
 
Darüber hinaus sind erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 
nicht zu erwarten. 
 
III. 3. Schutzgut Wasser 
 
Es wird auf die vorstehenden Ausführungen zum Schutzgut Boden verwiesen. Oberflächen-
gewässer sind im Planungsraum nicht vorhanden. Wasserschutz-, Heilquellenschutz-, Ri-
siko- und Überschwemmungsgebiete sind ebenfalls nicht verzeichnet. Grundwasserbeein-
trächtigende Wirkungen wie Grundwasserabsenkungen, Grundwasserstau, Verminderung 
der Grundwasserneubildung und Veränderung von Grundwasserströmen sind in nennens-
werten Maßen nicht zu erwarten (S. 30 LBP I und S. 25 UVP-Bericht). Aufgrund der Klein-
räumigkeit sowie der Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen können diese Beein-
trächtigungen ausgeglichen oder ersetzt werden (S. 49 UVP-Bericht). 
Forderungen der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall und Bodenschutz be-
ziehen sich auf die Anlagendichtheit bzw. die regelmäßige Kontrolle in Bezug auf austre-
tende wassergefährdende Stoffe. Diese zu gewährleisten wird, wie ebenso die Verpflichtung 
zur unverzüglichen Information der unteren Bodenschutz- und unteren Wasserbehörde, vor-
gegeben. 
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Darüber hinaus sind erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 
nicht zu erwarten. 
 
III. 4. Schutzgüter Luft und Klima 
 
Luftverunreinigungen treten nur während der Bauphase durch Abgase der Fahrzeuge auf. 
Beim Betrieb der WEA werden keine Luftschadstoffe freigesetzt (S. 25 UVP-Bericht). 
Die WEA sorgen z. T. für verstärkte Luftverwirbelungen, die sich aber auf den unmittelbaren 
Nahbereich der Anlagen beschränken und daher i. d. R. keine Auswirkungen auf die klima-
tischen Ausgleichsfunktionen eines Gebietes haben. Die Auswirkungen auf das Schutzgut 
Klima/Luft werden als sehr gering und vernachlässigbar bewertet. Die Funktion der Kaltluf-
tentstehungsbereiche wird durch das Bauvorhaben nicht nennenswert verändert.  
Betriebsbedingt gehen von den WEA keine Emissionen aus. Es sind insbesondere die po-
sitiven Auswirkungen auf das Klima, die durch die Einsparung fossiler Rohstoffe bei der 
Energiebereitstellung zu erwarten sind, in die Bewertung einzubeziehen (S. 26 UVP-Bericht 
und S. 16 LBP I).  
Insgesamt haben die beantragten WEA einen positiven Effekt auf das Klima und leisten 
einen wichtigen Beitrag zur Kohlendioxid (CO2)-Minderung und damit unmittelbar zum Kli-
maschutz.  
 
Das Schutzgut Luft/Klima wird durch das Vorhaben nicht erheblich beeinträchtigt. 
 
III. 5. Schutzgut Landschaft 
 
Durch jede WEA wird das Landschaftsbild ohne Zweifel verändert, durchaus auch beein-
trächtigt, allein schon die Vertikalstruktur, die Drehbewegung des Rotors und die exponierte 
Lage auf der Hochfläche „stören“. Inwieweit die Beeinträchtigung aber erheblich oder gar 
so erheblich ist, dass von einer Verunstaltung zu sprechen wäre, ist i. d. R. dem subjektiven 
Empfinden des jeweiligen Betrachters überlassen. Daher ist eine möglichst objektive Be-
trachtung dieser Thematik herbeizuführen.  
 
Als landschaftsästhetische Vorbelastung im Vorhabegebiet sind u.a. 58 bestehende WEA 
als deutliche Vorbelastung des Landschaftsbildes zu nennen. Die Windenergienutzung 
prägt bereits den gesamten Landschaftsraum, so dass hier in erster Linie von einer Verstär-
kung des Landschaftseindrucks ausgegangen werden kann. Als weitere Vorbelastung wer-
den mehrere Hochspannungstrassen, die A61 und die B9 sowie einige Landes- und Kreis-
straßen aufgezeigt. (S. 70 LBP I). 
Zusammenfassend ist objektiv festzuhalten, dass es auch unter Bezug auf eine ältere 
höchstrichterliche Entscheidung in Baden-Württemberg und auch des OVG Koblenz (Urteil 
vom 06.06.2019 – 1 A 11532/18) durch die sechs neuen WEA nicht zu einer Landschafts-
bildverunstaltung kommt, nur dann wären diese nicht genehmigungsfähig (S. 29 UVP-Be-
richt). 
 
Darüber hinaus ist bei Anlagen über 100 m Gesamthöhe die notwendig werdende Tag-
Nacht-Kennzeichnung zu berücksichtigen.  
Die geplanten WEA haben eine Gesamthöhe von 261 m. Es besteht die Verpflichtung die 
WEA im Hinblick auf die Flugsicherheit mit einer Tageskennzeichnung durch das Rotfärben 
der Rotorblattspitzen zu versehen. Die Nachtkennzeichnung erfolgt durch Befeuerung. Ge-
mäß Antragsunterlagen werden die WEA mit einer Bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung 
(BNK) ausgestattet, d. h. die Nachtkennzeichnung wird nur dann aktiviert (die Lichtstärke 
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wird hierbei mittels Sichtweitenmessgerät an die jeweils herrschenden Sichtverhältnisse an-
gepasst), sobald sich ein Luftfahrzeug in unmittelbarer Nähe des Windparks befindet. 
Dadurch können die Lichtemissionen der WEA erheblich reduziert werden (S. 60/61 LBP I).  
Der Gesetzgeber hat eine verpflichtende Ausstattung von WEA mit BNK-Systemen zum 
01.01.2025 verbindlich vorgeschrieben.  
Hierzu und zur Tagkennzeichnung werden auch entsprechende Auflagen durch den Lan-
desbetrieb Mobilität – Fachgruppe Luftverkehr – formuliert. Die aus luftverkehrsfachlicher 
Sicht nötige Nachtkennzeichnung ist Mensch und Tier beeinträchtigend. Beeinträchtigungen 
sind bekanntermaßen zu vermeiden bzw. zu minimieren.  
 
Die WEA sind unzweifelhaft als Eingriff in das Landschaftsbild zu bewerten. Diese erhebli-
che Beeinträchtigung des Landschaftsbilds ist aber bei der Errichtung und dem Betrieb der 
geplanten Windenergieanlagen aufgrund des beschriebenen Wirkpotenzials unvermeidbar. 
Eine Realkompensation ist nicht möglich. Daher wird gemäß § 15 Abs. 6 BNatSchG i. V. m. 
§ 7 Abs. 5 LNatSchG und den Bemessungsgrundlagen der LKompVO zur Eingriffskompen-
sation eine Ersatzzahlung in Höhe von 89.648,45 € pro Anlage festgesetzt (insgesamt für 6 
Anlagen 537.890,67 €). 
Die vor Baubeginn zu leistende Zahlung ist zweckgebunden und ergeht an die Stiftung Natur 
und Umwelt. Mit diesen Geldern ist es möglich, entsprechende Aufwertungsmaßnahmen im 
Naturraum, oftmals auch visueller Art, wie Baumreihen, Streuobstwiesen, Heckenstreifen 
oder Etablierung von Dauergrünland in Talniederungen anstelle von intensiver Ackernut-
zung sodann über von Naturschutzseite initiierte Projekte durchzuführen. 
 
Die Standorte der WEA befinden sich außerhalb naturschutzfachlich besonders schützens-
werter Bereiche. Sichtbeziehungen zu Landschaftselementen von Gebieten mit charakte-
ristischer Eigenart und Bedeutung (v.a. Naturschutzgebiete) werden nicht erheblich beein-
trächtigt.  
Die WEA 3, 4, 5 und 6 liegen im Landschaftsschutzgebiet „Rheinhessisches Rheingebiet“. 
Derzeit überwiegt das öffentliche Interesse am Bau der WEA das öffentliche Interesse des 
Landschaftsschutzes. Nach § 26 Abs. 3 i. V. m. dem Windenergieflächenbedarfsgesetz 
(WindBG) ist eine Befreiung von den Verboten des Landschaftsschutzgebietes im Zusam-
menhang mit dem Vorhaben nicht erforderlich. 
Es befinden sich im zu berücksichtigenden Untersuchungsraum keine besonderen Aus-
flugsziele, so dass von einer geringen Frequentierung ausgegangen werden kann.  
Die zeitliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Landschaft wird durch die maximale Be-
triebsdauer der Anlagen von 25-35 Jahren befristet. Nach Abbau entfällt die visuelle und 
akustische Auswirkung auf das Landschaftsbild und die Erholungsnutzung (S. 29, 30, 49 
und 50 UVP-Bericht).  
 
IV. Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
 
IV. 1. Kulturgüter: 
 
Die Direktion Landesarchäologie, Mainz teilt am 07.05.2025 mit, dass im Geltungsbereich 
der Planung bisher keine archäologische Fundstelle verzeichnet ist. Dennoch muss bei der 
Durchführung entsprechender Arbeiten jederzeit mit Funden gerechnet werden. Empfohlen 
wird eine geomagnetische Voruntersuchung. Entsprechende Auflagen und Hinweise, die 
bei der Bauausführung zu beachten sind, wurden formuliert und in die Genehmigung aufge-
nommen.  
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Die Generaldirektion Kulturelles Erbe – Direktion Landesdenkmalpflege - teilt am 28.04.25 
mit, dass keine Kulturdenkmäler im unmittelbaren Umfeld der geplanten Anlagen vorhanden 
sind bzw. keine mit so starken Raumbezügen vorhanden sind, die über das bestehende 
Maß hinausreichende erhebliche Beeinträchtigungen dieser Kulturdenkmäler mit sich brin-
gen. 
 
Gemäß Regionalem Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe 2014 befindet sich der Unter-
suchungsraum in einem Vorbehaltsgebiet für Freizeit, Erholung und Landschaftsbild und 
darüber hinaus in mehreren regional bedeutsamen historischen Kulturlandschaften. Diese 
werden jedoch weder substantiell, funktional noch sensoriell beeinträchtigt, so dass 
erhebliche Auswirkungen auf diese auszuschließen sind (S. 50 UVP-Bericht). 
 
IV 2. Sachgüter: 
 
Im relevanten Einwirkungsbereich befinden sich keine Schutzgebiete der Kategorien FFH-
Gebiete, Nationalparke, Nationale Naturmonumente, Biosphärenreservate, Naturdenkmä-
ler, gesetzlich geschützte Biotope, Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, Heilquellen-
schutzgebiete und Risikogebiete. Daher können erhebliche nachteilige Auswirkungen 
auf diese ausgeschlossen werden.  
Das in großer Entfernung liegende Vogelschutzgebiet „Höllenbrand“ beherbergt Vorkom-
men von nicht gegenüber WEA-Betrieb empfindlichen maßgeblichen Bestandteilen (heimi-
sche Vogelarten und ihre Lebensräume gemäß Vogelschutzrichtlinie). Daher sind erhebli-
che negative Auswirkungen ausreichend sicher ausgeschlossen.  
 
Die Anlagen befinden sich außerhalb des nordöstlich des Vorhabens befindlichen Natur-
schutzgebietes „Dorschberger Hohl“. Es sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen auf das Naturschutzgebiet auch bei Mitbetrachtung der Bestandsanlagen zu erwar-
ten. Das Vorhaben ist mit den Schutzzielen des Naturschutzgebietes vereinbar.  
 
Die WEA 3, 4, 5 und 6 liegen im Geltungsbereich des Landschaftsschutzgebietes „Rhein-
hessisches Rheingebiet“. Es wird auf die Ausführungen zum Schutzgut Landschaft verwie-
sen.  
 
Zwei geschützte Landschaftsbestandteile liegen im Untersuchungsgebiet in der VG Won-
negau. Gesetzlich geschützte Alleen nach § 41 LNatSchG sind nicht vorhanden.  
Insgesamt sind erheblich nachteilige Auswirkungen auf geschützte Landschaftsbe-
standteile nicht zu erwarten  
(S. 51 und 52 UVP-Bericht). 
 
5. Wechselwirkungen 
 
Der Betrieb der geplanten WEA verursacht Immissionen durch Schall und Schattenwurf, 
welche temporär auf Erholungssuchende wirken können. Dies gilt auch für Veränderungen 
des Landschaftsbildpotenzials durch die Errichtung und den Betrieb von WEA. Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, die biologische Vielfalt, Fläche, Boden und Wasser 
sind miteinander und untereinander teilweise verknüpft. 
 
Der Verlust an landwirtschaftlicher Fläche hat Auswirkungen auf die landwirtschaftlichen 
Nutzungsmöglichkeiten. 
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Für sonstige deutlich nachteilige Summierungseffekte durch die hohe Anzahl an WEA hat 
das Genehmigungsverfahren keine Anhaltspunkte geliefert. 
 
Die Zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Umweltauswirkungen kommt zu 
dem Ergebnis, dass Auswirkungen auf die in § 1a der 9. BImSchV genannten Schutzgüter 
sowie Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgütern und zusätzliche, erhebliche nach-
teilige oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen sowie Verbotstatbestände 
nach § 44 BNatschG nicht zu erwarten sind. Soweit Beeinträchtigungen vorliegen, wird 
durch die Festlegung von Vermeidungs-, Verminderungs- oder Ausgleichsmaßnahmen-
maßnahmen, die in Form von Nebenbestimmungen in den Bescheid aufgenommen wurden, 
entgegengewirkt. 
Dem Schutz vor und der Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen im Sinne des § 5 Abs. 1 
Ziffern 1 und 2 BImSchG ist damit in vollem Umfang Rechnung getragen. Insbesondere sind 
die Anlagen nach dem Stand der Technik zu errichten und zu betreiben, so dass eine Emis-
sionsbegrenzung stattfindet. Den Pflichten, die sich aus § 5 Abs. 3 BImSchG nach Betriebs-
einstellung ergeben, wird aufgrund der vorgelegten Unterlagen ebenfalls Genüge getan.  
Der Errichtung und dem Betrieb der Anlagen stehen nach dem Ergebnis der Prüfungen, 
auch keine anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegen.  
 
Die Antragstellerin hat daher Anspruch auf Erteilung der Genehmigung.  
 
Die Zuständigkeit zum Erlass dieses Bescheides ergibt sich aus Artikel 2 der 2. Landesver-
ordnung zur Änderung der Landesverordnung über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 
Immissionsschutzes (ImSchZuVO vom 14.06.2002) vom 16. Mai 2023 (GVBl. Rhld.-Pf. Nr. 
10 Seite 158 vom 31.05.2023).  
 
Vor Erteilung der Genehmigung hat analog § 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes eine 
Abstimmung mit der Antragstellerin durch Übersendung des Genehmigungsentwurfes am 
25.11.2025 und der 1. Änderung am 02.12.2025, stattgefunden. 
 
Zu den Kosten des Verfahrens ergeht ein gesonderter Kostenbescheid. 
 
 
VI. Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung 
Alzey-Worms, Postanschrift: Postfach 13 60, 55221 Alzey, Hausanschrift: Ernst-Ludwig-
Straße 36, 55232 Alzey, oder durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur3 an: sig-
natur@alzey-worms.de oder mit qualifizierter elektronischer Signatur1 per Online-Dienst „vir-
tuelle Poststelle“ (VPS) des Landes Rheinland-Pfalz oder schriftformersetzend nach § 3a Ab-
satz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a Absatz 5 des Onlinezugangsgesetzes 
einzulegen. 
Die Frist wird auch durch Einlegung des Widerspruchs beim Kreisrechtsausschuss des Land-
kreises Alzey-Worms gewahrt. 
 

                                                           
3 Vgl. Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juli 2014 über die elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Bin-
nenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. EU Nr. L 257 S. 73) 
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1 Vgl. Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 
über die elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. EU Nr. L 257 S. 73) 

 
 
Hinweis: 
Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen die Zulassung einer Windenergiean-
lage an Land, mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m, haben nach § 63 BImSchG keine 
aufschiebende Wirkung.  
Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfech-
tungsklage gegen eine Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthöhe 
von mehr als 50 m nach § 80 Abs. 5 S. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) kann beim 
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz, gemäß § 63 
Abs. 2 S. 1 BImSchG nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung gestellt 
und begründet werden. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Gez. Emrich 
 
Angela Emrich 
 
Anlagen: 
3 Ordner Genehmigungsunterlagen (Antrags- und Planunterlagen mit Sichtvermerk) 
 
 


